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Beginn: 13.32 Uhr. 

Präsidentin Hanna Naber: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich begrüße Sie 

und bitte Sie, Ihre Plätze einzunehmen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, heute vor 71 Jah-

ren erhoben sich Menschen in der gesamten Deut-

schen Demokratischen Republik, um für einen poli-

tischen Wandel einzutreten. Was als Aufstand der 

Arbeiterinnen und Arbeiter auf dem Land begann, 

wurde zu Massenprotesten gegen die DDR-Regie-

rung. Mithilfe des sowjetischen Militärs schlug die 

Sozialistische Einheitspartei die Demonstrationen 

gewaltsam nieder.  

Der Volksaufstand am 17. Juni 1953 war die erste 

Massenerhebung im Machtbereich der Sowjet-

union. Die Menschen in der DDR haben sich mit be-

eindruckendem Mut für Freiheit und Selbstbestim-

mung eingesetzt und mussten doch so viel länger 

als ihre Nachbarn in Westdeutschland genau darauf 

warten. Die Erinnerung an dieses Ereignis müssen 

wir bewahren, gerade in Zeiten, in denen unsere 

Demokratie so unter Druck steht. 

Tagesordnungspunkt 1: 

Mitteilungen der Präsidentin  

Ich eröffne die 42. Sitzung im 17. Tagungsabschnitt 

des Niedersächsischen Landtages der 19. Wahlpe-

riode.  

Ich bitte Sie, sich, soweit möglich, von den Plätzen 

zu erheben. 

Am 30. Mai 2024 verstarb der ehemalige Abgeord-

nete Rudolf Karl Fischer im Alter von 84 Jahren. Ru-

dolf Karl Fischer gehörte dem Niedersächsischen 

Landtag als Mitglied der FDP-Fraktion von 1982 bis 

1989 an. Während dieser Zeit war er Mitglied im 

Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, im 

Ausschuss für Vertriebene, Flüchtlinge und Aus-

siedler sowie Fragen des Zonenrandgebietes, im 

Ausschuss für öffentliches Dienstrecht, im Zehnten 

und im Elften Parlamentarischen Untersuchungs-

ausschuss sowie im Wahlprüfungsausschuss. Wir 

werden den Kollegen in guter Erinnerung behalten 

und widmen ihm ein stilles Gedenken. - Ich danke 

Ihnen. 

Die Reihen sind sehr gut gefüllt, und ich stelle die 

Beschlussfähigkeit des Hauses fest. 

Zur Tagesordnung: Die Einladung für diesen Ta-

gungsabschnitt sowie die Tagesordnung ein-

schließlich des Nachtrags liegen Ihnen vor. Mit der 

Tagesordnung mit aktualisierten Redezeiten haben 

Sie Informationen über die von den Fraktionen um-

verteilten und die von dem fraktionslosen Mitglied 

des Hauses angemeldeten Redezeiten erhalten. 

Heute Morgen hat die Fraktion der CDU mitgeteilt, 

dass aufgrund eines Versehens bei der Umvertei-

lung der Redezeiten die gewünschten Redezeiten 

zu den Tagesordnungspunkten 2 und 4 vertauscht 

wurden. Die Fraktion der CDU möchte demnach zu 

Tagesordnungspunkt 2 sieben Minuten und zu Ta-

gesordnungspunkt 4 zehn Minuten sprechen. Ich 

habe bereits zustimmende Mails bekommen, will 

dies aber formal abfragen: Wer dafür ist, dem An-

sinnen zu folgen, den bitte ich um ein Handzeichen. 

- Das ist einstimmig der Fall. 

Die heutige Sitzung soll gegen 20 Uhr enden. 

Ich weise darauf hin, dass in der Portikushalle die 

Ausstellung „Können wir gemeinsam?“ zu sehen ist. 

Studierende der Hochschule für angewandte Wis-

senschaften und Kunst Hildesheim/Holzmin-

den/Göttingen stellen darin Konzepte, Ideen und 

Lösungsansätze zu der Frage vor, wie Kommunika-

tion in unserer und für unsere Demokratie aussehen 

kann. Darüber hinaus werden Studierende in der 

Mittagspause am Mittwoch hier anwesend sein, um 

mit Ihnen darüber zu sprechen. 

Für die Initiative „Schulen in Niedersachsen online“ 

werden in den kommenden Tagen Schülerinnen 

und Schüler des Gymnasiums aus Melle mit einer 

Online-Redaktion live aus dem Landtag berichten. 

Die Patenschaft dafür hat der Abgeordnete Thomas 

Uhlen übernommen. 

(Beifall) 

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt Ihnen 

nunmehr Herr Schriftführer Axel Miesner mit. Herr 

Miesner, bitte! 

Schriftführer Axel Miesner: 

Entschuldigt haben sich: von der SPD-Fraktion Herr 

Arends und Herr Klein, von der CDU-Fraktion Frau 

Bode, Herr Calderone und Herr Wille, von der Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen Frau Kollenrott, von der 

AfD-Fraktion ab 15 Uhr Herr Marzischewski-Dre-

wes. 

Präsidentin Hanna Naber: 

Vielen Dank, Herr Miesner.  
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Ich rufe auf: 

Tagesordnungspunkt 2: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Nie-

dersächsischen Architektengesetzes, des Nie-

dersächsischen Ingenieurgesetzes und der Nie-

dersächsischen Bauordnung - Gesetzentwurf der 

Landesregierung - Drs. 19/3279 - Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Wirtschaft, Verkehr, 

Bauen und Digitalisierung - Drs. 19/4503 - Ände-

rungsantrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/4572 - 

Schriftlicher Bericht - Drs. 19/4620  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzentwurf 

mit Änderungen anzunehmen.  

Der Änderungsantrag der CDU-Fraktion zielt da-

rauf, über den Gesetzentwurf und die Beschluss-

empfehlung hinaus auch § 6 Abs. 3 des Architek-

tengesetzes zu ändern.  

Wir kommen zur Beratung. Für selbige hat sich zu 

Wort gemeldet: für die Fraktion der CDU die Abge-

ordnete Colette Thiemann. Frau Thiemann, bitte! 

(Beifall bei der CDU) 

Colette Thiemann (CDU): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Heute 

werden wir im Zuge der abschließenden Beratun-

gen neben der Niedersächsischen Bauordnung und 

dem Niedersächsischen Ingenieurgesetz auch zu 

Änderungen des Niedersächsischen Architektenge-

setzes abstimmen.  

Dass wir hier trotz der Bedeutung der Sache gera-

dezu im Galopp unterwegs sind, dürfte wohl dem 

Umstand geschuldet sein, dass ein seit der letzten 

Legislaturperiode laufendes Vertragsverletzungs-

verfahren bzw. Umsetzungspflichten aus einer EU-

Richtlinie, auch damals in Zuständigkeit unseres 

Bauministers Olaf Lies, erst aktuell nachhaltig prio-

risiert wurden. 

Dem von uns nun vorgelegten Änderungsantrag 

muss man zustimmen, wenn man es unter anderem 

mit Fragen des Bürokratieabbaus wirklich ernst 

meint.  

Der derzeitige § 6 Abs. 3 des Niedersächsischen 

Architektengesetzes regelt sehr detailliert die not-

wendigen Fortbildungen für die Eintragung in die Ar-

chitektenliste. Neben der Anzahl der zu absolvie-

renden Veranstaltungen werden auch ganz konkret 

die Themen der Fortbildung festgelegt. Der Gesetz-

geber verfolgte mit der konkreten Ausgestaltung 

durchaus ein Ziel: Er wollte durch die detaillierte 

Festlegung von Fortbildungsinhalten und Anzahl in 

§ 6 Abs. 3 des Niedersächsischen Architektenge-

setzes sicherstellen, dass alle Architektinnen und 

Architekten über ein einheitliches und hohes Maß 

an Wissen und Fähigkeiten verfügten.  

Dies sollte eine konstante Qualität der architektoni-

schen Dienstleistung gewährleisten und das Ver-

trauen in den Berufsstand fördern. Zudem ver-

sprach man sich Klarheit und Transparenz. Durch 

die detaillierten Regelungen im Gesetz sollten klare 

Vorgaben geschaffen werden, die Transparenz für 

die Architekten bieten. Es sollte sofort ersichtlich 

sein, welche Fortbildung sie absolvieren müssen, 

um die Anforderungen für die Eintragung in die Ar-

chitektenliste zu sichern. Zudem wollte man - und 

dies ist insbesondere ein Phänomen der deutschen 

Gesetzgebung, die oft nur wenig Vertrauen in die im 

Übrigen meist kundigen Anwender signali-

siert - Fehlinterpretationen vermeiden. Man unter-

stellte, dass eine besonders ausführliche gesetzli-

che Regelung das Risiko von solchen Fehlinterpre-

tationen und unterschiedlichen Auslegungen mini-

miere. So wollte man Rechtssicherheit für die Archi-

tekten und die prüfenden Stellen schaffen. 

Aber wie nicht allzu selten, trifft der sicherlich dem 

Grunde nach gute Wille des Gesetzgebers dann in 

der Anwendung auf die Realität. Diese niedersäch-

sische Regelung blendet nämlich aus, dass die 

Pflichtfortbildungen zur Eintragung in den einzelnen 

Bundesländern recht unterschiedlich gestaltet sind. 

Diese Unterschiede erschweren die gegenseitige 

Anerkennung von Eintragungen zwischen den Ar-

chitektenkammern der verschiedenen Bundeslän-

der. 

Um unnötige bürokratische Hürden zu vermeiden 

und abzubauen, sollten alle Architektenkammern 

der Bundesländer daher, wie in unserem Ände-

rungsantrag für Niedersachsen gefordert, konsis-

tente Lösungen in den jeweiligen Kammerrechten 

verankern. Durch die Überführung der Regelungen 

aus diesem Gesetz in das Satzungsrecht der Kam-

mern wird die Möglichkeit geschaffen, auf Verände-

rungen in diesem Berufsfeld schnell reagieren zu 

können.  

Durch die bisherige detaillierte gesetzliche Veran-

kerung der Fortbildungsinhalte fehlt diese aus mei-
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ner und unserer Sicht notwendige Flexibilität. An-

passungen an neue Anforderungen und technologi-

sche Entwicklungen können so nicht zeitnah erfol-

gen, da gesetzliche Änderungen - das wissen wir 

alle - lange Prozesse sind. Die Fortbildungsinhalte 

könnten im Sinne unseres Änderungsantrags so je-

derzeit, wenn es sinnhaft oder nötig ist, angepasst 

werden. 

Die bisher in § 6 Abs. 3 Satz 2 geregelte Vorausset-

zung für die Eintragung ins Architektenverzeichnis 

sollte ebenfalls in das Satzungsrecht der Kammern 

überführt werden. Dies würde es den Kammern er-

möglichen, ihre Regelungen den aktuellen Erforder-

nissen des Berufsstands jederzeit anzupassen und 

so eine einheitlichere und flexiblere Handhabung 

der Eintragungen und Fortbildungsanforderungen 

zu gewährleisten. Durch diese Vereinheitlichung 

und Flexibilisierung können bürokratische Hürden 

abgebaut werden. Dies erleichtert die Eintragung in 

die Architektenliste, aber auch den Wechsel zwi-

schen den Bundesländern für die Architekten. 

Die Übertragung der Regelung in das Satzungs-

recht stärkt zudem die Autonomie der Kammern. 

Sie können eigenverantwortlich über Fortbildungs-

anforderungen entscheiden und diese an spezifi-

sche Bedürfnisse und Entwicklungen des jeweiligen 

Bundeslandes anpassen. 

Eine einheitlichere Regelung der Fortbildung könnte 

auch die Anpassung an europäische Standards er-

leichtern. Dies wäre der notwendige Schritt zu einer 

stärkeren Integration und Anerkennung von Berufs-

qualifikationen innerhalb der Europäischen Union. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die de-

taillierte Regelung der Fortbildungsanforderungen 

im Niedersächsischen Architektengesetz zwar klare 

Vorgaben und hohe Qualitätsstandards sichert, je-

doch aufgrund der unterschiedlichen Regelungen in 

den Bundesländern zu erheblichen bürokratischen 

Aufwänden führt. 

Insoweit eine Sicherung dieser Standards sowie 

auch die nötige Transparenz gleichwohl auch über 

satzungsseitige Regelungen abbildbar wäre, würde 

die Überführung dieser Regelungen in das Sat-

zungsrecht der Kammern nicht nur die Flexibilität 

und die Anpassungsfähigkeit erhöhen, sondern 

auch die gegenseitige Anerkennung von Eintragun-

gen erleichtern und damit faktisch die Mobilität der 

Architektinnen und Architekten innerhalb Deutsch-

lands und Europas verbessern; denn die wirkliche 

Qualitätssicherung und Sicherstellung der Stan-

dards dürfte vielmehr in der Streichung des § 53 

Abs. 4 NBauO liegen. Es wäre mit dem Ziel, dass 

die NBauO auch weiterhin Grundlage der Qualitäts-

sicherung ist und ein Schutzniveau für den unkun-

digen Bauherrn vorhält, wohl kaum vereinbar, wenn 

Absolventen ohne Berufserfahrung eine Bauvorla-

geberechtigung in vollem Umfang zugesprochen 

würde. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich bitte Sie daher, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

auch diesem Änderungsantrag im Sinne des Ab-

baus von Bürokratie und der größeren Flexibilisie-

rung der Fort- und Ausbildung bei sich immer 

schneller ändernden Anforderungen an den Beruf 

des Architekten zuzustimmen. 

Ein besseres Niedersachsen ist machbar! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsidentin Hanna Naber: 

Herzlichen Dank, Frau Thiemann. - Für die Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen hat sich zu Wort gemeldet: 

der Kollege Heiko Sachtleben! Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Heiko Sachtleben (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg*innen! 

Ich freue mich sehr, dass der heutige Plenartag wie-

der rund um das Thema Bauen stattfindet. Wir ha-

ben heute zwei Gesetzesänderungen im Plenum, 

die das Bauen und das Wohnen in Niedersachsen 

schneller, einfacher und günstiger machen. Ge-

meinsam machen wir uns auf den Weg, das Bauen 

wieder attraktiv zu machen und so der Neubaukrise 

und der angespannten Situation auf dem Woh-

nungsmarkt entgegenzutreten. Dabei müssen wir 

die Dinge aber ganzheitlich angehen und müssen in 

allen Belangen des Bauens entlastend wirken. 

Während wir bereits die Wohnraum Niedersachsen 

GmbH gegründet haben und sie als helfenden, un-

terstützenden Faktor auf einem angespannten 

Wohnungsmarkt etablieren, werden wir noch heute 

die NBauO verändern und damit den Bau deutlich 

beschleunigen. Mit der Änderung des Niedersäch-

sischen Architekt*innen- und des Ingenieursgeset-

zes schaffen wir ein Gesamtkonzept, einen Lö-

sungsansatz aus einem Guss. 

Ich möchte hier nicht wie meine Vorrednerin ins De-

tail gehen, möchte aber betonen, wieso es so wich-

tig ist. Die aktuelle Lage ist mau. Der Wohnungs-
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markt ist umkämpft, knapp und unfair. Verliererin-

nen sind die Gruppen, welche sowieso einen 

schweren Stand in unserer Gesellschaft haben. 

Eine gute Bau- und Wohnungspolitik ist damit einer 

der Grundpfeiler guter Sozialpolitik und ist der 

Grundpfeiler einer fairen Gesellschaft. 

Wir haben einen nicht hinnehmbaren Istzustand. 

Deshalb ist es Zeit für Veränderungen. Soziale Un-

gerechtigkeit führt zu Politikverdrossenheit und Un-

zufriedenheit und damit oft zur Empfänglichkeit für 

rechtsextreme Narrative. Wir gehen mit präzisen 

Schritten in der Bau- und Wohnungsraumpolitik in 

Richtung einer gerechten Gesellschaft. Das bedeu-

tet: Wir sind aktiv dabei, Lösungen für Probleme zu 

entwerfen und umzusetzen, und schützen damit 

auch unsere Demokratie. 

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

Mit der Gesetzesänderung sorgen wir konkret für ei-

nen Bürokratieabbau. Wir vereinheitlichen die Pro-

zesse und halten uns damit an die europäischen 

Standards und an das europäische Recht. Eine Ein-

heitlichkeit im europäischen Raum wirkt beschleu-

nigend und führt konkret zu günstigeren, umsetzba-

ren Prozessen. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Präsidentin Hanna Naber: 

Vielen Dank, Herr Sachtleben. - Für die Fraktion der 

SPD hat sich zu Wort gemeldet: der Abgeordnete 

Frank Henning. Herr Henning, bitte!  

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Frank Henning (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Anlass für die Novellierung des Nie-

dersächsischen Architektengesetzes und des Nie-

dersächsischen Ingenieurgesetzes sowie der Nie-

dersächsischen Bauordnung sind insgesamt zwei 

EU-Vertragsverletzungsverfahren. 

Im ersten Vertragsverletzungsverfahren geht es um 

die Bauvorlageberechtigung von Ingenieurinnen 

und Ingenieuren aus EU-Mitgliedstaaten, die sich 

hier in Niedersachsen niederlassen wollen und ih-

ren Beruf bei uns ausüben möchten. Die Europäi-

sche Kommission hat die bisher geforderten Ausbil-

dungsvoraussetzungen und das Fehlen von Aus-

gleichsmaßnahmen kritisiert. Insbesondere bemän-

gelte die Kommission, dass bauvorlageberechtigte 

Ingenieurinnen und Ingenieure nicht nur einen 

Hochschulabschluss der Fachrichtung Bauingeni-

eurwesen nachweisen müssen, sondern zusätzlich 

auch zwei Jahre praktische Berufserfahrung auf 

dem Gebiet der Objektplanung von Gebäuden. Hin-

tergrund ist somit ein Verstoß gegen die EU-Berufs-

anerkennungsrichtlinie. 

Im zweiten Vertragsverletzungsverfahren unterstellt 

die EU-Kommission, die Bundesländer und der 

Bund hätten die EU-Verhältnismäßigkeitsrichtlinie 

nicht in nationales Recht umgesetzt. Zu den Einzel-

heiten verweise ich auf den Ihnen vorliegenden 20-

seitigen Bericht unter der Drucksache 19/4620 über 

die Ausschussberatungen. Die Details erspare ich 

Ihnen jetzt allerdings, zumal die Lektüre dieses Be-

richts nur etwas für Jura-Junkies ist, also sehr spe-

ziell und sehr kompliziert. 

Die Landesregierung und die sie tragenden Fraktio-

nen von SPD und Grünen wollen das Bauen einfa-

cher, schneller und kostengünstiger machen. Das 

wird heute Nachmittag ja auch noch einmal bei der 

Novelle der Bauordnung unter TOP 4 eine entschei-

dende Rolle spielen. Die Anhörung zum Architek-

ten- und Ingenieurgesetz hat jedoch deutlich ge-

macht: Wer das Bauen durch die Absenkung von 

Baustandards einfacher und kostengünstiger ma-

chen will, der braucht Experten im Baurecht und 

keine Berufsanfänger. Wir haben uns daher nach 

der Anhörung im Ausschuss der entsprechenden 

Resolution der Ingenieurkammer angeschlossen. 

Wer die Bauvorschriften flexibler machen will, darf 

nicht gleichzeitig die Qualifikation für die Berufs-

praktiker absenken.  

Wir haben im Ausschuss nun gemeinsam mit dem 

GBD eine europarechtskonforme Lösung gefunden, 

die gleichzeitig das Qualitätsniveau der Entwurfs-

verfasser sichert. Europarechtlich sind nunmehr die 

Mitgliedstaaten verpflichtet, diejenigen Ausbil-

dungsnachweise ausreichen zu lassen, die genü-

gen, um im Herkunftsstaat die Berufstätigkeit aus-

zuüben. Die Neuregelung im Ingenieurgesetz sieht 

nun vor, daran festzuhalten, dass neben einem Stu-

dium, welches in einem anderen EU-Mitgliedstaat 

oder im gleichgestellten Ausland absolviert wurde 

und auch dort ausreicht, um die Erlaubnis zur Er-

bringung von Entwurfsdienstleistungen auf dem Ge-

biet der Objektplanung von Gebäuden zu erhalten, 

auch noch eine zweijährige berufspraktische Tätig-

keit auf dem Gebiet der Objektplanung verlangt 
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wird. Es wird also weiterhin grundsätzlich insbeson-

dere für die inländischen Studienabsolventinnen 

und -absolventen für die Eintragung in die Architek-

tenliste eine nach dem Studium absolvierte zweijäh-

rige berufspraktische Tätigkeit verlangt.  

Für Absolventen aus dem EU-Ausland, die dort 

nach dem Studium und ohne weitere berufsprakti-

sche Tätigkeit als Architekt ihrer Tätigkeit nachge-

hen dürfen, gilt dies allerdings ausdrücklich nicht. 

Das heißt, in solchen Fällen wird die berufsprakti-

sche Tätigkeit nicht verlangt. Mit anderen Worten: 

In Übereinstimmung mit dem Europarecht werden 

zumindest Absolventen aus dem EU-Ausland auch 

ohne jede Berufserfahrung in die Architektenliste 

eingetragen und sind folglich nach § 53 NBauO un-

beschränkt bauvorlageberechtigt. Dazu zwingt uns 

das EU-Vertragsverletzungsverfahren. Für die In-

länder gilt aber nach wie vor die Regelung, dass 

eine zweijährige Berufserfahrung gefordert wird, um 

das Qualitätsniveau abzusichern. Das scheint mir 

ein vernünftiger Kompromiss zu sein, der einerseits 

das EU-Vertragsverletzungsverfahren zu einem gu-

ten Ende bringt und andererseits das Qualitätsni-

veau der Entwurfsverfasser absichert.  

Lassen Sie mich zum Schluss noch auf einen ganz 

anderen Aspekt der heutigen Novelle eingehen, der 

angesichts der Bedeutung der Frage des Qualitäts-

niveaus der Entwurfsverfasser aus meiner Sicht 

sonst völlig aus dem Blickfeld zu geraten droht. 

Neben der Umsetzung der eben geschilderten eu-

roparechtlichen Vorgaben ist für uns als eine der 

beiden regierungstragenden Fraktionen politisch 

die Beschleunigung des Fachkräfteeinwanderungs-

verfahrens besonders wichtig. Die Bundesregierung 

hat das Fachkräfteeinwanderungsgesetz beschlos-

sen, um Zuwanderung gezielt zu steuern und im In-

teresse der Arbeitgeber, die ja immer über Fach-

kräftemangel klagen, dem Wirtschaftsstandort 

Deutschland diese Fachkräfte zuzuführen. Vor die-

sem Hintergrund begrüßen wir es ausdrücklich, 

dass der Inhalt des § 14 des Berufsqualifikations-

feststellungsgesetzes, kurz: BQFG, an dieser Stelle 

in das Ingenieurgesetz und das Architektengesetz 

übernommen wird. Aus unserer Sicht muss also 

derjenige, der den Fachkräftemangel wirksam be-

kämpfen will, ausländische Berufsqualifikationen 

großzügig anerkennen.  

Vor diesem Hintergrund begrüßt die SPD-Fraktion 

alles, was im Allgemeinen Teil der Begründung des 

Gesetzentwurfs unter Nr. 4 „Einführung des be-

schleunigten Fachkräfteverfahrens“ ausdrücklich 

dargelegt wird, und wird dem Gesetzentwurf heute 

natürlich zustimmen.  

Dem Antrag der CDU-Fraktion können wir nicht zu-

stimmen, da das Wirtschaftsministerium und auch 

Berufsverbände verfassungsrechtliche Bedenken 

im Hinblick auf Artikel 12, aber auch europarechtli-

che Bedenken gegenüber Ihrem Antrag haben, die 

Fortbildungspflicht im Architektengesetz statt in der 

Satzung der Architektenkammer zu regeln. Andere 

Verbände sehen das durchaus kritisch, sodass eine 

vorherige Verbandsanhörung notwendig würde. 

Diese Verbandsanhörung ist aber aus zeitlichen 

Gründen nicht mehr machbar, da das Gesetzge-

bungsverfahren nach den Ausführungen des Wirt-

schaftsministers im Ausschuss spätestens im zwei-

ten Quartal dieses Jahres beendet sein muss, um 

das Vertragsverletzungsverfahren noch abwenden 

zu können. Vor diesem Hintergrund kommt der An-

trag jetzt etwas zu spät.  

Wir werden uns vielleicht bei der nächsten Novelle, 

die ja noch ins Haus steht - nach der Novelle ist ja 

bekanntlich vor der Novelle -, wieder mit diesem 

CDU-Antrag beschäftigen. Heute müssen wir ihn 

leider aus den genannten Gründen ablehnen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Präsidentin Hanna Naber: 

Vielen Dank, Herr Henning. - Für die Fraktion der 

AfD hat sich zu Wort gemeldet: der Abgeordnete 

Omid Najafi. Herr Najafi, bitte! 

(Beifall bei der AfD) 

Omid Najafi (AfD): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! In der abschließenden Ausschussberatung 

hat die SPD selbst eingestanden, dass dieser Ge-

setzentwurf noch unreif sei. Dennoch soll er heute 

beschlossen werden. Es gibt dahin gehend eine 

Dringlichkeit, weil hier den Vorgaben der EU ent-

sprochen werden muss, da wir an der Schwelle ei-

nes Vertragsverletzungsverfahrens stehen. Das ist 

ein typisches Beispiel dafür, wenn eine gut ge-

meinte, aber schlecht gemachte EU-Vorschrift auf 

das komplexe deutsche Gesellschaftsrecht und die 

berechtigten Interessen der Berufsverbände deut-

scher Architekten und Ingenieure trifft.  

Es gibt Unklarheiten bei der Handhabung von ein-

getragenen und nicht eingetragenen GbRs. Hier 

wurde darauf verwiesen, dass nicht eingetragene 
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GbRs statistisch nur kurzlebig und projektbezogen 

beansprucht werden. Laut dem Gesetzgebungs- 

und Beratungsdienst, dem GBD, gibt es in diesem 

Gesetzentwurf keine ausdrückliche Regelung bei 

Eintragung als offene Handels- oder Kommanditge-

sellschaft. Wo ehemals „Architekt“ dranstand, 

wusste man, dass auch Architekt drinsteckt. Diese 

Wahrnehmung wird durch die EU verzerrt.  

Zur Bezeichnung „Architektengesellschaft“ gab es 

in der Vorlage des GBD ein Zitat, welches schon 

vieles aussagt. Ich zitiere: Aus Sicht des GBD be-

stehen im Hinblick auf das Erfordernis einer hälfti-

gen Beteiligung von Architekten Zweifel, weil sich 

der EuGH-Rechtsprechung die Unterscheidung 

zwischen einem unzulässigen Mehrheitserfordernis 

und einem zulässigen Erfordernis einer hälftigen 

Beteiligung so nicht entnehmen lässt. 

Zur Unternehmensbeteiligung an Architektengesell-

schaften schreibt der GBD: Unabhängig von der be-

grifflichen Unschärfe erschließt sich aus Sicht des 

GBD jedenfalls europarechtlich im Hinblick auf die 

Ziele des Schutzes der Dienstleistungsempfänger 

und der Sicherstellung der Dienstleistungsqualität 

nicht, aus welchem zwingenden Grund sich zum 

Beispiel ein Bauunternehmer als Investor mit einem 

zehnprozentigen Anteil an einer Architektengesell-

schaft beteiligen dürfen soll, eine Apothekerin als 

Angehörige eines freien Berufs oder ein reiner Fi-

nanzinvestor hingegen nicht. 

Diese Lücken ziehen sich an verschiedensten Stel-

len wie ein roter Faden durch den gesamten Ge-

setzentwurf. Frau Thiemann hat ja bereits einiges 

dazu gesagt. 

Letzten Endes weicht dies nur die deutsche Quali-

tätsarbeit auf. Die Architekten- und die Ingenieur-

kammer haben einige Punkte bemängelt, andere 

befürwortet. Wir werden uns hier enthalten müssen.  

Vielen lieben Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsidentin Hanna Naber: 

Vielen Dank. - Für die Landesregierung erteile ich 

das Wort Herrn Minister Olaf Lies. Herr Lies, bitte! 

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Verkehr, Bauen 

und Digitalisierung: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Zunächst einmal möchte ich mich beim Parlament 

und beim Ausschuss ganz herzlich für die wirklich 

zügige Beratung und die Möglichkeit, dass wir heute 

zur Beschlussfassung kommen können, bedanken. 

Der Druck ist tatsächlich relativ groß - Anlass sind, 

wie wir vorhin gehört haben, die beiden Vertrags-

verletzungsverfahren -, und wir müssen bis zum 

Ende dieses zweiten Quartals zu einer Entschei-

dung kommen.  

Ich will nur kurz auf die Punkte eingehen. Vieles ist 

gerade genannt worden. Was ist denn die eigentli-

che Änderung? - Die eigentliche Änderung ist im 

Hinblick auf das Vertragsverletzungsverfahren das 

Thema Berufsanerkennung, also eben nicht mehr 

die zweijährige praktische Erfahrung, gerade mit 

Blick darauf, was für diejenigen, die aus dem Aus-

land kommen, eine Hürde darstellt, wenn sie als In-

genieurin oder Ingenieur in Niedersachsen bauvor-

lageberechtigt sein wollen.  

Das Zweite ist die EU-Verhältnismäßigkeitsrichtli-

nie. Die EU erwartet, dass sowohl dem Architekten-

gesetz als auch dem Ingenieurgesetz eine Anlage 

beigefügt wird, in der das genau geklärt wird.  

Aber auch der dritte Punkt ist wichtig: zusammen 

dafür zu sorgen - das ist ein gutes Ziel -, dass mul-

tidisziplinäre Gesellschaften, also mit gewerblichen 

Trägern - wir haben das gerade gehört - und Betei-

ligung von juristischen Personen an einer Gesell-

schaft möglich sind.  

Was ist der Grund dafür? - Ich habe vorhin gesagt: 

Der Grund ist das Verfahren vor dem Europäischen 

Gerichtshof, der in einem Urteil zu Ziviltechnikerge-

sellschaften in Österreich Verstöße gegen die EU-

Dienstleistungsrichtlinie festgestellt hat.  

Was machen wir jetzt? - Das ist, glaube ich, ganz 

wichtig: Wir ändern hier nicht mehr, aber auch nicht 

weniger, als uns das Urteil vorgibt. Die Euro-

parechtskonformität wird hergestellt, ohne den Titel-

schutz und den Verbraucherschutz aufzuweichen. 

Das ist bei diesem sehr sensiblen Thema ganz 

wichtig. Auch unter dem übernächsten Tagesord-

nungspunkt werden wir über Erleichterungen und 

damit auch über die Verantwortung reden, die ge-

rade auch Architektinnen und Architekten und Inge-

nieurinnen und Ingenieure haben. 

Also wichtig ist: Wo „Architektin“ bzw. „Architekt“  

oder „Beratende Ingenieurin“ bzw. „Beratender In-

genieur“ draufsteht, da sollen auch zukünftig verant-

wortliche Architektinnen und Architekten, Beratende 

Ingenieurinnen und Ingenieure drinstecken. Das ist, 

glaube ich, dabei ganz wichtig, damit an der Stelle 

auch die Sicherheit vorhanden ist.  

Wichtig ist aber auch, gerade für die Gesellschaften 

selber: Die niedersächsischen Berufsgesellschaf-
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ten der Architektinnen und Architekten und Ingeni-

eurinnen und Ingenieure sollen zukünftig auch in 

Form einer offenen Handelsgesellschaft oder einer 

Kommanditgesellschaft geführt werden können. Da 

sind wir sogar Vorreiter in Deutschland. Wir erleich-

tern hier also auch die Strukturen ein ganzes Stück.  

Der Gesetzentwurf enthält auch Regelungen zur 

Anhebung der Mindestversicherungssumme für 

Sach- und Vermögensschäden in der Berufshaft-

pflicht und dazu, die Leistungen der Versicherungs-

unternehmen auf das Dreifache der Mindestversi-

cherungssumme zu begrenzen. Das war übrigens 

ein Wunsch der Architektenkammer, den wir in die-

sem Zusammenhang mit aufgenommen haben.  

Wir haben es gerade auch gehört: Es werden auch 

Verfahrensregeln für die Umsetzung des Beschleu-

nigten Fachkräfteverfahrens nach § 81 a des Auf-

enthaltsgesetzes eingeführt. 

Es passiert also eine ganze Menge, um Erleichte-

rungen zu schaffen, aber unter dem zeitlichen 

Druck, der sich aus dem Vertragsverletzungsver-

fahren ergibt. 

Ich komme nun zu dem Änderungsantrag der CDU, 

mit dem die Frage aufgeworfen wird, ob bestimmte 

Dinge eigentlich im Gesetz geregelt werden müs-

sen oder nicht auch über Satzungsermächtigungen 

geregelt werden können.  

Das ist ja erst mal überhaupt kein schlechter Ge-

danke, sondern, im Gegenteil, das könnte deutlich 

zur Vereinfachung beitragen. In der Zeit, die wir ha-

ben und in der wir einerseits prüfen müssen, was in 

anderen Gesetzen steht und ob das dann genauso 

für andere Kammern und Verbände gelten müsste, 

und andererseits der Frage nachgehen müssen, 

wie wir das alles eigentlich abbilden, damit es ver-

fassungsrechtlich in Ordnung ist, war das aber nicht 

umsetzbar. 

Insofern sende ich das Signal auch an die Kollegin-

nen und Kollegen der CDU: Wir werden das weiter 

beraten. Das ist tatsächlich so. Wir werden relativ 

zügig in die nächste Novelle einsteigen. Nicht nur 

beim Architektengesetz oder Ingenieurgesetz halte 

ich das für einen wichtigen und interessanten An-

satz. Diesen sollten wir auch in anderen Fällen mit-

einander diskutieren. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Präsidentin Hanna Naber: 

Vielen Dank, Herr Minister Lies.  

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Dafür bitte ich 

um Aufmerksamkeit. 

Wir stimmen zunächst über den Änderungsantrag 

der Fraktion der CDU in der Drucksache 19/4572 

ab, der, wie eingangs erläutert, über die Beschluss-

empfehlung hinausgeht. Sofern dieser abgelehnt 

wird, stimmen wir im Anschluss über die Empfeh-

lung des Ausschusses ab. 

Wer den Gesetzentwurf entsprechend dem Ände-

rungsantrag der Fraktion der CDU in der Fassung 

der Beschlussempfehlung sowie mit der vorge-

schlagenen Änderung zu § 6 Abs. 3 des Architek-

tengesetzes in der Schlussabstimmung annehmen 

möchte, den bitte ich, soweit möglich, aufzustehen. 

(Drei Abgeordnete aus der SPD-Frak-

tion erheben sich - Heiterkeit und Bei-

fall bei der CDU - Ulf Thiele [CDU]: Drei 

Aufrechte! Jawohl!) 

- Die Präsidentin hat nicht aus Spaß um Aufmerk-

samkeit bei diesem Abstimmungsverfahren gebe-

ten. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Ulrich Watermann [SPD]: Jetzt dürft 

ihr aufstehen! - Heiterkeit) 

Wer möchte sich enthalten? - Der Änderungsantrag 

der Fraktion der CDU wurde somit abgelehnt. 

(Sebastian Zinke [SPD] führt ein Ge-

spräch) 

- Herr Zinke, Aufmerksamkeit kann nicht schaden. 

Das haben wir gerade gesehen. 

(Heiterkeit) 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Be-

schlussempfehlung. 

Wer der Beschlussempfehlung folgen und damit 

den Gesetzentwurf der Landesregierung in der 

Schlussabstimmung mit den in der Beschlussemp-

fehlung empfohlenen Änderungen annehmen will, 

den oder die bitte ich, soweit möglich, aufzustehen. 

- Die Gegenprobe! - Niemand. Enthaltungen? - Die 

Fraktion der CDU und die Fraktion der AfD. Somit 

wurde der Beschlussempfehlung mehrheitlich ge-

folgt.  
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Ich rufe auf: 

Tagesordnungspunkt 3: 

Abschließende Beratung: 

a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Niedersächsischen Gesetzes über Kindertages-

stätten und Kindertagespflege - Gesetzentwurf 

der Fraktion der CDU - Drs. 19/1580 - b) Entwurf 

eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsi-

schen Gesetzes über Kindertagesstätten und 

Kindertagespflege - Gesetzentwurf der Fraktion 

der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 19/3990 - Beschlussempfehlung des Kultus-

ausschusses - Drs. 19/4587 - Schriftlicher Bericht - 

Drs. 19/4621  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzentwurf 

der Fraktion der SPD und der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen mit Änderungen anzunehmen 

und den Gesetzentwurf der Fraktion der CDU abzu-

lehnen. 

Wir kommen zur Beratung. Hierfür hat sich von der 

Fraktion der CDU die Kollegin Anna Bauseneick zu 

Wort gemeldet. Frau Bauseneick, bitte! 

Anna Bauseneick (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! „Ich würde mich sehr darüber freuen, 

mal eine Basteltante sein zu können.“ Das schreibt 

eine Erzieherin auf Facebook unter einen Beitrag 

des Stern. Diese Worte spiegeln die Sehnsucht wi-

der, wieder das tun zu können, was den Kern der 

Arbeit mit Kindern ausmacht. 

In Niedersachsen herrscht ein alarmierender Fach-

kräftemangel in unseren Kindertagesstätten. Wir 

müssen handeln und die Attraktivität für dieses Be-

rufsfeld stärken, denn es geht um unsere Zukunft. 

Dies ist keine Schwarzmalerei, sondern eine ernst-

hafte Krise, die unsere Gesellschaft und insbeson-

dere berufstätige Eltern vor immense Herausforde-

rungen stellt. 

Der Mangel an qualifiziertem Personal führt dazu, 

dass viele Familien keinen adäquaten Kitaplatz fin-

den, Betreuungszeiten gekürzt werden und man-

cherorts sogar ganze Gruppen geschlossen werden 

müssen. Die Verlässlichkeit und Qualität der Kin-

derbetreuung, die wir versprechen wollen, geraten 

zunehmend ins Wanken. Besonders betroffen sind 

berufstätige Eltern, die Schwierigkeiten haben, Kin-

derbetreuung und Berufstätigkeit miteinander zu 

vereinbaren. 

Unsere Erzieherinnen und Erzieher, die das Rück-

grat unserer Kitas bilden, werden an ihre psychi-

schen und physischen Grenzen gebracht. Die Trä-

ger der Einrichtungen können eine zuverlässige Be-

treuung in vielen Fällen nicht mehr gewährleisten - 

nicht aus Mangel an Engagement, sondern schlicht 

aus Mangel an Personal. 

Für uns als CDU ist klar: Wir dürfen unsere Fach-

kräfte weder verheizen noch vergraulen. 

(Beifall bei der CDU) 

Vor einem Jahr haben wir unseren Gesetzentwurf 

zur Änderung des NKiTaG ins Plenum eingebracht 

und auf den dringenden Handlungsbedarf hingewie-

sen. Die Stimmen vor Ort waren laut und hätten von 

Rot-Grün ebenfalls deutlich vernommen werden 

müssen. Sie selbst haben im letzten Jahr im Plenum 

gesagt: Wir müssen endlich darüber reden, wie wir 

diesem Bildungsauftrag wieder gerecht werden 

können. Und wir brauchen jetzt Lösungen, 

schnellstmöglich.  

Sie hätten schon vor unserem Entwurf Gespräche 

und vor allem Taten folgen lassen sollen. Doch 

selbst nach unserer Initiative ist nun ein Jahr ver-

gangen. Schon damals wollten wir als CDU eine An-

hörung. Rot-Grün lehnte ab. Zusammenarbeit in der 

Sache? - Fehlanzeige! 

(Christian Fühner [CDU]: Ja!) 

Ich möchte hier eines ganz klar sagen: „Schnellst-

möglich“ heißt in Regierungsverantwortung bei drin-

genden Themen nicht „ein Jahr“. Auch für die Ta-

gespflegepersonen in unserem Bundesland hätten 

wir uns als CDU eine frühere Planbarkeit ge-

wünscht, damit keine Großtagespflegen schließen 

müssen. Doch genau das ist leider passiert. 

(Sebastian Lechner [CDU]: So ist es!) 

Sie haben einfach viel zu lange gewartet, obwohl 

wir seit vielen Monaten darauf gedrängt haben. 

Doch nun haben Sie uns Ihren Vorschlag für die ak-

tuelle Situation unterbreitet. Der Gesetzentwurf 

sieht eine befristete Flexibilisierung vor. Doch kann 

man darauf bauen? 

Der Gesetzentwurf kam last minute. Und dann ging 

es darum, schnell die Anhörungen durchzubekom-

men. Das Juni-Plenum sollte erreicht werden. So 

sieht weder solide Regierungsarbeit aus, noch ist 

das ein solider Umgang mit der Opposition. 

(Beifall bei der CDU) 
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Ich will an dieser Stelle mal den GBD zitieren: 

„Wie sich die einzelnen Regelungen zu den 

bestehenden Regelungen … verhalten, ist … 

nicht ohne Weiteres nachzuvollziehen.“ 

Und weiter: 

„Ob das Gesamtsystem der Regelungen und 

Ausnahmen noch stimmig ist, ist zumindest 

fraglich.“ 

Und weiter: 

„Wir weisen darauf hin, dass das Gebot der 

Verständlichkeit von Rechtsnormen nicht nur 

eine Frage der Anwenderfreundlichkeit, son-

dern auch Ausfluss des verfassungsrechtli-

chen Rechtsstaatsgebots ist. Ob diesem Ge-

bot durch das komplizierte System von 

Grundsätzen und Ausnahmen noch ausrei-

chend Rechnung getragen wird, erscheint je-

denfalls zweifelhaft.“ 

Fassen wir den GBD zusammen: Die aktuellen Re-

gelungen sind schwer verständlich, und die neuen 

Detailregelungen und Ausnahmen verschärfen 

diese Problematik weiter und machen die Ge-

samtstruktur des Gesetzes fraglich. Auch in den An-

hörungen wurde diese Kritik laut. 

Haben Sie sich dieser Kritik angenommen oder 

pauschal am Juni-Plenum festgehalten? - Ich 

möchte als Antwort auf diese Frage gerne Ihre Ant-

wort im Ausschuss aufgreifen: 

„Und wenn es am Ende große Probleme ge-

ben sollte, müssen wir halt auch gegebenen-

falls nächstes Jahr noch einmal ran an das 

Kita-Gesetz.“ 

Das ist schon absurd, wenn man bedenkt, dass Sie 

vor einem Jahr unseren Gesetzentwurf als „mit hei-

ßer Nadel gestrickt“ bezeichnet haben und ihn des-

wegen abgelehnt haben. 

(Kirsikka Lansmann [SPD]: Nein, er 

war schlecht! - Heiterkeit bei der SPD) 

Nun gut. Das ist nun also die Planungssicherheit, 

auf die gebaut werden soll und die allen Betroffenen 

Vertrauen und Zuversicht vermitteln soll. Hätten 

nicht alle Beteiligten ein umfangreiches und solides 

Verfahren verdient und nicht ein im Schnellverfah-

ren verabschiedetes Gesetz? 

(Beifall bei der CDU) 

Es ist erschreckend, dass die zahlreichen Anhö-

rungsbeiträge zum neuen Kita-Gesetz so gut wie 

keine Berücksichtigung in dem nun vorliegenden 

Gesetzentwurf gefunden haben.  

Wir haben Ihnen damals angeboten - damit gehe 

ich auf Ihre Anmerkung ein -, an unserem Gesetz-

entwurf weiterzuarbeiten. Wir wollten schon im Juni 

des letzten Jahres eine Anhörung durchführen. Rot-

Grün? - Lehnte ab! 

Unser Vorschlag ist klar: eine dualisierte Ausbil-

dung, die bereits ab dem ersten Monat vergütet 

wird, in vielen anderen Bundesländern als Praxisin-

tegrierte Ausbildung (PiA) bekannt, eine Ausbil-

dung, die attraktiv ist und die gesellschaftliche Wert-

schätzung für diesen essenziellen Beruf widerspie-

gelt. Dieses Modell hat sich in anderen Bundeslän-

dern bewährt und sollte auch in Niedersachsen Ein-

zug halten.  

(Beifall bei der CDU) 

Statt nachhaltige Lösungen anzubieten, verfolgt Ihr 

Gesetzentwurf nur kurzfristige Antworten. Das ist 

absurd bei einer Befristung. Nachhaltige Maßnah-

men werden von Ihnen beiseite gewischt. Das ist 

ein Weg, der die langfristige Bildungsqualität unse-

rer Kinder aus den Augen verliert und somit langfris-

tig zur Aushöhlung des Erziehungsberufs führt.  

Als CDU-Fraktion fordern wir daher nicht nur kurz-

fristige Maßnahmen, die lediglich die Symptome be-

kämpfen, sondern eine fundierte Ausbildungsoffen-

sive, die sicherstellt, dass wir genug hochqualifi-

zierte Fachkräfte haben, um die Bildung unserer 

Kinder zu gewährleisten.  

Frau Hamburg, Ihr Ministerium hat hier einen Ge-

setzentwurf hingeklatscht, welcher handwerklich 

eine echte Katastrophe ist. Das ist ein weiteres Bei-

spiel dafür, wie Sie aktuell arbeiten. Wo ist Ihre Vi-

sion für die Zukunft unserer Kinder? Wir brauchen 

eine Strategie. Lassen Sie uns den Fachkräfteman-

gel nachhaltig bekämpfen und die Bildungsqualität 

in unseren Kitas sichern! Wir brauchen einen prag-

matischen und realistischen Weg, der schnell und 

einfach hilft, vor Ort mehr Personal in die Kitas zu 

bringen, und der die Zukunft im Blick behält. Eine 

bessere Betreuung und bessere Bildung sind in Nie-

dersachsen machbar. 

(Beifall bei der CDU) 
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Präsidentin Hanna Naber: 

Vielen Dank, Frau Bauseneick. - Zu einer Kurzinter-

vention auf Ihren Beitrag hat sich zu Wort gemeldet: 

die Kollegin Corinna Lange. Sie haben anderthalb 

Minuten. 

(Beifall bei der SPD) 

Corinna Lange (SPD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Frau Bauseneick, 

ich halte fest: Erst geht es Ihnen nicht schnell ge-

nug, dann geht es Ihnen zu schnell.  

Ich will noch einmal den Punkt mit dem GBD an-

sprechen; denn das hat mich gerade ein bisschen 

geärgert.  

Der GBD hat Bedenken dahin gehend geäußert, 

dass die ohnehin schon komplexen Regelungen im 

Gesetz - das stimmt; da gebe ich Ihnen recht - oh-

nehin schon durch die befristete Flexibilisierung 

noch komplexer werden. 

(Christian Fühner [CDU]: Verfassungs-

rechtliche Bedenken hat der GBD ge-

äußert!) 

Jetzt kommt aber mein Punkt: Deshalb sind wir im 

Ausschuss als SPD und Grüne den Vorschlägen 

des GBD zur Verbesserung von Systematik, Struk-

tur und Normenklarheit gefolgt.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Christian Fühner [CDU]: Die 

verfassungsrechtlichen Bedenken sind 

immer noch offen!) 

- Hören Sie mal zu, Herr Fühner! 

Die Regelungen sind komplex, weil sie zum einen 

den gewachsenen Strukturen in der frühkindlichen 

Bildung Rechnung tragen, aber auch, weil die an-

dauernden Krisen unserer Zeit in so kurzer Abfolge 

Anpassungen erforderlich gemacht haben und ma-

chen, dass unter erheblichem Zeitdruck eine Kri-

senreaktion in der Gesetzgebung erfolgen musste. 

Und wir handeln!  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Viele Gesetze sind deutlich komplexer und schwe-

rer lesbar als das NKiTaG, aber in einem Punkt 

gebe ich Ihnen recht: Wir müssen Gesetze machen, 

die die Menschen vor Ort verstehen. Deshalb müs-

sen wir auf eine weitere Reduzierung der Komplexi-

tät im Rahmen der nächsten NKiTaG-Novelle ach-

ten, auch wenn wir in diesem Gesetz - darauf 

komme ich gleich in meinem Redebeitrag zu spre-

chen - schon einiges an Verfahrensvereinfachun-

gen verankert haben. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Präsidentin Hanna Naber: 

Die Kollegin Bauseneick möchte erwidern. Bitte 

schön! 

Anna Bauseneick (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Es ist schon erstaunlich, welche 

Emotionen wir innerhalb dieser sieben Minuten in 

Ihren Reihen hervorgerufen haben, dass Sie hier 

gleich mit einer Kurzintervention antworten muss-

ten.  

(Beifall bei der CDU - Widerspruch bei 

der SPD) 

Der GBD hat 90 Minuten lang im letzten Ausschuss 

die Punkte vorgetragen. Ich glaube, das zeigt, wie 

viele Punkte dort bestanden haben, die kritisiert 

wurden. 

(Wiard Siebels [SPD]: Das sagt über-

haupt nichts aus! Können Sie das denn 

an der Zeit festmachen? Was ist das 

denn für eine Gleichung?) 

Wir haben ebenfalls angemerkt, dass wir bereit 

sind, eine Sondersitzung hierzu einzuberu-

fen - dazu waren Sie nicht bereit -, damit wir, aber 

auch Sie das noch einmal in Ruhe nacharbeiten 

können. Denn Sie können mir nicht sagen, dass Sie 

während dieser Zeit gleichzeitig alle Punkte aufge-

griffen und berücksichtigt haben, die der GBD an-

gemerkt hat. Wir hätten uns eine Sondersitzung ge-

wünscht. Das wurde von Ihnen abgelehnt.  

Sie sagten vorhin, es gehe uns nicht schnell genug, 

jetzt gehe es zu schnell. Nein, wir hätten uns einfach 

gewünscht, dass wir in der Sache fachlich arbeiten. 

Unser Gesetzentwurf von vor einem Jahr wäre da-

für eine gute Grundlage gewesen.  

(Beifall bei der CDU) 

Präsidentin Hanna Naber: 

Vielen Dank. - Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen erteile ich das Wort dem Kollegen Pascal Men-

nen. Bitte schön, Herr Mennen! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Pascal Mennen (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-

ordnete! Hinter meinen Kolleg*innen und mir, hinter 

allen Mitgliedern des Kultusausschusses und den 

Verwaltungsmitarbeitenden liegen Wochen des in-

tensiven Austausches. Deshalb möchte ich zu-

nächst einmal meinen herzlichen Dank an alle die-

jenigen richten, die sich konstruktiv an Debatten be-

teiligt, diese vorbereitet oder auch begleitet haben. 

Uns allen war und ist klar, dass große Verantwor-

tung auf unseren Schultern lastet und viele Men-

schen uns zu Recht sehr genau auf die Finger 

schauen. Aber wir werden dieser Verantwortung mit 

diesen Änderungen im Gesetz gerecht.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Da sind die pädagogischen Fachkräfte, die müde 

und erschöpft immer wieder auf die prekäre Lage in 

den Kitas hinweisen. Da sind die Einrichtungsleitun-

gen, die wütend sind, weil sie Tag für Tag in einem 

unterversorgten System ihr Bestes geben müssen. 

Da sind die Eltern, die verzweifelt versuchen, dass 

weder ihre Arbeitgeber*innen noch ihre Kinder mit-

bekommen, dass sie eigentlich so richtig nieman-

dem gerecht werden können. Zuletzt und zugleich 

am wichtigsten: Da sind die Kinder, die nicht verste-

hen, warum Papa nicht weiß, ob morgen die Kita 

wieder geöffnet ist, die sich nicht darauf verlassen 

und einstellen können, ob sie ihre Freund*innen 

morgen in der Kita sehen können. 

Den regierungstragenden Fraktionen war und ist 

klar, dass hier gehandelt werden muss. Die vergan-

genen Wochen waren und sind daher von intensi-

ven Gesprächen, vom Ausloten verschiedener, 

manchmal auch gegensätzlicher Bedürfnisse und 

dem Suchen und Finden von Kompromissen ge-

prägt gewesen. Wenn zum Beispiel Kommunalver-

waltung und Gewerkschaft in den Anhörungen 

gleichermaßen den Handlungsbedarf sehen und 

bestätigen, dass etwas passieren muss, dann ist es 

grundsätzlich richtig, dass wir diese Änderungen 

auf den Weg bringen. Wir handeln!  

Die Vorstellung über die konkrete Umsetzung ge-

hen erwartungsgemäß auseinander. So haben wir 

uns in zwei intensiven Sitzungen die Einwände 

zahlreicher Fachverbände und Vertretungen ange-

hört, haben vorher und nachher mit zahlreichen 

Menschen gesprochen, die sich bei uns gemeldet 

haben. Wir haben zugehört, erklärt, dazugelernt, 

aber auch gerechtfertigt.  

In einem Konglomerat so verschiedener Bedürf-

nisse und Perspektiven wird es nie gelingen, Lösun-

gen anzubieten, die jeder und jedem in Gänze ge-

recht werden.  

Auch der vorliegende Gesetzentwurf wird - da bin 

ich mir sicher - nicht jeder und jedem gefallen. Darin 

liegt das Wesen eines Kompromisses. Besonders 

deutlich wurde das in der Anhörung bei der Flexibi-

lisierung der Personalstandards oder auch bei der 

Anzahl der Vertretungstage in Krankheitsfällen. Wir 

haben hier in den vergangenen Wochen von großen 

Fachverbänden zu ein und demselben Thema in 

sich schlüssige und überzeugende, aber im Ge-

samtvergleich sich auch deutlich widersprechende 

Einschätzungen erhalten. Das macht die politische 

Arbeit nicht leichter, den demokratischen Prozess 

an sich aber umso wichtiger.  

Weil wir diesen Prozess in den vergangenen Wo-

chen so intensiv durchlaufen haben, kann ich jetzt 

mit voller Überzeugung sagen, dass ich hinter die-

sem Gesetzentwurf stehe, weil er schnell und direkt 

Verbesserungen und Entlastungen bringen wird. Ich 

werde gemeinsam mit meinen Kolleg*innen aushal-

ten können, dass das nicht alle so sehen, weil wir 

wissen, dass es notwendig ist, dass es richtig ist 

und dass es auch der richtige Zeitpunkt dafür ist.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Was uns hier heute vorliegt, ist ein erster richtiger 

und wichtiger Schritt, um Kitas im ganzen Land zu 

entlasten, Einrichtungsleitungen mehr Vertrauen 

und Eltern und Kindern mehr Sicherheit zu geben. 

Aber - und das möchte ich mit voller Aufrichtigkeit 

betonen - es ist nur ein erster Schritt. Wir werden 

2026 mit einer umfangreichen Revision das NKiTaG 

noch einmal anfassen, und wir werden mehr und in-

tensiver Änderungen vornehmen, als wir es jetzt 

konnten. Dazu sammeln wir bereits und haben auch 

in der Anhörung zahlreiche Rückmeldungen zum 

Beispiel zu einer besser vergüteten Ausbildung be-

kommen. Hätten wir diese große Runde aber be-

reits jetzt gedreht, wären wir niemals rechtzeitig 

zum neuen Kita-Jahr fertig geworden. 

(Christian Fühner [CDU]: Sie hätten 

vor einem Jahr mal anfangen können!) 

Daher noch einmal: Das hier sind kurzfristige, effek-

tive Maßnahmen, und der Rest kommt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 
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Präsidentin Hanna Naber: 

Vielen Dank, Herr Mennen. - Für die Fraktion der 

AfD hat sich zu Wort gemeldet: der Abgeordnete 

Harm Rykena. Herr Rykena, bitte! 

(Beifall bei der AfD) 

Harm Rykena (AfD): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Dem Gesetzentwurf der Regie-

rungsfraktionen kann man guten Gewissens nicht 

zustimmen. Es ist einfach fast alles falsch daran. 

Dabei handelt es sich eigentlich nur um eine klitze-

kleine Anpassung, die hauptsächlich nur 2 von ins-

gesamt 41 Paragrafen des NKitaG betrifft. Und 

auch da geht es nicht um den ganz großen neuen 

Wurf, sondern lediglich um eine kleine Ausweitung 

von Ausnahmeregelungen für einen begrenzten 

Zeitraum. 

(Kirsikka Lansmann [SPD]: Die aber 

entscheidend sind!) 

Doch die SPD und die Grünen haben es uns so rich-

tig gezeigt! Sie haben uns gezeigt, wie man es nicht 

macht.  

Nehmen wir den Ausgangspunkt: An den Kitas in 

Niedersachsen herrscht Land unter. Überall fehlen 

Fachkräfte. Die bisherige Rechtslage lässt oft keine 

andere Möglichkeit zu, als Gruppen immer mal wie-

der zu schließen, mit allen Folgen für betroffene El-

tern, die die Betreuung für ihre Kinder dringend be-

nötigen. Und die Not im Lande wird immer größer. 

Da muss eine schnelle Lösung her, und darüber 

sind sich alle einig - die Eltern, die Träger, sogar die 

Opposition.  

Dieses Verständnis sowohl bezüglich der Dringlich-

keit als auch bezüglich der Absicht hinter diesem 

Gesetzentwurf wurde auch bei der Anhörung im 

Ausschuss mehr als deutlich. Doch damit war dann 

aber auch Schluss. Bei allen Stellungnahmen gab 

es massive Kritik am Entwurf, und zwar in beide 

Richtungen. Den einen ging die Ausnahmeregelung 

deutlich zu weit, den anderen wiederum nicht weit 

genug. 

(Ulrich Watermann [SPD]: Dann war 

es ja richtig!) 

- Das ist die Frage!  

Und es gab weitere Mängel. Hier nur eine kleine 

Auswahl als Aufzählung, die bei Weitem nicht voll-

ständig ist: Praxistauglichkeit? - Fraglich. Finanzie-

rung der Maßnahmen? - Unklar. Ausnahmefristen? 

- Zu kurz. Durchführung der Fortbildung? - Nicht 

wirklich geregelt. Erzieherinnen massiv verstimmt 

ob der Entwertung ihres Berufsabschlusses. Rege-

lungen unglaublich komplex und damit kaum ver-

ständlich. Und so weiter und so fort.  

Eine Woche nach der Anhörung reichten dann die 

Regierungsfraktionen einen geänderten Vorschlag 

ein, über den wir heute in wiederum nach den Vor-

schlägen des GBD angepasster Fassung abstim-

men wollen. Und wissen Sie, wie viele der Anregun-

gen aus der Anhörung den Weg ins Gesetz gefun-

den haben?  Ich sage es Ihnen: eigentlich keine. 

(Pascal Mennen [GRÜNE]: Was?) 

Den Vogel schoss aber ganz am Ende der „Bera-

tung“ der Bericht des GBD ab. Man stelle sich das 

einmal vor: Zu einer klitzekleinen Gesetzesanpas-

sung im Umfang von 3 Seiten musste der GBD ins-

gesamt 27 Seiten Änderungsvorschläge machen. 

Doch selbst diese konnten aus dem dann verbes-

serten Entwurf kein den Grundsätzen des Rechts-

staates entsprechendes Gesetz machen. Auch des-

halb möchte ich ebenso wie Frau Bauseneick vorhin 

aus der Vorlage des GBD zitieren, der sich zu der 

korrigierten Fassung geäußert hat. Also auch in der 

korrigierten Fassung gilt: 

„Ob das Gesamtsystem der Regelungen und 

Ausnahmen noch stimmig ist, ist zumindest 

fraglich. … Wir weisen darauf hin, dass das 

Gebot der Verständlichkeit von Rechtsnor-

men nicht nur eine Frage der Anwender-

freundlichkeit, sondern auch“ 

(Zuruf von der SPD: Das haben wir 

schon gehört!) 

- jetzt kommt das Wichtige; das möchte ich noch 

einmal betonen - 

„Ausfluss des verfassungsrechtlichen 

Rechtsstaatsgebots ist.“ 

(Zuruf: Das hat Frau Lange gerade 

schon erzählt!) 

- Ich weiß, ich wiederhole es hier. - 

„Ob diesem Gebot durch das komplizierte 

System von Grundsätzen und Ausnahmen 

noch ausreichend Rechnung getragen wird, 

erscheint jedenfalls zweifelhaft.“ 

Das sagt der GBD. Ich denke, das ist eine Katastro-

phe.  

Um das alles noch zu toppen, haben wir im Aus-

schuss vor anderthalb Wochen über das Gesetz in 

einer noch völlig unverständlichen Rohfassung der 
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alten Version abgestimmt und nicht etwa über das, 

was heute vorliegt. Ich kann Ihnen versichern: Wo-

rüber da genau abgestimmt wurde, das wusste am 

Ende niemand mehr - auch die Abgeordneten der 

regierungstragenden Fraktionen nicht. 

Ich fasse zusammen: Dieser Gesetzentwurf ist die 

Mutter aller handwerklich schlecht gemachten Ge-

setzentwürfe. 

(Beifall bei der AfD - Wiard Siebels 

[SPD]: Und Sie sind der Vater!) 

Er wurde überstürzt eingebracht, ist verfassungs-

rechtlich bedenklich, ist unverständlich, unpraktika-

bel und - jetzt kommt das Schlimmste - wird voraus-

sichtlich sein Ziel, nämlich die angespannte Situa-

tion in den Kitas zu entlasten, auch noch verfehlen. 

In der Schule würde man sagen: Note 6, setzen! - 

Aber halt, wir leben ja in rot-grünen Zeiten. Da gibt 

es Berichtszeugnisse. Deswegen: Die Regierungs-

fraktionen haben sich redlich bemüht und konnten 

mit Hilfestellung schon erste Übungen beim Geset-

zeschreiben durchführen, die in dieser Form schon 

fast richtig sind. 

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD) 

Dem Gesetzentwurf kann man natürlich nicht zu-

stimmen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsidentin Hanna Naber: 

Vielen Dank, Herr Rykena. - Auf Ihren Beitrag gibt 

es eine Kurzintervention des Kollegen Pascal Men-

nen. Herr Mennen, bitte! 

Pascal Mennen (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-

ordnete! Herr Rykena, Sie können sich hier ganz 

wunderbar lustig machen über unsere Arbeit. Sie 

sagen, wir hätten Ihnen gezeigt, wie man es nicht 

macht. - Sie haben uns gar nichts gezeigt. Keine in-

haltliche Arbeit, 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Volker Bajus [GRÜNE]: Wie im-

mer!) 

kein Entschließungsantrag, kein Gesetzesentwurf 

und auch keine inhaltlichen Beiträge. 

Aber ich stehe hier wegen eines anderen Punktes. 

Sie haben nämlich auch gesagt, wir hätten aus der 

Anhörung nichts übernommen. Ich möchte Sie da 

korrigieren. Wir haben aus der Anhörung übernom-

men den Wegfall der Vier-Wochen-Frist bei der An-

zeigepflicht zum Betrieb mit den abgesenkten Per-

sonalstandards. Wir haben übernommen die klarere 

Formulierung der Regelungen zur Ergänzungszeit. 

Und wir haben mehrere Veränderungen beim Ein-

satz berufserfahrener Sozialpädagogischer Assis-

tent*innen übernommen, zum Beispiel die erhöhte 

Finanzhilfe beim Einsatz der SPAs als Gruppenlei-

tungen, deren Einsatz ab Anmeldung und auch den 

Wegfall weiterer Voraussetzungen bei mindestens 

zehn Jahren Berufserfahrung. Ich glaube, wir haben 

damit nicht nur eine ganze Ecke Bürokratie abge-

baut, sondern auch die Bedenken hinsichtlich der 

Wirksamkeit, Anschlussfähigkeit und Durchlässig-

keit der Weiterbildungen deutlich verbessert. 

Weil mir noch 20 Sekunden bleiben, möchte ich an 

dieser Stelle auch sagen, dass wir dafür den Ver-

bänden und denjenigen, die wir im Ausschuss an-

gehört haben, sehr herzlich danken und natürlich 

die Bedenken an allen Stellen ernst genommen ha-

ben. Ich denke, das sieht man auch an dieser kur-

zen Auflistung der Dinge, die wir übernommen ha-

ben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Evrim Camuz [GRÜNE]: So ist 

es!) 

Präsidentin Hanna Naber: 

Herr Rykena, möchten Sie erwidern? - Das möch-

ten Sie nicht.  

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Da hat 

man ihm vorher nichts aufgeschrieben, 

dann kann er auch nicht irgendwas er-

zählen! - Djenabou Diallo-Hartmann 

[GRÜNE]: Wenn Sie im Ausschuss 

nicht arbeiten! - Gegenruf von Stephan 

Bothe [AfD]: Das sagt diejenige, die nie 

antwortet auf irgendwas! - Volker Ba-

jus [GRÜNE]: Oh! - Stephan Bothe 

[AfD]: Das hat sie noch nie gemacht!) 

- Es obliegt dem Abgeordneten, das zu entschei-

den. 

Für die Fraktion der SPD hat sich zu Wort gemeldet: 

die Abgeordneter Corinna Lange.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Frau Lange, bitte schön! 
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Corinna Lange (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Es ist der 17. Juni 2024, 5.45 Uhr: 

Während ich gerade dabei bin, meine mittlere Toch-

ter zum vierten Mal daran zu erinnern, dass heute 

Schule ist und es vielleicht besser wäre, doch lang-

sam mal aufzustehen, packe ich die Kindergarten-

tasche für meine kleine Tochter. Nebenbei räume 

ich unzählige Akten in das Auto. Gleich geht‘s ab 

nach Hannover, es ist Plenum.  

6.08 Uhr: Ich checke die letzten Mails und prüfe die 

Route nach Hannover mit meinem Handy.  

6.11 Uhr: Ich will gerade mein Handy zur Seite le-

gen, da kommt eine Nachricht in der Kita-Gruppe: 

„Liebe Eltern, aus personellen Gründen muss die 

Gruppe heute geschlossen bleiben.“ Es folgen ein 

paar organisatorische Hinweise. „Morgen sollte al-

les wieder normal weitergehen.“ 

6.20 Uhr: Ich suche das Gespräch mit meinem 

Mann und stelle fest: Es ist Plenum, ich kann un-

möglich zu Hause bleiben. Mein Mann erwidert: Ich 

habe auch ein Recht auf Arbeit. - Am Ende bin ich 

heute hier. Ein großer Dank geht nach Hause. 

Danke dafür! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vor einer Woche im Kultusausschuss dasselbe 

Problem, aber mit dem Unterschied: digitale Teil-

nahme möglich. Mein großes Glück übrigens an 

diesem Tag: Meine mittlere Tochter ist krank zu 

Hause. Das führt allerdings dazu, dass zwei Kinder 

in regelmäßigen Abständen durch die Wohnzim-

mertür luschern, um Dinge hochzuhalten, die sie 

gerne essen würden. Erst gibt’s Eis, dann gibt’s Nu-

deln. - Erlauben Sie mir den Hinweis, dass der Kul-

tusausschuss weder mittags noch nachmittags tagt. 

Ehrlich gesagt, frage ich mich schon seit der 

Corona-Pandemie, ob diejenigen, die Online-Kon-

ferenzen im Homeoffice als eine Errungenschaft für 

die Vereinbarkeit von Familie und Beruf betiteln, ei-

gentlich selbst je kleine Kinder hatten. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN sowie von Barbara Otte-Kinast 

[CDU]) 

So wie meiner Familie geht es unzähligen Familien. 

In meiner Heimat-Samtgemeinde haben sieben von 

zehn Einrichtungen aufgrund von Personalmangel 

keinen Spätdienst mehr - ein flächendeckendes 

Problem in ganz Niedersachsen, aber auch weit 

darüber hinaus. 

(Anna Bauseneick [CDU]: Wer ist denn 

an der Regierung?) 

Hinzu kommt, dass das pädagogische Personal je-

den Tag an der Belastungsgrenze arbeitet und 

trotzdem einen fantastischen Job macht.  

Nicht erst seit den Anhörungen im Kultusausschuss 

ist klar: Die Menschen in Niedersachsen erwarten 

von uns Lösungen. Und wir beschließen heute kon-

krete Lösungen! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wenn die CDU eine dualisierte Ausbildung fordert, 

in der den Auszubildenden ab dem ersten Tag ihre 

Arbeit vergütet wird, dann sage ich Ihnen: Überra-

schung! Das haben wir in Niedersachsen mit dem 

§ 30 schon.  

(Ulf Thiele [CDU]: Wenn es mal vom 

Kultusministerium umgesetzt wurde! 

Teilzeitausbildung machen die dar-

aus!) 

Und ich verrate Ihnen noch ein Geheimnis: An der 

Einführung waren Sie in der letzten Legislatur sogar 

beteiligt. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Ich weiß, die Haushaltslage ist überall angespannt: 

im Bund, im Land, in den Kommunen. Deshalb will 

ich das hier ganz deutlich sagen: Mir fehlt das Ver-

ständnis, wenn es Regionen in Niedersachsen gibt, 

die immer wieder auf das Land schimpfen und be-

zahlte Ausbildungen fordern, aber nicht einmal die 

finanziellen Möglichkeiten nutzen, die da sind. 

Trotzdem spreche ich mich für die Prüfung einer 

Ausweitung des § 30 im Rahmen der Kita-Gesetz-

Novelle im Jahr 2026 aus. 

(Sebastian Lechner [CDU]: Ah!) 

Dafür sind dann Zahlen dazu nötig, wie der § 30 bis-

lang in der Praxis überhaupt genutzt wurde. 

Denn - das habe ich eben schon erwähnt - es gibt 

Regionen, die ihn nicht nutzen. 

Nun zu unserem Gesetzentwurf. Das Ergebnis der 

umfangreichen Anhörungen im Kultusausschuss ist 

klar: Der Gesetzentwurf der regierungstragenden 

Fraktionen mit kurzfristigen Sofortmaßnahmen ist 

ein Mittelweg, ausdrücklich eine Übergangslösung. 

Es gab die eine Seite mit der klaren Haltung „Das 

reicht alles nicht“, die, die sich wünschen, die Stan-
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dards sofort weiter zu senken, und es gab die an-

dere Seite, die die Qualität so hoch wie nur irgend 

möglich halten möchte.  

Ich sage Ihnen: Ich bin inhaltlich klar bei der letzte-

ren Gruppe. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich 

habe es beschrieben: Die Realität in Niedersachsen 

ist aktuell eine völlig andere. 

Unterschiedliche Einwendungen und Forderungen 

aus den Anhörungen wurden zwischenzeitlich bei 

einer Änderung des Gesetzentwurfs eingearbeitet. 

Mein Kollege Herr Mennen hat das gerade sehr ein-

drucksvoll geschildert. Und jetzt behaupten Sie, 

liebe CDU und auch die AfD, dass die Anhörungen 

wenig Berücksichtigung gefunden hätten. Was er-

warten Sie? Bei welcher Gesetzesänderung werden 

alle Wünsche im Gesetz berücksichtigt? 

Sie tragen nicht dazu bei, dass Lösungen für die 

Kitas in Niedersachsen gefunden werden. Sie skan-

dalisieren einen pragmatischen Gesetzentwurf, der 

kurzfristig Lösungen vor Ort schafft. 

(Christian Fühner [CDU]: Wer hat denn 

den ersten Gesetzentwurf einge-

bracht?) 

Ich erspare mir, hier auf Ihre eigenen Gesetzentwurf 

genauer einzugehen, in dem Sie unter anderem for-

dern, in den Randzeiten gar kein pädagogisches 

Personal mehr einzustufen. Das ist also das, was 

Sie für die niedersächsischen Kitas vorhaben: keine 

Senkung, sondern die Abschaffung von Qualitäts-

standards in den Randzeiten. 

Präsidentin Hanna Naber: 

Frau Lange, einen Moment! Lassen Sie die Zwi-

schenfrage einer Kollegin von der CDU zu? Ich 

glaube, das war Frau Bauseneick. Oder war es Frau 

Ramdor? - Frau Bauseneick. 

Corinna Lange (SPD): 

Nein, ich lasse keine Zwischenfrage zu 

(Zurufe von der CDU: Oh! - Gegenruf 

von Wiard Siebels [SPD]: Das haben 

Sie jetzt davon!) 

- genau -, vielleicht mit dem klaren Hinweis, dass 

die CDU im Ausschuss gar keine Fragen mehr hatte 

und dann doch wieder Fragen hatte.  

(Wiard Siebels [SPD]: Ja, genau! Jetzt 

auf einmal wieder Fragen!) 

Also, Sie müssen sich auch einmal entscheiden. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Für die Kernzeiten, liebe CDU, haben Sie indes kei-

nen Vorschlag. Aber wir haben in Niedersachsen 

überwiegend eine Erstkraftproblematik. Was ist Ihre 

Lösung für jetzt, für die aktuelle Situation? 

Ich möchte auf unsere geplanten Maßnahmen zu-

rückkommen - Herr Mennen hat das schon ganz 

kurz angeführt -:  

Sozialpädagogische Assistenzkräfte mit einschlägi-

ger Berufserfahrung können als Gruppenleitungen 

eingesetzt werden. 

Bei kurzfristigem Ausfall einer Fach- oder Assis-

tenzkraft wird bis 2026 an fünf statt bisher drei Ta-

gen je Kalendermonat und Gruppe eine Vertretung 

durch eine sonstige geeignete Person ermöglicht.  

In den Randzeiten können bei Fachkräftemangel 

bis Mitte 2026 weiterhin zwei Assistenzkräfte an-

stelle pädagogischer Fachkräfte eingesetzt werden.  

In den Ergänzungszeiten ist der Einsatz einer päda-

gogischen Assistenzkraft und einer sonstigen ge-

eigneten Person möglich.  

In der Kindergroßtagespflege werden die Über-

gangsfristen bei der Zusammenarbeit von Kinderta-

gespflegepersonen bis 2028 verlängert. 

In den Anhörungen war mehrheitlich gefordert wor-

den, die Anzeigepflicht in Bezug auf den Personal-

einsatz in Rand- und Ergänzungszeiten zu vereinfa-

chen. Basierend auf den Bedenken aus der Praxis, 

haben wir diese Regelung überarbeitet. Nun 

braucht das nicht mehr vier Wochen im Voraus dem 

Landesjugendamt angezeigt werden, sondern es 

genügt, in kita.web einen einfachen Haken zu set-

zen. Diese Maßnahme reduziert den bürokratischen 

Aufwand erheblich. Wenn wir die Anzeigepflicht 

komplett herausgenommen hätten, gäbe es übri-

gens keinen Überblick mehr darüber, was eigentlich 

in den Einrichtungen los ist. Und das kann wirklich 

nicht in unserem Sinn und auch nicht im Sinn der 

CDU sein; denn dann gäbe es keine Datengrund-

lage mehr, um Ihre Kleinen Anfragen zu beantwor-

ten. 

Ein weiterer Wunsch in den Verhandlungen war die 

Gewährung von Finanzhilfen für den Einsatz von 

berufserfahrenen Assistenzkräften als Gruppenlei-

tung. Auch hinter diese Forderung können wir einen 

Haken setzen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die nun in unseren 

Gesetzentwurf aufgenommenen Erleichterungen 
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geben den Trägern mehr Flexibilität beim Personal-

einsatz, tragen dadurch zu einer verlässlicheren 

Kindertagesbetreuung bei und helfen den Familien 

in Niedersachsen. 

Wir wollen keine dauerhaften Standardabsenkun-

gen für unsere Kitas in Niedersachsen. Wir be-

schließen jetzt kurzfristige Maßnahmen, um den 

Kitas in einer Notsituation zu helfen.  

(Sebastian Lechner [CDU]: Wir be-

schließen leider keine Maßnahmen, 

die mittelfristig helfen!) 

Wenn wir merken - da bin ich bei meinem Kollegen 

Stefan Politze; das wurde gerade schon benannt -, 

dass diese Maßnahmen nicht so laufen, wie wir uns 

das vorgestellt haben, dann werden wir nachschär-

fen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf mit unseren Ände-

rungsvorschlägen stellt den Übergang bis 2026 dar. 

Punkte, die es jetzt nicht in die kurzfristigen Maß-

nahmen geschafft haben, werden wir uns für die an-

gekündigte Novelle noch einmal anschauen. 

(Sebastian Lechner [CDU]: Für die 

nächste Legislaturperiode!) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Präsidentin Hanna Naber: 

Vielen Dank, Frau Lange. - Für die Landesregierung 

hat sich zu Wort gemeldet: Frau Kultusministerin 

Hamburg. Bitte schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Julia Willie Hamburg, Kultusministerin: 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich finde, in dieser Debatte hat man 

gemerkt, wo der Unterschied zwischen Regierung 

und Opposition besteht: Die Opposition kann ein 

Jahr früher einen Gesetzentwurf vorlegen, muss 

aber nicht verantwortlich zeichnen, weil er nicht um-

gesetzt wird. Die regierungstragenden Fraktionen 

müssen mit Verbänden reden, müssen mit der Pra-

xis reden, müssen Abwägungen treffen  

(Ulf Thiele [CDU]: Keine Sorge, das 

machen wir auch, Frau Ministerin!) 

und stehen dafür, dass ihre Gesetze umgesetzt 

werden.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Ich möchte den regierungstragenden Fraktionen 

ganz herzlich dafür danken, dass sie sich diesen 

Spagat zutrauen - der an dieser Stelle einfach sehr 

notwendig ist; denn wir haben in Niedersachsen 

und bundesweit einen erheblichen Fachkräfteman-

gel.  

Bundesweit wird gerade überall nach Lösungen für 

das Problem gesucht, und es ist in den Kitas spür-

bar. Die Belastung in den Einrichtungen ist riesig 

groß. Es kommt zu Gruppenschließungen. Wir alle 

reden mit den Eltern, die von diesen kurzfristigen 

Maßnahmen betroffen sind. Vielleicht sind wir zum 

Teil ja sogar selber betroffen. 

Die Botschaft aller war klar: Wir brauchen Hand-

lungs- und Bewegungsspielräume. Das klingt erst 

einmal sehr einfach. Aber gleichzeitig wird auch ge-

sagt: Der Fachkräftebedarf muss gesichert werden, 

die Arbeitsplatzattraktivität muss gesteigert werden, 

und der Kinderschutz muss gewährleistet werden. 

Diese riesige Range macht schon deutlich, was für 

einen Spagat Maßnahmen im Bereich der Kinderta-

gesstätten in Zeiten des Fachkräftemangels leisten 

müssen. Ich möchte Ihnen sagen: Ich finde Ihren 

Gesetzentwurf an dieser Stelle sehr gelungen. Er 

gibt den Einrichtungen Handlungs- und Bewe-

gungsfreiheit, verliert das Primat der Pädagogik und 

der Bildung in den Einrichtungen aber nicht aus 

dem Blick, und er bietet die Möglichkeit, Weiterqua-

lifizierung auf allen Ebenen mitzudenken. 

Wo künftig „geeignete Personen“ jenseits der Kern- 

und Randzeiten eingesetzt werden können, wird da-

rauf hingewirkt, dass diese Kräfte den Weg zur So-

zialassistenz gehen. Das ist richtig so. Denn wir 

brauchen die Kräfte dauerhaft in den Einrichtungen, 

und zwar nicht als „geeignete Personen“, sondern 

als Fachkräfte. Wenn sie diesen Weg finden, dann 

sind sie sehr herzlich willkommen, und wir wollen 

sie dauerhaft in den Einrichtungen halten und bin-

den. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Das Gleiche gilt für das Thema Erstkräfte. Wenn wir 

uns die Einrichtungen anschauen, dann sehen wir, 

dass ein Großteil der Gruppen schließen muss, weil 

die Erstkraft fehlt. Das heißt, auch hier müssen wir 

reagieren. Und hier ist es angemessen, zu sagen: 

Sozialassistentinnen und Sozialassistenten mit Be-

rufserfahrung können künftig als Erstkraft einge-

setzt werden, sollen dann aber auch den Weg hin 
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zur Erzieher*in konsequent gehen. Deswegen sol-

len sie das erste Jahr der Erzieher*innenausbildung 

in Teilzeit besuchen und bekommen am Ende dann 

auch die Anerkennung als Fachkraft. 

(Zuruf von Christian Fühner [CDU] - 

Harm Rykena [AfD]: Das hörte sich 

Ausschuss aber noch anders an!) 

Das ist gut und richtig: Wir ermuntern die Fach-

kräfte, nicht bei der Ausbildung zur Sozialassistenz 

stehen zu bleiben, sondern konsequent den Weg 

hin zur ersten Fachkraft und zur Erzieher*in zu ge-

hen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Natürlich kann man an dieser Stelle sagen: Das ist 

aber kompliziert. Ja, aber die Kita-Welt ist nun mal 

kompliziert! 

(Christian Fühner [CDU]: Weil Sie das 

Gesetz nicht vernünftig ausschreiben 

können!) 

Wie viele Abwägungen getroffen werden müssen, 

wie viele Ausnahmen zu regeln sind, damit wir die 

Qualität und den Kinderschutz sichern - das ist nun 

mal kompliziert! Und dann müssen wir eben auch 

regeln, was wir im Übergang erlauben und wo dann 

aber auch deutliche Grenzen sind.  

An dieser Stelle sind Sie ja durch die Anhörung auf 

die Verbände zugegangen und haben das noch ein-

mal deutlich praxistauglicher umgesetzt. Das 

möchte ich deutlich begrüßen. Wir als Ministerium 

werden das flankieren und den Trägern deutlich sa-

gen, welche Möglichkeiten sie durch Ihren Gesetz-

entwurf bekommen und welche Qualifizierungs-

maßnahmen sie damit zusammen denken können. 

Denn unser Ziel muss doch sein, die Leute für die 

Kita zu gewinnen und dann auch weiterzuqualifizie-

ren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Präsidentin Hanna Naber: 

Frau Ministerin, ich muss Sie unterbrechen. Es be-

steht der Wunsch nach einer Zwischenfrage: des 

Kollegen Fühner. Lassen Sie die zu? 

Julia Willie Hamburg, Kultusministerin: 

Herr Fühner, bitte! 

Christian Fühner (CDU): 

Frau Präsidentin! Frau Ministerin, vielen Dank, dass 

Sie die Zwischenfrage zulassen.  

Vor dem Hintergrund, dass Sie beschrieben haben, 

wie kompliziert die Kita-Welt ist, frage ich Sie, ob 

damit auch begründbar ist, dass der GBD bei dem 

hier vorgelegten Gesetzentwurf verfassungsrechtli-

che Bedenken hat. Kann man das auch mit der 

Kompliziertheit der Kita-Welt begründen? 

Julia Willie Hamburg, Kultusministerin: 

Ich möchte Ihnen herzlich für diesen Hinweis dan-

ken. Das Problem, dass das Kindertagesstättenge-

setz so kompliziert ist, ist ja nicht durch diese No-

velle entstanden - das war ja auch eine Ad-hoc-No-

velle -, sondern das ist über die letzten Jahre auf-

grund der ewigen Nachsteuerungen passiert. Auch 

Sie haben ja 2021 erhebliche Ausnahmen usw. dort 

reingeschrieben. 

(Christian Fühner [CDU]: Aber keine, 

zu denen es verfassungsrechtliche Be-

denken gab!) 

Der GBD hat die Aufgabe, uns darauf hinzuweisen, 

wenn etwas nicht so leicht verständlich ist. Ich kann 

Ihnen aus eigener Erfahrung sagen: Wir haben 

auch noch deutlich kompliziertere Gesetze. Aber 

das soll uns nicht aus der Pflicht nehmen. Wir wer-

den uns 2026, wenn wir eine grundständige Novelle 

für diese Legislaturperiode andenken, auch an-

schauen, wie man hier aufräumen kann, wie man 

das Gesetz wieder klarer strukturieren kann und wie 

man vielleicht auch Fehlentwicklungen in der Struk-

tur korrigieren kann. Das ist eine Selbstverständ-

lichkeit. Aber jetzt geht es darum, schnell zu han-

deln, und mit den Ad-hoc-Maßnahmen sind grund-

legende Korrekturen schlichtweg nicht zu schaffen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Reinhold Hilbers [CDU]: Sie 

müssen auch handwerklich sauber ar-

beiten!) 

Es ist klar, dass dieses Gesetz nicht die alleinige 

Antwort auf den Fachkräftemangel ist. Natürlich 

wird auch das Thema Ausbildung besonders im Fo-

kus stehen. Ich freue mich, dass die Maßnahmen, 

die mein Vorgänger getroffen hat, deutliche Wir-

kung zeigen: Wir haben 19 200 Erzieherinnen und 

Sozialassistenten in der Aus- und Weiterbildung. 

Das ist ein Ausbildungsrekord. Aber wir haben den 

Anspruch, diese Zahl noch deutlich zu steigern und 

mit der Kampagne zusätzliche Fachkräfte für die 

Einrichtungen zu gewinnen. 
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Insofern haben wir den gesamten Komplex hier mit-

einander im Blick und gehen den Weg miteinander 

konsequent weiter. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Präsidentin Hanna Naber: 

Frau Hamburg, kurz vor Toresschluss gibt es noch 

das Begehren des Abgeordneten Rykena auf eine 

Zwischenfrage. 

Julia Willie Hamburg, Kultusministerin: 

Ich glaube, die Gesetzsystematik wurde ausrei-

chend diskutiert. Also nein. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Präsidentin Hanna Naber: 

Vielen Dank. - Wir haben den Antrag auf zusätzliche 

Redezeit der Abgeordneten Bauseneick von der 

CDU-Fraktion. Dem gebe ich statt. Anderthalb Mi-

nuten! Bitte schön! 

(Beifall bei der CDU) 

Anna Bauseneick (CDU): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wir halten fest: Der GBD hatte ein-

fach zu wenig Zeit, das bis in die Tiefe zu prüfen. 

Das haben Sie im Ausschuss selbst gesagt. 

Ich möchte auf folgenden Punkt eingehen, bezüg-

lich der letzten Wochen. Sie haben sehr emotional 

vorgetragen, wie belastend die letzten Wochen für 

Sie waren und wie schwer es war, diese Aufgabe zu 

bewältigen. - Sie hätten schon vor einem Jahr han-

deln sollen und nicht erst in den letzten Wochen! Es 

war ausreichend Zeit. Wir haben das vor einem Jahr 

hier im Plenum gehabt, und Sie erzählen mir hier, 

dass Sie sich damit in den letzten Wochen beschäf-

tigt haben. Das greift zu kurz! 

(Beifall bei der CDU) 

Frau Hamburg, Sie haben gesagt, wenn es am 

Ende große Probleme geben sollte, dann müssen 

wir gegebenenfalls nächstes Jahr noch einmal ran 

an das Kita-Gesetz. Frau Lange setzt sogar noch 

einen drauf und sagt: wenn die Maßnahmen nicht 

so laufen. Das heißt, Sie wissen anscheinend schon 

jetzt, dass es Schwierigkeiten geben könnte, und 

bereiten sich schon jetzt darauf vor. Das aber ist 

nicht fair gegenüber all denjenigen, die jetzt darauf 

vertrauen. 

(Beifall bei der CDU - Anne Kura 

[GRÜNE]: Das hat doch niemand ge-

sagt! - Wiard Siebels [SPD]: Und Sie 

bereiten sich auf nichts vor!) 

Sie haben gesagt, Sie haben in den letzten Mona-

ten Gespräche geführt. Wir haben das schon letztes 

Jahr getan! Und deswegen konnten wir auch schon 

im letzten Jahr, im Juni-Plenum, das Ganze hier 

vorbringen. 

(Glocke der Präsidentin) 

Sie haben im Juni-Plenum des letzten Jahres ge-

sagt, unser Gesetzentwurf würde frühestens im 

nächsten Kita-Jahr 2024/2025 in Kraft treten, aber 

das sei nicht das, was Eltern und Fachkräften jetzt 

helfe. Nun frage ich Sie, Frau Lange, ganz explizit: 

Was hat denn die Regierung in der Zwischenzeit ge-

tan? Was hilft denn den Eltern und Fachkräften tat-

sächlich? 

(Volker Bajus [GRÜNE]: Eine ganze 

Menge, und das wissen Sie auch! - Wi-

ard Siebels [SPD]: Ihre Rede hilft je-

denfalls schon mal nicht!) 

Präsidentin Hanna Naber: 

Werte Kollegin, Sie haben Ihre Zeit schon um eine 

halbe Minute überschritten. Bitte kommen Sie zum 

Schluss! 

Anna Bauseneick (CDU): 

Dieser Gesetzentwurf ist eine totale Katastrophe, 

was die Planbarkeit und das Vertrauen anbelangt, 

und er ist absolut einseitig. 

(Wiard Siebels [SPD]: Das gilt ja wohl 

eher für Ihre Rede!) 

Das zeigt auch die heute zugegangene - 

Präsidentin Hanna Naber: 

Bitte, Frau Bauseneick! Ich war schon sehr großzü-

gig. 

Anna Bauseneick (CDU): 

- Stellungnahme des Bündnisses für Kinder und Fa-

milien in Niedersachsen. Die wurden zu diesem Ge-

setzentwurf nicht gehört. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 
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Präsidentin Hanna Naber: 

Ebenfalls zusätzliche Redezeit für den Abgeordne-

ten Mennen. Bitte! Anderthalb Minuten! 

Pascal Mennen (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-

ordnete! Liebe Kollegin Bauseneick, Sie haben jetzt 

gerade noch einmal behauptet, der GBD hätte hier 

erhebliche Zweifel gehabt. Ich möchte einmal aus 

dem Vorabauszug zitieren. Herr Fühner hat gefragt: 

„Gibt es auch verfassungsrechtliche Beden-

ken - einerseits, was die Inhalte des Gesetz-

entwurfs angeht, andererseits aber auch, 

was die Verfahrensweise angeht -, dass der 

Gesetzentwurf jetzt innerhalb von wenigen 

Tagen beraten werden muss?“  

Darauf hat der GBD geantwortet: 

„Bezüglich der kurzen Verfahrensdauer 

würde ich nicht unmittelbar verfassungsrecht-

liche Probleme sehen.“ 

Und später: 

„Wir können auch nicht sagen, dass diese 

Schwelle im vorliegenden Gesetzentwurf 

überschritten ist.“ 

(Christian Fühner [CDU]: Dann müs-

sen Sie aber auch richtig zitieren!) 

Bei der Schwelle ging es um die Verständlichkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Also, man muss hier schon sehr gut differenzieren, 

was da genau gesagt wurde und wie das gemeint 

sein könnte. 

(Christian Fühner [CDU]: Zitieren Sie 

mal weiter! - Eike Holsten [CDU]: Das 

ist Ihr Gesetz! Das müssen Sie doch 

verstehen!) 

- Ich habe gerade aus dem Vorabauszug zitiert - - - 

(Christian Fühner [CDU]: Aber nicht 

vollständig! - Unruhe bei der CDU - 

Glocke der Präsidentin) 

- Genau, ich habe ja auch gesagt: und später heißt 

es weiter. Aber ich glaube, das müssen wir hier 

nicht diskutieren. 

(Unruhe bei der CDU - Ulf Thiele 

[CDU]: Jaja! - Christian Fühner [CDU]: 

Das ist nicht in Ordnung! Dann zitiert 

man richtig und zu Ende! - Gegenruf 

von Wiard Siebels [SPD]: Das sagen 

die Richtigen, die ständig am Zitieren 

sind!) 

Die beiden Aussagen stehen so im Vorabauszug, 

und dazwischen steht - darauf haben sich ja alle 

Vorredner*innen auch schon bezogen -, dass wir 

hier ein sehr komplexes Gesetz haben, dass wir 

2026 auch entkomplexisieren wollen. Genau das 

haben wir auch tatsächlich vor. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Präsidentin Hanna Naber: 

Vielen Dank.  

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich 

bitte aus gegebenem Anlass um Aufmerksamkeit. 

Wir kommen nämlich zur Abstimmung.  

Abstimmung zu Nr. 1 der Beschlussempfehlung. 

Wer der Nr. 1 der Beschlussempfehlung folgen und 

damit den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der Schluss-

abstimmung mit den aus der Anlage zur Beschluss-

empfehlung ersichtlichen Änderungen annehmen 

will, den oder die bitte ich, soweit möglich, aufzu-

stehen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Bei Ge-

genstimmen der Fraktion der CDU und der Fraktion 

der AfD wurde der Gesetzentwurf so angenommen.  

Abstimmung zu Nr. 2 der Beschlussempfehlung. 

Wer der Nr. 2 der Beschlussempfehlung folgen und 

damit den Gesetzentwurf der Fraktion der CDU in 

der Schlussabstimmung ablehnen will, den oder die 

bitte ich, soweit möglich, aufzustehen. - Gegenstim-

men? - Enthaltungen? - Der Nr. 2 der Beschluss-

empfehlung wurde gefolgt.  

Abstimmung zu Nr. 3 der Beschlussempfehlung. 

Wer der Nr. 3 der Beschlussempfehlung folgen und 

damit die Einsender der in die Beratung einbezoge-

nen Eingaben 263, 772 und 773 über die Sach- und 

Rechtslage unterrichten möchte, den oder die bitte 

ich um ein Handzeichen. - Fraktion der SPD, Frak-

tion der Grünen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? 

- Mit den Stimmen von SPD und Grünen wurde der 

Beschlussempfehlung so gefolgt.  

Bevor wir uns dem Tagesordnungspunkt 4 widmen, 

nehmen wir einen Wechsel im Sitzungsvorstand 

vor.  

(Vizepräsidentin Barbara Otte-

Kinast übernimmt den Vorsitz) 
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Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir sind jetzt 

bei: 

Tagesordnungspunkt 4: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Nie-

dersächsischen Bauordnung und des Nieder-

sächsischen Gesetzes zur Erleichterung der 

Schaffung von Wohnraum - Gesetzentwurf der 

Landesregierung - Drs. 19/3975 - Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Wirtschaft, Verkehr, 

Bauen und Digitalisierung - Drs. 19/4588 - Schriftli-

cher Bericht - Drs. 19/4618 - Änderungsantrag der 

Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen - Drs. 19/4608 - Änderungsantrag der Frak-

tion der CDU - Drs. 19/4622 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzentwurf 

mit Änderungen anzunehmen.  

Der gemeinsame Änderungsantrag der Fraktion der 

SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zielt 

darauf, den Gesetzentwurf in der Fassung der Be-

schlussempfehlung mit zwei Änderungen zu be-

schließen, die Artikel 1 sowie den neu eingefügten 

Artikel 3/1 betreffen.  

Der Änderungsantrag der Fraktion der CDU ist da-

rauf gerichtet, den Gesetzentwurf in der Fassung 

der Beschlussempfehlung mit verschiedenen Ände-

rungen in Artikel 1 anzunehmen.  

Die Fraktion der CDU hat darüber hinaus beantragt, 

zu den Nrn. 7, 18 und 20 der Anlage zur Beschlus-

sempfehlung eine Einzelabstimmung durchzufüh-

ren.  

Wir kommen nun zur Beratung. Es beginnt: aus der 

Fraktion der SPD der Kollege Henning. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD) 

Frank Henning (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir haben uns zum Ziel gesetzt, das Bauen schnel-

ler, einfacher und günstiger zu machen. Für uns als 

SPD-Fraktion ist die Schaffung bezahlbaren Wohn-

raums absolut prioritär. Ich wiederhole: schneller, 

einfacher, günstiger, auch mal loslassen können, 

Dinge einfacher gestalten.  

Die Schaffung bezahlbaren Wohnraums ist die 

größte Herausforderung unserer Zeit. Wohnen ist 

nicht nur Menschenrecht - das Problem des nicht 

vorhandenen bezahlbaren Wohnraums ist mittler-

weile in der Mitte der Gesellschaft angekommen. 

Ich verweise darauf, dass die Handwerkerin oder 

der Facharbeiter mit einem durchschnittlichen Ge-

halt keinen bezahlbaren Wohnraum mehr findet -  

oder nur noch unter sehr erschwerten Bedingun-

gen - und dass die meisten Menschen mittlerweile 

bis zu 40 % ihres Einkommens für das Wohnen aus-

geben müssen. Der Wohnungsmarktbericht der 

NBank hat es an den Tag gebracht: Uns fehlen bis 

2040 etwa 147 000 bezahlbare Geschosswohnun-

gen.  

Wir machen heute Ernst mit der Novelle der Nieder-

sächsischen Bauordnung, mit der integrierten Um-

bauordnung. Wir machen einen mutigen Schritt in 

genau die richtige Richtung. Die NBauO in der jetzt 

vorliegenden Fassung - umfassend beraten, durch 

diverse Anhörungen gelaufen - ist Bürokratieabbau 

durch Deregulierung. Wir setzen unseren Koaliti-

onsvertrag, in dem wir eine ganze DIN-A4-Seite 

dem Thema „Das Leben der Menschen einfacher 

machen“, dem Thema Deregulierung und Bürokra-

tieabbau gewidmet haben, heute mit der NBauO in 

einem ganz entscheidenden Punkt um. Das, was 

wir hier machen, ist Deregulierung pur.  

Für unsere NBauO-Novelle haben wir bundesweit 

Zustimmung erfahren - ein ganz neues Gefühl für 

uns. Wir sind bundesweit Vorreiter. Andere Bundes-

länder sind, was ihre Länder-Bauordnungen an-

geht, noch lange nicht so weit.  

Ich verweise auf die Schreiben der Kreishandwer-

kerschaften, die wir alle bekommen haben. Es war 

für mich in meinen elf Jahren Parlamentszugehörig-

keit ein Novum, dass Kreishandwerkerschaften 

mich als Abgeordneten der SPD anschreiben und 

dem Gesetzentwurf der Landesregierung zustim-

men - weil wir genau auf dem richtigen Weg sind!  

Ich verweise auf die umfangreichen Anhörungen 

und die Zustimmungswerte bei der Architektenkam-

mer, bei der Ingenieurkammer oder dem Verband 

der Wohnungswirtschaft, sogar bis hin zu den Un-

ternehmen aus der Immobilien- und Baubranche, 

die im CDU-Wirtschaftsrat organisiert sind. Alle zu-

sammen haben uns aufgefordert, diesen Bürokra-

tieabbau, diese Novelle der NBauO nun endlich vo-

ranzubringen, und ich sehe nach der Ausschussbe-

ratung auch eine große Zustimmung auf allen Sei-

ten dieses Hauses. Insofern sind wir hier, glaube 
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ich, genau auf dem richtigen Weg, meine Damen 

und Herren.  

(Beifall bei der SPD - Marcel Scharrel-

mann [CDU]: Was sagen denn die 

kommunalen Spitzenverbände?) 

Die NBauO ist aber nicht nur Bürokratieabbau pur 

oder ein Vereinfachungsprojekt, sondern sie ist 

auch ein Klimaschutzprojekt. Das geht bei der De-

batte über Vereinfachungen von Baurecht meistens 

unter. Denn die Umbauordnung dient dazu, die 

graue Energie zu sichern.  

Wir erinnern uns daran, dass gerade im Bereich der 

Architekten in der Vergangenheit vielfach der 

Wunsch geäußert wurde: Bevor wir umfassend sa-

nieren, bauen wir lieber neu. Beim Neubau ist aller-

dings das Problem, dass damit die graue Energie 

vernichtet wird. Ich habe in diesem Verfahren ge-

lernt, dass man zum Beispiel ein Bestandsgebäude 

noch so gut sichern kann, dass die Frage des CO2-

Ausstoßes im Laufe des Lebens eines Gebäudes 

aber nicht die entscheidende Rolle spielt, sondern 

dass der meiste CO2-Ausstoß eben durch den Er-

satzneubau eines Gebäudes verursacht wird. Wenn 

man die Gebäude nicht abreißt, sondern umbaut 

und durch die Umbauordnung entsprechende Sa-

nierungsanreize setzt, tut man also auch etwas für 

den Klimaschutz.  

Die Kernvorschrift ist § 85 a der NBauO. Dort geht 

es darum, dass die Neubauteile nicht mehr können 

müssen als der Bestandsbau, wenn also aufge-

stockt wird. Außer beim Klimaschutz! Wir setzen 

also nicht den Klimaschutz außer Kraft. Wir wollen 

auch nicht zulasten der CO2-Einsparung Kostenein-

sparungen erzielen. Nein, wir wollen Baustandards 

absenken, die sich im Laufe der Zeit ergeben ha-

ben. Wir wollen, dass der Bestandsbau das Maß al-

ler Dinge ist und die Voraussetzungen des Be-

standsbaus eben auch für die Aufstockung gelten.  

Das ist ein ganz entscheidender Punkt für die Kom-

munen - weil aus den Reihen der CDU gerade nach 

der Stellungnahme der kommunalen Spitzenver-

bände gefragt worden ist. Es wird immer wieder 

übersehen: Wir deregulieren, wir vereinfachen, und 

dadurch, dass es für die Anwendung des § 85 a, 

also der Kernvorschrift, keinerlei Baugenehmigung 

mehr bedarf, sondern ein vereinfachtes Mitteilungs-

verfahren gilt, entlasten wir die unteren Baubehör-

den und die kommunalen Vertreter. Die unteren 

Baubehörden werden von Bürokratielasten befreit - 

das ist Deregulierung. Das ist gut und im Interesse 

der Kommunen. 

Ich habe gesagt, dass wir nicht bei den Energie-

standards sparen wollen, sondern durch Absen-

kung von Baustandards Kosteneinsparungen erzie-

len wollen. Wir setzen teilweise die anerkannten 

Regeln der Technik, beispielsweise beim Gebäude-

typ E, außer Kraft. Das ist ein Punkt vor allem in 

dem Bereich des Wohnungsneubaus, wo experi-

mentell gebaut werden kann. Den Gebäudetyp hat 

die Bayerische Architektenkammer mal entworfen. 

Wir setzen anerkannte Regeln der Technik - die 

DIN-Normen, die nicht durch Politik entstanden 

sind, sondern in der Regel nach Gerichtsurteilen in 

diversen Zivilrechtsprozessen festgelegt worden 

sind - zumindest für bestimmte Bauprojekte außer 

Kraft. Ich freue mich auf die ersten Modellprojekte, 

bei denen der Gebäudetyp E hier in Niedersachsen 

tatsächlich realisiert wird.  

Wir machen Abstriche bei der Trittschalldämmung 

und bei der Dicke des Mauerwerks. Wir führen 

Brandschutzerleichterungen ein. Der zweite Ret-

tungsweg ist in bestimmten Fällen nicht mehr bau-

seitig erforderlich. Und, ganz wichtig, die Typenge-

nehmigungen anderer Länder werden automatisch 

anerkannt. Auch das ist ein Beitrag zum Bürokratie-

abbau, wenn wir das serielle und modulare Bauen, 

das zu kostengünstigem Bauen führt, niedersach-

senweit einführen wollen.  

Bei Aufstockungen verzichten wir auf Aufzugsanla-

gen und auf Spielplätze. - Alles das kann man kriti-

sieren. Aber gerade der Verzicht auf Spielplatzaus-

bau bei Aufstockungen führt eben zu Kostensen-

kungen. Der Ausbau des Dachgeschosses wird 

demnächst genehmigungsfrei möglich sein; er 

muss nur noch mitgeteilt werden. Ich verweise auf 

die Genehmigungsfiktion. Ein Bauantrag gilt als ge-

nehmigt innerhalb von drei Monaten, sofern alle Un-

terlagen vorliegen.  

Der aus meiner Sicht wichtigste Punkt war der 

größte kritische Punkt im Rahmen der Verbandsan-

hörung: Wir überlassen den Bauinvestoren und den 

Praktikern die Entscheidung, ob sie Stellplätze 

bauen oder nicht. Das ist gut so.  

Mich hat noch heute Morgen ein Schreiben aus ei-

ner mittelständischen Kleinstadt, der Stadt Lingen, 

erreicht, 

(Christian Fühner [CDU]: Hallo? Lin-

gen ist doch keine Kleinstadt! - Heiter-

keit) 
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worin ein Bauunternehmer mich gefragt hat: Macht 

ihr das wirklich? - In einer Kleinstadt wie Lingen,  

(Christian Fühner [CDU]: Hallo? - Hei-

terkeit) 

Herr Kollege, beispielsweise hat die Stellplatzver-

pflichtung dazu geführt, dass eben nicht gebaut 

wird.  

Es geht also nicht nur um Ballungszentren wie Han-

nover, Osnabrück oder Braunschweig, wo die Stell-

platzpflicht dazu geführt hat, dass Projekte gar nicht 

mehr verwirklicht werden. Sogar aus Kleinstädten 

wie Lingen schreiben mich Bauunternehmer an und 

sagen: Das machen Sie richtig so! Machen Sie wei-

ter so! Denn dort hat die Stellplatz-Satzung der ört-

lichen Kommune dazu geführt, dass Projekte gar 

nicht mehr verwirklicht werden. Wir sind da also auf 

dem richtigen Weg, meine Damen und Herren. 

Ich komme zum Schluss.  

Wir beschleunigen, wir entbürokratisieren und ent-

lasten die Kommunen - das alles in einem Mords-

tempo. Ich habe bei der Einbringung der NBauO-

Novelle vom „Niedersachsentempo“ gesprochen. 

Wir haben die neue NBauO innerhalb von zwei Mo-

naten durchs Verfahren gebracht.  

Ich sage es noch einmal deutlich. Wir haben - auch 

im Interesse der Kommunen - heute noch einen Än-

derungsantrag eingebracht, der die Evaluation von 

drei Dingen der NBauO regelt - denn nichts ist in 

Stein gemeißelt, nichts ist so gut, dass es nicht auch 

noch verbessert werden könnte -: Wir beauftragen 

die Landesregierung mit einer Evaluation der neuen 

NBauO in drei Punkten: der Typengenehmigung im 

Hinblick auf die Anerkennung der Barrierefreiheit, 

der Auswirkungen des § 85 a in der Praxis, wenn es 

darum geht, inwieweit die Kommunen entlastet wer-

den und inwieweit das Mitteilungsverfahren und die 

höhere Verantwortung der Entwurfsverfasser hier 

Früchte tragen, und - als letzten Punkt - auch im 

Hinblick auf den Entfall der Kfz-Stellplatzverpflich-

tung im Wohnungsbau. Alles das soll im Jahre 2028 

evaluiert und noch einmal überprüft werden.  

Wir haben vom Ministerium jetzt schon gehört, dass 

nach der Sommerpause die nächste Novelle an-

steht. Wir bleiben also weiter im Verfahren - auch 

was vorliegende CDU-Anträge angeht.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Vielen Dank. - Der nächste Redner ist: aus der Frak-

tion der AfD der Kollege Najafi. Bitte schön! 

(Beifall bei der AfD) 

Omid Najafi (AfD): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Die Novellierung der Niedersächsischen 

Bauordnung war schon lange überfällig. Es gab in 

diesem Gesetzentwurf Punkte, die unsere Zustim-

mung erfuhren, und ebenso Punkte, die wir als kri-

tisch ansahen. Die Grenzabstände bei Gebäuden 

sowie bei Gewerbe- und Industriegebieten reduzie-

ren? - Eher ja! Die Grenzabstände bei Windrädern 

reduzieren? - Eher nein! Solardachpflicht bei der Er-

richtung von offenen Parkplätzen mit mehr als 25 

Einstellplätzen? - Auf gar keinen Fall!  

Sie wollen die Parkplatzpflicht beim Wohnungs-

bau - wir haben es gerade gehört - streichen. Die 

kommunalen Spitzenverbände haben sich dagegen 

ausgesprochen. Es geht hier auch um die Aus-

gleichsabgabe in Höhe von 2 750 Euro pro nicht ge-

bautem Parkplatz. In der Anhörung kam als Begrün-

dung auf, dass Hamburg und Berlin bereits so ver-

fahren würden, und trotz unserer Kritik, dass man 

Stadtstaaten nicht mit einem Flächenland verglei-

chen könne, preschen Sie dennoch vor, sodass 

Niedersachsen als erstes Flächenland diese auto-

feindliche Regelung trifft. Das können wir so nicht 

mittragen. 

Ich komme gleich noch auf die volkswirtschaftlichen 

Auswirkungen dieses Gesetzentwurfs zu sprechen: 

Es sind so gut wie keine. Aber gehen wir die Ände-

rungen noch einmal durch: 

In § 62 erweitern Sie die genehmigungsfreien Bau-

maßnahmen. Das Herzstück dieses Gesetzent-

wurfs ist ja der neue § 85 a, welcher den Umbau 

bzw. die Aufstockung eines Gebäudes regeln soll 

bzw. diese auch deutlich vereinfacht.  

Dem stimmen wir zu. Dies ist in der Tat eine Verein-

fachung. Doch in § 85 a Abs. 4 steht geschrie-

ben - das hatte ich bereits bei der Einbringung im 

April erwähnt -:  

„Die Anforderungen an Gebäude und Bau-

teile zur Einsparung von Energie und zur Nut-

zung erneuerbarer Energien zur Wärme- und 

Kälteerzeugung aufgrund anderer Rechts-

vorschriften müssen erfüllt sein“. 

Herzlichen Glückwunsch! Das Freibier kostet 

10 Euro. 
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Dem neuen § 70 a, der Genehmigungsfiktion, so-

dass ein Bauantrag, wenn nichts anderes gegeben 

ist, nach drei Monaten als bewilligt gilt, stimmen wir 

selbstverständlich zu.  

Meine Damen und Herren, wie Sie sehen, gibt es 

positive und mangelhafte Signale aus diesem Ge-

setzentwurf. Letzten Endes wird er für kaum mehr 

sorgen können, als dass Sie sich hier selbstbeweih-

räuchernd hinstellen können. Wir haben es ja eben 

gehört. Denn den Wohnungsbau - und jetzt kom-

men wir zu den volkswirtschaftlichen Auswirkun-

gen - haben Sie mit Ihrer verheerenden Fehlpolitik 

bereits zerstört. Dieser Gesetzentwurf ist da noch 

weniger als ein Trostpflaster. Das muss man immer 

wieder sagen.  

Im April dieses Jahres wurde von der EU die Energy 

Performance of Buildings Directive verabschiedet, 

welche eine Zwangssanierung von 16 % der ener-

getisch schwächsten Gebäude bis 2030 und sogar 

von 26 % der Gebäude bis 2033 verlangt. Wer nicht 

saniert, wird teuer sanktioniert. Das ist Enteignung. 

Aber diese Umbauordnung wird jetzt für 100 000 

neue Wohnungen in Niedersachsen sorgen? - 

Wer’s glaubt! 

Ab 2028 sollen alle öffentlichen Neubauten klima-

neutral sein, ab 2030 sämtliche Neubauten. Die 

Energiepreise werden mit Ihnen in Regierungsver-

antwortung ganz bestimmt nicht sinken, sondern 

durch Ihre wahnsinnige CO2-Bepreisung eher stei-

gen. Bauen wird auch nicht günstiger werden. Die 

erhöhte Zinslage ist das deutlich geringere Übel im 

Vergleich zu Ihnen. Das Heizungsverbot tut sein 

Übriges. Aber dieser Gesetzentwurf soll Ihr Total-

versagen nun richten. 

Vielleicht widmen Sie sich den Hauptursachen für 

das Einbrechen der Bautätigkeit. Und wissen Sie, 

was dem Baugewerbe und speziell dem Wohnungs-

markt wirklich helfen würde? - 51 % AfD! 

Vielen lieben Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Der nächste Redner ist: aus der Fraktion der CDU 

der Kollege Frölich. Bitte schön! 

(Beifall bei der CDU) 

Christian Frölich (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich muss hier als Kreis-

handwerksmeister vorweg zunächst einmal etwas 

loswerden:  

Wir haben heute im Zusammenhang mit der Kürze 

der Gesetzgebungsverfahren und durch die Ausfüh-

rungen des GBD des Öfteren gehört, dass hier 

„handwerkliche Fehler“ gemacht werden. Die Be-

grifflichkeiten „Fehler“ und „Handwerk“ zusammen-

zubringen, also in einen Kontext zu bringen, und 

dadurch gerade jungen Menschen zu suggerieren 

„Handwerk verbinde ich irgendwie mit Fehler“, finde 

ich nicht gut.  

(Beifall bei der CDU) 

Ich wäre sehr dankbar, wenn wir uns auf „inhaltliche 

Fehler“ einigen könnten. Ich glaube, das trifft das 

Ganze sehr gut.  

Nun aber zum Thema. Um uns alle einleitend noch 

einmal auf den gemeinsamen Sachstand zu brin-

gen: Der Wohnungsbau, der wichtigste Impulsgeber 

des Bauhauptgewerbes, leidet an einer eklatanten 

Nachfrageschwäche. Es wurden in den letzten bei-

den Jahren im Wohnungsbau vor allem die Auf-

tragsbestände abgebaut. Neue Wohnungsbauauf-

träge kommen zu wenig nach.  

Bereits im vergangenen Jahr mussten die Woh-

nungsbaufirmen real fast 20 % weniger Aufträge 

verkraften als 2022. Im ersten Quartal 2024 ver-

zeichnen die Wohnungsbauunternehmen nun einen 

gegenüber dem niedrigen Vorjahresniveau weite-

ren Rückgang um real 6 %. Bei einer Konjunkturum-

frage im Frühjahr 2023 hatten 40 % der Wohnungs-

baubetriebe ein negatives Urteil zum Auftragsbe-

stand und zur Zukunftsperspektive abgegeben. 

Im Herbst 2023 waren es 55 %, jetzt sind es über 

60 %, die mit „schlecht“ votieren. Seit dem Vorjahr 

belegen fehlende Aufträge den Spitzenplatz unter 

den Baubehinderungsgründen.  

Mit Blick auf die Baufertigstellungszahlen in 2023 

und die Bauantragszahlen in 2024 kann entgegen 

der Ausführungen von Bundesministerin Frau 

Geywitz keine Rede davon sein, dass sich die Lage 

am Bau stabilisieren würde. 

An den Wohnungsbauzahlen ist deutlich zu erken-

nen: Bauherren und Investoren warten dringend auf 

politische, nachhaltige Impulse. Immer wieder neue 

politische Ankündigungen reichen nicht aus und 

eine Umsetzung im nächsten Jahr schon gar nicht. 

Jetzt wäre es an der Zeit, meine Damen und Herren, 
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die Zinssätze der KfW-Programme zu senken und 

landesseitig zinsstützende Programme der NBank 

für freifinanzierten Wohnungsbau und Eigentum 

aufzulegen. 

(Beifall bei der CDU) 

Jetzt müssen wir die bürokratischen, die energeti-

schen und die technischen Anforderungen runter-

schrauben. Sie sind der Hauptgrund, dass die Bau-

kosten in den vergangenen vier Jahren um 40 % 

gestiegen sind. Hier liegt das Potenzial für einen 

Wohnungsbauboom. Wir müssen entfesseln! 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, damit sind wir beim 

Punkt: Die Novelle der NBauO ist ein richtiger An-

satz, um schneller, einfacher und vor allem günsti-

ger zu bauen. Wohnungsmangel nicht nur im geför-

derten Bereich, sondern auch im freifinanzierten 

Mietwohnungsmarkt sowie im Bereich des Eigen-

tums ist nämlich mittlerweile zum sozialen Spreng-

stoff geworden.  

Aus genau diesem Grund haben wir als CDU-Frak-

tion einen ersten Schritt hin zu weniger Staat und 

mehr Gestaltungsspielraum so konstruktiv mit vie-

len Änderungsvorschlägen begleitet. Durch unse-

ren Änderungsvorschlag, der die Beratungen des 

Ausschusses neben den umfänglichen Ausführun-

gen des GBD wesentlich getragen hat, haben wir 

beispielsweise das serielle Sanieren durch Ände-

rungen der Bauteiltiefen an Fassaden und Dach 

den praktischen Gegebenheiten angepasst. 

Durch unseren Änderungsvorschlag haben wir, 

auch wenn die regierungstragenden Fraktionen zur 

letzten Beratung kurz vor knapp einen ähnlich lau-

tenden Vorschlag eingebracht haben, das faktische 

Berufsverbot der Innenarchitekten bei den Anwen-

dungen der neuen § 62 Abs. 1 a und § 85 a abwen-

den können. Auch heute zum Plenum haben wir ei-

nen Änderungsantrag eingebracht, um den dringen-

den weiteren Handlungsbedarf zu verdeutlichen.  

Meine Damen und Herren, das, was wir heute ver-

abschieden, ist aufgrund der viel zu kurzen Bera-

tungszeiten mit konstruktiven Mängeln behaftet, die 

es zu beheben gilt. Kollegin Thiemann hat soeben 

schon die kurze Beratung zur Änderung der Ingeni-

eur- und Architektengesetze bemängelt. 

Gründlichkeit geht vor Schnelligkeit. Dieser Zeit-

druck ist für die Akzeptanz des grundsätzlichen 

Themas Wohnungsbau nicht förderlich. Das sehen 

wir auch an dem von Rot-Grün am Freitag noch ein-

gebrachten Änderungsantrag, der mit Sicherheit 

nicht den Fraktionsfedern entsprungen ist, sondern 

aus dem Ministerium stammt, um elementare Feh-

ler über diese Einbringung noch zu korrigieren. 

Ganz ehrlich: Auch mit diesem Änderungsantrag 

wird die Genehmigungsfiktion nach § 70 a nicht 

zum Fliegen gebracht. 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Eine kurze Atempause! Es gibt Bedarf nach einer 

Zwischenfrage: von dem Kollegen Sachtleben. 

Möchten Sie die zulassen? 

Christian Frölich (CDU): 

Ja, wunderbar, wenn das nicht auf mein Zeitkonto 

geht. 

(Heiterkeit - Wiard Siebels [SPD]: 

Hängt von der Antwort ab!) 

Heiko Sachtleben (GRÜNE): 

Es ist nicht meine Absicht, dass das auf Ihr Zeit-

konto geht.  

Herr Frölich, Sie haben eben in Ihrer Einführung be-

mängelt, dass viele Maßnahmen erst im nächsten 

Jahr greifen werden, haben dann ein bisschen zu-

gegeben, dass die Novellierung der NBauO tat-

sächlich eine Maßnahme ist, die jetzt zieht, um nun 

zu sagen: Die Beratung war viel zu kurz; wir brau-

chen mehr Zeit. - Damit würden wir in das nächste 

Jahr kommen! Die ganzen Verbände haben in der 

Beratung gesagt: Kommt in die Pötte! Macht es vor 

der Sommerpause, damit wir den Bausommer nicht 

verlieren! - Wie können Sie mir diesen Widerspruch 

erklären? 

Christian Frölich (CDU): 

Dass diese Novelle der NBauO dazu führt, dass wir 

jetzt im Sommer schon Auswirkungen spüren, das 

wird nicht funktionieren, Kollege Sachtleben. 

(Zurufe von Uwe Dorendorf [CDU], 

Heiko Sachtleben [GRÜNE] und Jörn 

Domeier [SPD]) 

Das ist ja eher ein Wunsch als Realität. 

Ich möchte gerne weiter ausführen. 

Wir sind ja - das haben wir in den Ausschussbera-

tungen signalisiert - grundsätzlich einer Meinung. 

Aber es gibt eben doch ein paar Punkte, auf die wir 

hinweisen müssen und bei denen ich froh bin, dass 

wir in den Ausschusssitzungen darauf hingewiesen 

haben, um wenigstens noch einiges, was vielleicht 

in die falsche Richtung geht, korrigieren zu können. 
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Ganz ehrlich: Auch mit diesem Änderungsantrag 

zur Genehmigungsfiktion nach § 70 a werden wir 

diese Fiktion nicht zum Fliegen bringen. Da bin ich 

mir ziemlich sicher. Die Baugenehmigungsbehör-

den blicken dieser Fiktion übrigens ziemlich gelas-

sen entgegen, sodass wir eher über eine Beschleu-

nigungsmaßnahme fürs Schaufenster sprechen 

müssen. 

Ich will Ihnen hierzu ein kurzes Beispiel aus der Pra-

xis schildern - dabei handelt es sich zwar um einen 

Sonderbau, aber das verdeutlicht die Problemlage 

sehr gut -:  

Einreichung eines Bauantrags für den Teilneubau 

einer Grundschule in der Gemeinde Rosdorf - ge-

schätztes Volumen: 15 bis 20 Millionen Euro - beim 

Landkreis Göttingen im September letzten Jahres 

von einem renommierten Architekturbüro aus Kas-

sel, das echt weiß, wie es geht. Und jetzt, im Mai, 

erhält die Gemeinde einen Fragenkatalog vom 

Landkreis mit über 40 Fragen. Wir haben als Kom-

mune eigentlich mit der Baugenehmigung gerech-

net, da wir jetzt in den Sommerferien den Teilabriss 

durchführen wollten. Das Ganze verschiebt sich 

jetzt um ein Jahr.  

Meine Damen und Herren, genau das ist der Punkt: 

Aus Sicht der Baugenehmigungsbehörden wird es 

nie einen vollständigen Bauantrag geben, weil nicht 

definiert ist, was „vollständig“ ist oder was „wesent-

liche Mängel“ an einem Bauantrag sind.  

Dieses Beispiel lässt sich locker auf die Wohnungs-

bauprojekte übertragen, sodass die Genehmi-

gungsfiktion von der her Idee charmant ist, diese je-

doch an den konkreten Umsetzungen scheitern 

wird. 

Ich möchte anhand verschiedener Punkte aus un-

serem Änderungsantrag konkretisieren, warum wir 

unmittelbar nach der Sommerpause schon gleich 

die nächste Novelle der NBauO aufrufen müssen.  

Dazu frage ich Sie: Was ist, wenn durch die Erleich-

terung nach § 62 Abs. 1 a oder nach § 85 a durch 

die Aufstockung eines Gebäudes dieses in eine an-

dere Gebäudeklasse kommt und dadurch dann 

eben doch der teure zweite Rettungsweg als ver-

zinktes Treppenhaus draußen vorgeklatscht wer-

den muss oder weitere Bedingungen dieser Gebäu-

deklasse zu erfüllen sind? Dann gehen unsere ge-

wünschten Erleichterungen und Einsparpotenziale 

dahin. Ich sage Ihnen: Genau das wird passieren, 

da der typische Mietwohnungsbau in Städten drei-

geschossig ist und man mit der Aufstockung dann 

in die Gebäudeklasse 4 kommt. Das muss geändert 

werden, sonst ist der § 85 a sinnlos. 

Was tun wir eigentlich den Kommunen mit dem 

Wegfall der Stellplatzpflicht für Wohnungsneubau-

ten an? Diesen kompletten Wegfall kann nur je-

mand fordern, der keine Ahnung von Kommunalpo-

litik hat  

(Beifall bei der CDU) 

und noch nie aufgrund der massiven Nachverdich-

tung auf der Grundlage von § 34 Baugesetzbuch 

mit Veränderungssperren arbeiten musste, um 

dann über einen Bebauungsplan und örtliche Bau-

vorschriften wenigstens noch etwas regeln zu kön-

nen. Da geht es nicht darum, einen schönen städ-

tebaulichen Vertrag mit dem Investor zu machen 

und dort Einstellplätze zu fordern. Nein, es geht un-

ter anderem um unkontrollierte Nachverdichtung 

und um überforderte öffentliche Räume, die vollge-

parkt werden. 

Als CDU fordern wir daher ganz klar, den Kommu-

nen weiterhin die Möglichkeit einzuräumen, über 

örtliche Bauvorschriften Stellplätze einzufordern. 

Das ist eine Aufkündigung der vertrauensvollen Zu-

sammenarbeit mit den Kommunen, was definitiv 

wieder geändert werden muss. 

(Beifall bei der CDU) 

Ein weiterer Punkt, den der Minister landauf, landab 

im Zuge dieser Novelle ins Schaufenster gestellt hat 

und auf jeder Veranstaltung zum Thema Umbau-

ordnung als großes Einsparpotenzial vorgerechnet 

hat, ist die Reduzierung der Anforderungen im Be-

reich der Barrierefreiheit. Hierzu haben wir sehr 

sensible praxis- und bedarfsgerechte Vorschläge 

gemacht, die aufgrund der Eile im Verfahren nicht 

mehr durch eine Anhörung hinterfragt werden konn-

ten. - Lieber Herr Minister Lies, Sie sollten solche 

Punkte zukünftig nicht mehr ankündigen, wenn sie 

vom eigenen Haus nicht aufgegriffen werden! 

(Beifall bei der CDU) 

Dass der § 85 a nur im Mitteilungsverfahren nutzbar 

sein soll, ohne der Bauherrin oder dem Bauherrn 

die Möglichkeit einzuräumen, auch aus Verbrau-

cherschutzgründen doch noch in das vereinfachte 

Genehmigungsverfahren zu wechseln, und damit 

die Bauaufsicht aus der Verantwortung entlassen 

wird, ist eine weitere Fehlentwicklung, die es spä-

testens in der nächsten Novelle im Herbst zu ändern 

gilt. 

Welchen permanenten Änderungsbedarf die 

NBauO gerade auch vor dem Hintergrund einer sich 
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verändernden nachhaltigen Wirtschaft und Land-

wirtschaft hat, verdeutlichen unsere beiden Ände-

rungspunkte zum Thema Bewerbung und Vermark-

tung regionaler landwirtschaftlicher Produkte in Ver-

kaufsstellen auf den Höfen und die daraus resultie-

renden Änderungsbedarfe in den §§ 50 und 60 der 

NBauO. Hier geht es um sehr praktische Änderun-

gen, um regionale Vermarktung zu ermöglichen. 

(Beifall bei der CDU - Heiko Sachtle-

ben [GRÜNE] meldet sich)  

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Ich darf kurz unterbrechen! - Er holt gar keine Luft 

beim Reden! 

(Christian Frölich [CDU]: Frau Präsi-

dentin, das ist meine Zeit!) 

- Es geht gleich weiter.  

Herr Kollege Sachtleben, es ist nicht ganz klar: Ha-

ben Sie sich zu einer Zwischenfrage oder zu einer 

Kurzintervention gemeldet? Sie haben ja gleich 

auch noch normale Redezeit. - Es wird eine Kurzin-

tervention geben. Sie können also erst zu Ende re-

den.  

Christian Frölich (CDU): 

Dann führe ich erst zu Ende aus. 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Moment! 

Christian Frölich (CDU): 

Und dann kann Herr Sachtleben - - - 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Moment! Ganz ruhig!  

(Heiterkeit) 

Dann gibt es noch den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage: vom Kollegen Constantin Grosch. Las-

sen Sie diese Zwischenfrage zu? 

Christian Frölich (CDU): 

Ja, bitte! Wunderbar, Herr Grosch! 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Sehr gern! 

Constantin Grosch (SPD): 

Danke schön, Frau Präsidentin. - Sehr geehrter 

Herr Kollege, vielen Dank, dass Sie die Zwischen-

frage zulassen.  

Sie haben eingangs von sozialem Sprengstoff auf 

dem Wohnungsmarkt gesprochen. Ich glaube, inso-

weit haben wir alle die gleiche Bewertung.  

Sie haben in Ihren Änderungsantrag - das haben 

Sie gerade ausgeführt - allerdings auch eine Rege-

lung zur Barrierefreiheit aufgenommen, und zwar, 

dass nicht jede 8., sondern jede 15. Wohnung roll-

stuhlgerecht sein soll - wenn ich denn überhaupt ein 

Gebäude mit entsprechend mindestens 15 Woh-

nungen baue - so zumindest nach Ihrer Lesart.  

Sie haben in der Begründung geschrieben, es gebe 

barrierefreie und rollstuhlgerechte Wohnungen, die 

nicht zu vermarkten seien, weil der Bedarf nicht vor-

handen sei. Mich und sicherlich auch die Kollegin-

nen und Kollegen draußen, in der Öffentlichkeit, in-

teressiert, worauf diese Einschätzung beruht. Gibt 

es dafür Quellen, oder ist das erfahrungswissen-

schaftlich?  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Christian Frölich (CDU): 

Vielen Dank für diese Frage.  

Das sind Rückmeldungen gerade von Investoren 

und auch von Wohnungsgenossenschaften. 

(Wiard Siebels [SPD]: Also erfahrungs-

wissenschaftlich! - Gegenrufe von der 

CDU und von der AfD) 

- Lassen Sie mich doch einfach antworten! 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Hallo! Der Kollege Frölich wurde gefragt, und der 

Kollege Frölich wird jetzt antworten. Bitte Ruhe! 

Christian Frölich (CDU): 

Wir sind ja alle in Gesprächen mit Verbänden, wir 

sind alle in Gesprächen mit Wohnungsgenossen-

schaften, wir sind alle in Gesprächen mit Investo-

ren, und ich bin zudem auch noch ausführender Un-

ternehmer,  

(Zurufe von der SPD: Aha!) 

der eine unmittelbare Rückkoppelung auch von den 

Auftraggebern erhält.  
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Das ist das Ergebnis dieser Evaluation, die ich eben 

vorgetragen habe 

(Lachen bei der SPD) 

- Sie können gern lachen -, die übrigens auch von 

den Architektenkammern und vom BDA in der Form 

so vorgetragen worden ist. Insofern kann ich Ihre 

Aufregung nicht verstehen.  

(Ulrich Watermann [SPD]: Wenn Sie 

den falschen Leuten Fragen stellen! - 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Sie haben ja die ganze Zeit darauf hingewiesen, wie 

wichtig die Rückkoppelung zu den Verbänden ist. 

Insofern berichte ich Ihnen jetzt tatsächlich einmal 

von einer solchen Rückkoppelung.  

(Beifall bei der CDU - Zurufe von der 

SPD) 

- Sorry, diese Hinweise von Ihnen sind jetzt gerade 

ein bisschen dünn.  

(Lachen bei der SPD) 

Hier geht es also um praktische Änderungen in der 

regionalen Vermarktung bei den beiden Punkten, 

die wir bezüglich der Vermarktungs- und Verkaufs-

stellen der Landwirte aufgeführt haben.  

Meine Damen und Herren, ich komme jetzt auch 

schon zum Ende, und ich freue mich, dass wir hier 

in den Dialog gekommen sind.  

Die Änderung der NBauO zu einer Bauordnung, die 

loslässt, weniger reguliert und dadurch einfaches 

und kostengünstigeres Bauen ermöglicht, ist ein 

Dauerlauf - das hat Gott sei Dank nichts mit einem 

Fahrrad zu tun, Herr Minister -, der in seiner Wirk-

samkeit immer wieder hinterfragt werden muss. Da-

her ist die vorgesehene Evaluation Ende 2028 si-

cherlich sinnvoll.  

Viel wichtiger ist jedoch, dass wir die Maßnahmen 

schon nach einem Jahr mit den Ausführenden, mit 

den Praktikern, den Entwurfsverfassern, den Bau-

genehmigungsbehörden in einem gemeinsamen 

Dialogforum hinterfragen und gegebenenfalls nach-

schärfen, um den Wohnungsbau weiter zu fördern. 

(Glocke der Präsidentin) 

- Ich komme zum Ende.  

Wir haben im Bereich des Wohnungsbaus und des 

Schaffens von Eigentum keine Zeit mehr zu verlie-

ren. Es ist wirklich fünf nach zwölf.  

Die CDU-Fraktion wird daher trotz der Schwäche 

dieser Novelle die Änderung mittragen, um Bauen 

schneller, einfacher und vor allem günstiger zu ma-

chen.  

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Vielen Dank. - Es folgt jetzt eine Kurzintervention 

des Kollegen Sachtleben. Bitte schön! Anderthalb 

Minuten! 

Heiko Sachtleben (GRÜNE): 

Danke, Frau Präsidentin. - Liebe Kollegen und Kol-

leginnen! Ihr letzter Satz, Herr Frölich hätte meine 

Kurzintervention fast überflüssig gemacht. - Fast. 

Ich kann es nicht verstehen. Sie sagen, wir diskutie-

ren produktiv miteinander, gehen aufeinander zu.  

(Christian Frölich [CDU]: Ja!) 

Wir haben die Stellplatzpflicht, ich glaube, bis zur 

Glaubensfrage diskutiert. Sie und Ihre gesamte 

Fraktion haben dann wenige Minuten später in der 

Ausschusssitzung dem Entwurf der Novelle zuge-

stimmt, inklusive dem Wegfall der Stellplatzpflicht, 

um sie in Ihrem Vortrag jetzt wieder zurückzuholen. 

Das erschließt sich mir nicht.  

(Christian Frölich [CDU]: Weil wir kon-

struktiv dabei sind!)  

- Das war nicht konstruktiv.  

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD - Sebastian Lechner 

[CDU]: Dieses Verbieten jedes Mal! - 

Gegenruf von der SPD)  

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Der Kollege Frölich möchte antworten und hat auch 

anderthalb Minuten. Bitte! 

Christian Frölich (CDU): 

Herr Sachtleben, ich habe es ja gerade schon sig-

nalisiert: Das Thema ist uns viel zu wichtig, als dass 

wir hier so etwas scheitern lassen wollen. Wir wer-

den heute diese Kröte sicherlich schlucken. Aber 

wir haben einen Änderungsantrag eingebracht, um 

immer wieder darauf hinzuweisen: Das läuft in die 

falsche Richtung.  

Ich bin mir sicher, dass wir im Herbst, wenn wir eine 

weitere Novelle auf dem Tisch liegen haben, dieses 

Thema nochmals erörtern werden. Das, was uns 
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die Spitzenverbände der Städte und Kommunen 

rückgespiegelt haben, kann doch nicht spurlos an 

Ihnen vorübergehen.  

Außerdem habe ich die Frage gestellt - gerade bei 

den Sozialdemokraten sitzen doch viele Kommunal-

politiker in der Fraktion -: Wie das so widerstandslos 

hingenommen werden kann und wie die Kommunen 

so blankgestellt werden können, können wir nicht 

verstehen. Deswegen müssen wir weiter daran ar-

beiten und eine vernünftige Lösung finden.  

(Beifall bei der CDU - Zuruf von Ulrich 

Watermann [SPD])  

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Vielen Dank. - Der nächste Redner: aus der Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen der Kollege Sachtle-

ben. Bitte schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Heiko Sachtleben (GRÜNE): 

Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleg*innen! 

Heute machen wir das Bauen in Niedersachsen 

günstiger und schneller - heute, Herr Fröhlich, und 

nicht erst im nächsten Jahr!  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wir machen das Wohnen bezahlbar, und die Woh-

nungssuche verwandelt sich von einem Schreckge-

spenst hin zu einem persönlichen Aufbruch mit 

Hoffnung. Die Novellierung der Niedersächsischen 

Bauordnung wird heute durch uns beschlossen, und 

damit wird der Aufbruch hin zu einem progressiven 

Baurecht gemacht. Und tatsächlich: Dafür ernten 

wir Gratulation und Zuspruch bundesweit.  

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

Dass wir das heute beschließen können, ist nicht 

selbstverständlich. Deshalb möchte ich wirklich 

ausdrücklich meinen Dank an die mitberatenden 

Ausschüsse richten. Ohne deren gute Zusammen-

arbeit hätten wir die ambitionierte Zeitschiene nicht 

durchhalten können. Außerdem danke ich dem MW 

für den guten Entwurf und natürlich allen Verbänden 

und Personen, welche uns Änderungsvorschläge, 

Lob und Kritik vorgetragen haben. Wir haben zuge-

hört und haben die auch aufgenommen.  

Gerade bei der Stellplatzpflicht hatten die Berufs-

verbände, die Vertreter der Bauwirtschaft, keine ab-

lehnende Haltung. Ich freue mich, dass zwei der 

Vertreter*innen heute hier sind, um dieser epoche-

machenden Beschlussfassung der neuen NBauO 

beizuwohnen. Danke schön dafür! 

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD - Lachen bei der CDU) 

Die Novelle, die wir jetzt beschließen, ist nämlich 

tatsächlich das Werk einer lebendigen Demokratie. 

Diese Novelle steht für: Verfahren vereinfachen, 

Umbauordnung, Tiny Houses, Entfall der Stellplatz-

pflicht - endlich! - und und und. Diese Novelle lässt 

kaum etwas unberührt und wirkt dementsprechend 

vereinfachend in allen Belangen des Wohnens und 

Bauens.  

Die rot-grüne Landesregierung hat die Probleme er-

kannt und behoben. Wir beschleunigen, vereinfa-

chen und senken damit deutlich die Kosten. Das 

hilft nicht nur Investor*innen und Baufirmen, son-

dern auch unseren Bürger*innen. Mehr Wohnraum 

kann schneller und günstiger geschaffen werden. 

Damit findet jeder und jede besser und schneller auf 

ihn oder sie zugeschnittenen Wohnraum.  

Aber - das sage ich ganz deutlich, liebe Kolleg*in-

nen - diese Novelle ist ein Aufbruch, keine Ziellinie.  

Deshalb möchte ich heute hier ein Stück in die Zu-

kunft gucken. Unsere jetzige Novellierung ist die 

Reaktion auf Probleme. In Zukunft brauchen wir 

eine Novelle, bevor diese Probleme überhaupt ent-

stehen. Um das hinzubekommen, müssen wir über 

Legislaturperioden hinausdenken und Gestaltungs-

willen beweisen. 

Es gibt noch so viele Dinge, welche auf zukünftigen 

Baustellen und Gebäuden Normalität werden kön-

nen. Der Bausektor hat eine ungemein schlechte 

Produktivität. Fast jedes Gebäude ist eine Einzelan-

fertigung, also quasi der Maßanzug für die Men-

schen, die darin leben. Das bedeutet aber auch: Je-

des Mal, wenn es zu einem Eigentümer*innenwech-

sel kommt, wird das Gebäude erneut angefasst und 

den neuen Bedürfnissen entsprechend umgebaut.  

Solche Prozesse lassen sich mit gut durchdachtem 

seriellen Bauen und Planen deutlich ökologischer, 

schneller und effizienter gestalten. Weg vom Recy-

celn hin zum Wiederverwenden! Gebäude spei-

chern sehr viel graue Energie. Deshalb sind Sanie-

ren und Wiederverwenden wichtig. Das ist das Zei-

chen der Zeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das heißt, Gebäude sollten beim Bau schon so 

durchdacht sein, dass sie sich in wiederverwend-

bare Einzelteile zerlegen lassen. Passend dazu 
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brauchen wir natürlich perspektivisch auch ein Ab-

risskataster. Außerdem muss gelten: Dächer, die 

nicht begrünt sind, müssen PV-Anlage haben. 

(Vereinzelt Beifall bei den GRÜNEN) 

Liebe Kolleg*innen, heute feiern wir unsere Novelle 

zum Beschleunigen des Baus, zur Lösung der 

Wohnraumkrise und zur Vereinfachung des Gewer-

bes.  

Nach der Arbeit ist vor der morgigen Arbeit. Wir blei-

ben dran. Wir gestalten. 

(Lachen bei der CDU und bei der AfD) 

Wir machen die Zukunft. Wir legen die Ideen auf 

den Tisch. Wir legen die nächste NBauO-Novelle 

vor und werden auch die nächsten Probleme anfas-

sen. Und da Sie das kaum ertragen können, müs-

sen Sie sich die ganze Zeit über andere Sachen un-

terhalten - das ist symptomatisch! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Vielen Dank. - Von der Fraktion der SPD möchte der 

Kollege Bratmann die restliche Redezeit nutzen. 

Bitte schön! Sie haben noch knapp zwei Minuten. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Christoph Bratmann (SPD): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Wenn Politik in der Vergangenheit über Bü-

rokratieabbau gesprochen hat, dann ist am Ende 

nicht selten das Gegenteil davon herausgekom-

men. Je länger beraten wurde, wie man Bürokratie 

abbaut, desto wahrscheinlicher wurde genau das 

Gegenteil erreicht. Ich glaube, die Ausführungen 

des Kollegen Frölich haben eindrucksvoll gezeigt, 

warum das in der Vergangenheit so war, liebe Kol-

leginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Denn klar ist: Überregulierung hat uns in eine Situ-

ation gebracht, in der kostengünstiges Bauen kaum 

mehr möglich ist. Das haben die Verbände in den 

Anhörungen berichtet. Ich glaube, da sind wir uns 

einig. Das haben ja auch Sie gesagt, Herr Frölich. 

Über 3 900 Normen für das Bauwesen haben dazu 

geführt, dass wir jetzt Kompromisse machen müs-

sen, aber auch konsequent sein müssen, liebe Kol-

leginnen und Kollegen. 

Ich will drei Punkte in aller Kürze aufgreifen: 

Barrierefreiheit: Es ging darum, wirklich überbor-

dende Auflagen abzubauen und Barrierefreiheit 

praxisgerecht umsetzen zu können, ohne die Bewe-

gungsfreiheit von Menschen mit Behinderungen 

einzuschränken. Das war, glaube ich, eine sehr 

schwierige Aufgabe. 

Das Gleiche beim Brandschutz: Auch da gab es im-

mer mehr Auflagen, die das Bauen immer stärker 

erschwert haben. Es geht hier darum, das Ganze 

praxisgerecht umzusetzen, ohne fahrlässig zu wer-

den. 

Die Abschaffung der Stellplatzpflicht ist der größte 

Kritikpunkt der Kommunen, die natürlich auch 

Nachteile mit sich bringt. Aber am Ende ist es auch 

da richtig, konsequent zu sein. Denn die Stellplatz-

pflicht war einer der größten Hemmschuhe für kos-

tengünstiges Schaffen von Wohnraum in den Kom-

munen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Das ist nun 

mal so. Damit folgen wir unter anderem auch dem 

Rat des Wirtschaftsrats der CDU Niedersachsen, 

wo ich neulich zu Gast war und wo wir auch über 

die NBauO gesprochen haben. Dort hat man mir ge-

sagt: Macht es möglichst unverändert, und macht 

es möglichst schnell und konsequent! - Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen, das machen wir jetzt. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wenn Olaf Lies sagt: „Der Staat muss auch loslas-

sen können!“, dann macht er das nicht, weil er jetzt 

in die FDP übergetreten ist, sondern weil er sagt: 

Wir müssen an einem Punkt wirklich ganz konse-

quent Bürokratie abbauen, müssen Regulierungen 

abbauen und damit einen Paradigmenwechsel ein-

leiten, der bundesweit beispielgebend ist. Das ist im 

Übrigen auch das Presseecho aus Zeitschriften wie 

Focus oder Wirtschaftswoche, die ja nun nicht als 

sozialdemokratische Kampfblätter bekannt sind. Ich 

glaube, wir sind da gut unterwegs. 

Abschließend begrüße ich ganz herzlich die Vorsit-

zende des Bundes Deutscher Architektinnen und 

Architekten - Landesverband Niedersachsen, Dilek 

Ruf. Ich zitiere sie zur NBauO mit der Aussage: 

„Dieses Gesetz aus Niedersachsen wird eine Blau-

pause für Deutschland“.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 
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Das zeigt, dass wir auf dem richtigen Weg sind. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Vielen Dank. - Für die Landesregierung hat das 

Wort: der Bauminister Olaf Lies. Bitte schön! 

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Verkehr, Bauen 

und Digitalisierung: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Zunächst - er hat sich hier noch ein-

mal gezeigt - freue ich mich über den kritischen Di-

alog. Wenn man solche Schritte nach vorne geht, 

wie wir das gerade gemeinsam machen wollen, 

dann ist es völlig klar, dass es zu kritischen Ausei-

nandersetzungen mit einzelnen Punkten kommt.  

Das begrüße ich sehr, und ich wünsche mir, dass 

das weiter voranschreitet. Denn heute diskutieren 

wir nicht nur, wie wir die Bauordnung novellieren, 

um das Wohnen einfacher, günstiger und schneller 

zu realisieren, sondern vielleicht auch ein Stück weit 

darüber, wie der Staat zukünftig wirklich loslassen 

und mehr Raum geben kann. Insofern freue ich 

mich über die kritische Auseinandersetzung. Ich bin 

sicher, dass das eine gute Grundlage für die weite-

ren Gespräche ist. 

Großen Dank möchte ich an dieser Stelle ganz zu 

Beginn vor allen Dingen dem Bündnis für bezahlba-

res Wohnen aussprechen. Denn im Bündnis für be-

zahlbares Wohnen sind all die Verbände, Organisa-

tionen und Kammern Mitglied, die schon seit Lan-

gem dafür werben und sagen: Es muss etwas pas-

sieren, damit Wohnraum wieder bezahlbar wird! - 

Denen gilt der große Dank, weil sie seit 2018 konti-

nuierlich daran mitarbeiten, sei es an der Weiterent-

wicklung der Wohnraumförderprogramme oder, wie 

jetzt, ganz praxisnah zu der Frage, wie die Nieder-

sächsische Bauordnung zu novellieren ist. 

Aber der Dank gilt auch allen anderen, die mitge-

wirkt haben. Ich darf das vor allen Dingen auch für 

die Kolleginnen und Kollegen des Wirtschaftsminis-

teriums sagen, die sehr intensiv daran mitgewirkt 

haben. Ein besonderer, herzlicher Dank auch an die 

Kolleginnen und Kollegen hier im Landtag, in den 

Ausschüssen! Das war eine extrem kurze Zeit, weil 

wir Zeit gewinnen wollten. Das war eine extrem in-

tensive Zeit. Das ist nicht selbstverständlich. Gro-

ßen Dank dafür! Heute senden wir, finde ich, ein 

starkes Zeichen aus! 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, warum ma-

chen wir das - das eint uns ja in einer Diskussion, 

die wir schon seit Langem führen -? Wohnen und 

das Schaffen von Wohnraum sind auf der einen 

Seite derart teuer geworden, dass beides kaum 

noch möglich ist. Auf der anderen Seite besteht eine 

Mangelsituation, die mir - wohl uns allen - extrem 

große Sorgen macht: Immer mehr Menschen brau-

chen Wohnraum - Menschen, die zu uns kommen, 

Menschen, die hierherkommen, weil sie arbeiten 

wollen, Menschen, die ihre Lebenssituation verän-

dern wollen. 

Es gibt einen erheblichen Mehrbedarf an Wohn-

raum, aber genau das Gegenteil von dem, was wir 

brauchen - dass neuer Wohnraum geschaffen 

wird -, ist die Realität. Natürlich können wir dafür 

viele Gründe nennen: die Zinsentwicklung, die Bau-

kostenpreise, vieles andere. Aber es hilft nichts, die 

Probleme zu beschreiben, sondern wir müssen die 

Lösungen auf den Tisch bringen, die wir selbst in 

der Hand haben, mit denen wir selbst dafür sorgen 

können, dass es wirklich einfacher, schneller und 

günstiger wird. 

Ich bin sicher: Heute leisten wir mit dem Beschluss 

zur Novellierung der Niedersächsischen Bauord-

nung einen wesentlichen Beitrag dafür, dass es ein-

facher, günstiger und schneller wird. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Warum musste es so weit kommen? Auch diese 

Frage müssen wir uns zu Recht stellen. - Weil wir 

es uns in den letzten Jahren irgendwie leisten konn-

ten, dass immer etwas oben draufkam! Weil wir 

beim Umbau meinten, dass das, was oben draufge-

setzt oder umgebaut wird, natürlich den neuesten 

Standards entsprechen muss. Das hatte dann zwar 

nichts mehr mit dem Ursprungsgebäude zu tun, 

aber das war unsere Maßgabe. Und weil wir beim 

Neubau dafür sorgten, dass jedes Jahr - gefühlt 

wohl viel häufiger - Standards dazukamen, die wirt-

schaftlich irgendwie noch abbildbar waren, aber in 

der heutigen Zeit nicht mehr umsetzbar sind. Heute 

wünschen wir uns von daher Wohnraum, der viel-

leicht 7 Euro Miete pro Quadratmeter kostet, für den 

aber der Investor, wenn er heute investiert, 17 Euro 

Miete pro Quadratmeter bekommen müsste. 

Um die Zahl mal zu nennen: Kein Staat wird in der 

Lage sein, Mieten jeden Monat mit 10 Euro pro 

Quadratmeter zu subventionieren. Das heißt, die 
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Kosten müssen runter! Die Kosten müssen runter, 

weil wir nicht immer etwas oben drauflegen können. 

Vielmehr sind wir jetzt zum ersten Mal an der Stelle, 

an der wir ganz konsequent sagen: Es ist Schluss 

mit der Frage, ob noch etwas oben draufgelegt wird! 

Es ist Schluss mit der Frage, ob es so bleiben kann! 

Wir müssen runter von Auflagen! Wir müssen runter 

von Kosten, die wir immer obendrauf gelegt haben. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Deswegen beweisen wir heute echten Mut, liebe 

Kolleginnen und Kollegen, vielleicht auch den Mut, 

an mancher Stelle einen Schritt zu weit zu gehen. 

Vielleicht ist das so. Aber es ist nicht die Zeit, in der 

wir sozusagen in kleinen Schritten versuchen kön-

nen, es mit Entscheidung für Entscheidung, mit No-

velle für Novelle besser zu machen. Es ist die Zeit, 

in der wir einen mutigen, einen großen Schritt ma-

chen müssen - den wir dann in der Evaluierung 

auch prüfen müssen, ob er an einigen Stellen zu 

weit ging. Wir haben eben genau diese Zeit nicht, 

sondern wir brauchen bei unseren vielfältigen 

Schwierigkeiten heute eine klare, eine politische 

Antwort, die der Lebenswirklichkeit der Menschen 

gerecht werden muss. Sie wollen Wohnraum - und 

keine Debatte über Regularien und Vorgaben. Sie 

wollen, dass endlich etwas passiert und Wohnraum 

entsteht. 

Deswegen ist das ein wichtiger Schritt. Deswegen 

sind wir mit einem echt neuen Kurs unterwegs. Wir 

brauchen auch genau das - übrigens nicht nur, da-

mit wir Wohnungen schaffen, sondern auch - wir ha-

ben oft darüber diskutiert -, weil man sich im Bau-

gewerbe, in der Bauwirtschaft große Sorgen macht. 

Im Mietbereich, im Mieteigentums- und im Eigen-

tumsbereich selbst werden kaum noch Aufträge 

vergeben. Die Sorgen sind so groß, weil wir die jun-

gen Menschen, die wir gerade als Fachkräfte für 

morgen gewinnen wollen, schon heute verlieren.  

Deswegen ist es auch nicht nur etwas zur Frage: 

Wie schaffen wir bezahlbaren Wohnraum? Es ist 

vor allen Dingen auch ein Konjunkturpaket für das 

Bauhandwerk und Baugewerbe, für die Bauwirt-

schaft, damit es vorangeht, damit sich das löst, da-

mit die Unternehmen wieder Arbeit haben und die 

Kolleginnen und Kollegen weiter gesichert beschäf-

tigt sind. Auch darum geht es uns heute.  

Es ist in der Zeit, gerade bei dem Thema Umbau-

ordnung, ein zentrales Element - ich habe es vorhin 

gesagt - in der umgekehrten Form. Dass ein Ge-

bäude nach dem Umbau nicht mehr können muss 

als vorher, erscheint doch für jeden normal. Aber 

genau das war nicht der Fall! Genau das waren 

eben nicht die Vorgaben, die wir hatten.  

Deswegen ist es gut, dass wir auch kritisch mitei-

nander diskutieren, wie wir das machen können. 

Die Botschaft danach ist: Der Staat muss loslassen! 

Lasst uns Verantwortung denen übergeben, die die 

Verantwortung übernehmen wollen, die entschei-

den, dass sie investieren, die bauvorlageberechtigt 

sind! Lasst den Staat loslassen! Lasst uns das nicht 

nur in der Frage der Bauordnung überlegen, son-

dern lasst die Frage des Loslassens vielleicht auch 

einmal an anderen Stellen wirken, weil dann viel-

leicht nicht unbedingt schlechtere Entscheidungen 

getroffen werden! Es werden schnellere Entschei-

dungen getroffen. Es werden überhaupt Entschei-

dungen für Investitionen getroffen, die in vielen Be-

reichen der Wirtschaft in Deutschland gerade auf 

sich warten lassen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Deswegen ist das ein großer Schritt. Das ist vorhin 

angekündigt worden. Ich glaube, wir diskutieren das 

nicht nur hier. Wir hatten die Konferenz der Bause-

natorinnen und -senatoren und Bauministerinnen 

und -minister. Das war ein gutes Signal, weil auch 

dort klar ist: Es muss mehr passieren. Die sehen 

das genauso, weil wir ja nicht nur hier auf Landes-

ebene, sondern sicherlich auch auf der Bundes-

ebene etwas machen müssen.  

Diese Idee - ich will das noch einmal beschrei-

ben - bezieht sich aber nicht nur auf die Frage des 

Umbaus oder der Sanierung und Umnutzung - es 

muss leichter sein umzunutzen; wir haben Vorga-

ben bei der Umnutzung, die machen nahezu jede 

Umnutzung wirtschaftlich unmöglich -, sondern 

auch auf den Neubau. Gerade beim Neubau ist bei 

unseren Vorgaben, die wir machen, aber auch bei 

dem, was sich aus Standard und Normen entwi-

ckelt, immer noch etwas oben draufgekommen. Das 

lässt sich nicht mehr wegfördern.  

Deswegen bin ich froh, dass wir so konsequente 

Wege gefunden haben, sei es die Frage der Grenz-

abstände, des zweiten Rettungswegs, der Erleich-

terung, Alternativen zu finden, was nicht selbstver-

ständlich ist, aber auch eben das Thema Innovati-

onsklausel: Gebäudetyp E. Es muss doch möglich 

sein, mal auf Dinge zu verzichten. Muss die Decke 

wirklich so dick sein? Muss es wirklich die doppel-

schalige Wand zum Treppenhaus sein? Muss das 

alles sein? Müssen es Terrassentüren sein, die bar-

rierefrei und lärmgeschützt sind? Sind die am Ende 



Niedersächsischer Landtag  -  19. Wahlperiode  -  42. Plenarsitzung am 17. Juni 2024 

 

3356 

auch noch bezahlbar? - Das wird nicht funktionie-

ren. 

Lasst uns so bauen, wie man bezahlbar bauen 

kann! Denn die Menschen wollen nicht das haben, 

was sie sich nicht leisten können. Sie wollen Wohn-

raum, den sie morgen auch wirklich bekommen 

können. Das ist unsere Maßgabe.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist angespro-

chen worden: Natürlich sind auch Dinge dabei, die 

kritisch sind. Die Frage der Stellplätze haben wir in-

tensiv diskutiert. Ich glaube, der erste Punkt ist: Der 

Eindruck, der entsteht, es werden nur noch Woh-

nungen geschaffen, ohne dass Stellplätze gebaut 

werden, ist natürlich falsch. Die Investoren, die ver-

mieten und verkaufen wollen, entscheiden sehr ge-

nau, ob sie eine Wohnung ohne Stellplatz am Markt 

überhaupt vermarkten können. Insofern wird natür-

lich auch weiter investiert. Aber das ist eine Ent-

scheidung des Investors, der trotzdem baut.  

Den zweiten Aspekt, der eine Rolle spielt, sehe ich 

sehr wohl. Für die Kommunen ist die Frage, wie es 

mit der Mobilität vor Ort weitergeht, extrem wichtig 

und zentral. Aber lasst uns ehrlich sein: Wir werden 

nicht über die Steigerung der Baukosten die Mobili-

tät vor Ort finanzieren können, sondern wir brau-

chen eine Antwort für die kommunale Seite, wie sie 

Mobilität finanziert. Wir werden nicht über die Kos-

ten des bezahlbaren Wohnens oder des Schaffens 

von Wohnraum Mobilität finanzieren können. Ge-

nau das entkoppeln wir an der Stelle. Das ist klug, 

das ist richtig, und das ist notwendig, liebe Kollegin-

nen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Das ist ein Zeichen gewesen. Das ist ja sozusagen 

ein Füllhorn an weiteren Ideen. Das ist gut so. Wir 

sind auch nicht am Ende. Tatsächlich war die Zeit 

knapp, und noch mehr zu diskutieren, war in der Zeit 

nahezu unmöglich.  

Deswegen bin ich dankbar, wenn wir uns mit durch-

aus kritischem Blick zurück mutig nach vorne auf-

machen und nach der Sommerpause mit vielen gu-

ten Beispielen und Vorschlägen einsteigen, die auf 

dem Tisch liegen. Das ist richtig. Aber es geht da-

rum, jetzt ein wichtiges Zeichen zu setzen, jetzt zu 

zeigen: Staat kann loslassen, Staat kann günstiger 

machen! Aber - das ist angesprochen worden; auch 

daran arbeiten wir - nicht alle Menschen in Deutsch-

land leben in Mietwohnraum. Menschen wollen sich 

Eigentum schaffen. Wir brauchen auch Antworten 

darauf, wie die Schaffung von Eigentum für die 

Menschen in unserem Land wieder möglich wird.  

Das heißt, wir haben noch viele Aufgaben vor uns. 

Ich glaube, das ist ein guter, großer, extrem weitge-

hender Zwischenschritt. Deswegen noch einmal 

ganz herzlichen Dank für die kritische Auseinander-

setzung damit! Ich glaube, wir setzen in Nieder-

sachsen jetzt gemeinsam ein richtiges Zeichen und 

gehen einen richtigen Schritt voran. Wir sollten die-

sen engen Austausch und diese enge Zusammen-

arbeit auch weiter pflegen.  

Vielen Dank, und vielen Dank für die schnelle Bera-

tung. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

An dieser Stelle sind die Beratungen abgeschlos-

sen. Wir kommen nun zu den Abstimmungen.  

Das Prozedere wird kurz erklärt: Wir stimmen zu-

nächst über den Änderungsantrag der Fraktion der 

CDU in der Drucksache 19/4622 ab, der auf eine 

Annahme des Gesetzentwurfs in der Fassung der 

Beschlussempfehlung mit weiteren Änderungen 

zielt.  

Danach stimmen wir über den Änderungsantrag der 

Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen in der Drucksache 19/4608 ab, der eben-

falls eine Annahme in der Fassung der Beschluss-

empfehlung mit weiteren Änderungen zum Gegen-

stand hat.  

In diesem Rahmen führen wir dann als Erstes die 

beantragten Einzelabstimmungen zu den Nrn. 7, 18 

und 20 der Beschlussempfehlung durch, bevor wir 

dann in der Schlussabstimmung über mögliche, in 

den Einzelabstimmungen beschlossene Änderun-

gen sowie über den Änderungsantrag im Übrigen 

abstimmen. 

Alle haben das verstanden. Es geht jetzt los.  

Wir stimmen jetzt über den Gesetzentwurf in der 

Fassung der Beschlussempfehlung mit den von der 

Fraktion der CDU beantragten Änderungen ab.  

Wer den Gesetzentwurf in der Fassung des Ände-

rungsantrages der Fraktion der CDU in der Druck-

sache 19/4622 und im Übrigen in der Fassung der 

Beschlussempfehlung in der Schlussabstimmung 

annehmen will, den bitte ich, soweit möglich, aufzu-

stehen. - Das ist die Fraktion der CDU. Wer möchte 

dagegen stimmen? - Gegenstimmen gibt es von der 
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SPD-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen. Wer möchte sich enthalten? - Das sind die 

Fraktion der AfD und der fraktionslose Kollege. So-

mit ist der Änderungsantrag der Fraktion der CDU 

abgelehnt. 

Wir kommen, wie angekündigt, zu den Einzelab-

stimmungen zu den Nrn. 7, 18 und 20 der Beschlus-

sempfehlung.  

Wer zu Nr. 7 der Anlage zur Beschlussempfeh-

lung - diese betrifft § 47 der NBauO - der Beschlus-

sempfehlung folgen möchte, den bitte ich um ein 

Handzeichen. - Das sind die regierungstragenden 

Fraktionen. Wer ist dagegen? - Die Fraktionen der 

AfD und der CDU sowie der fraktionslose Kollege. 

Der Nummer 7 der Anlage zur Beschlussempfeh-

lung wurde gefolgt. 

Wer zu Nr. 18 der Anlage zur Beschlussempfeh-

lung - diese betrifft § 73 a der NBauO - der Be-

schlussempfehlung folgen möchte, auch den bitte 

ich um ein Handzeichen. - Das sind die Fraktionen 

Bündnis 90/Die Grünen, SPD und AfD. Wer ist da-

gegen? - Die Fraktion der CDU und der fraktions-

lose Kollege. Enthaltungen? - Es gibt keine. Das Er-

gebnis ist: Der Nr. 18 der Anlage zur Beschluss-

empfehlung wurde gefolgt. 

Wer zu Nr. 20 der Anlage zur Beschlussempfehlung 

der vorgesehenen Formulierung zu § 85 a Abs. 2 

Nr. 7 der NBauO folgen möchte, den bitte ich um ein 

Handzeichen. - Das sind die Fraktion der SPD, die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und die Fraktion 

der AfD. Wer ist dagegen? - Die Fraktion der CDU 

und der fraktionslose Kollege. Wer enthält sich? - 

Da dürfte niemand mehr dabei sein. Der Be- 

schlussempfehlung wurde insoweit gefolgt. 

Jetzt stimmen wir über den Gesetzentwurf in der 

Fassung des Änderungsantrages der Fraktion der 

SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der 

Drucksache 19/4608 insgesamt ab.  

Wer dem Änderungsantrag folgen und damit den 

Gesetzentwurf in der Schlussabstimmung mit den in 

dem Änderungsantrag sowie im Übrigen in der Be-

schlussempfehlung empfohlenen Änderungen an-

nehmen will, den bitte ich, soweit möglich, aufzu-

stehen. - Das sind die Fraktionen der SPD, Bünd-

nis 90/Die Grünen und der CDU. Wer ist dagegen? 

- Niemand ist dagegen. Wer enthält sich? - Die 

Fraktion der AfD und der fraktionslose Kollege.  

Somit ist der Gesetzentwurf mit den sich aus dem 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD und der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksache 

19/4608 ergebenden Änderungen sowie im Übrigen 

mit den aus der Beschlussempfehlung ersichtlichen 

Änderungen angenommen. 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 

den GRÜNEN) 

Ich rufe jetzt auf: 

Tagesordnungspunkt 5: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zum Zweiten Staatsver-

trag zur Änderung des IT-Staatsvertrages - Ge-

setzentwurf der Landesregierung - Drs. 19/4056 - 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres 

und Sport - Drs. 19/4589 - Schriftlicher Bericht - Drs. 

19/4619  

(Unruhe) 

- Vielleicht können die Feierlichkeiten draußen statt-

finden, sodass hier für den nächsten Tagesord-

nungspunkt Ruhe einkehrt. 

Der Ausschuss für Inneres und Sport empfiehlt 

Ihnen, den Gesetzentwurf unverändert anzuneh-

men. 

Wir steigen in die Beratung ein. Es beginnt der Kol-

lege Beck für die Fraktion der SPD. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD) 

Jan-Philipp Beck (SPD): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Die SPD-Fraktion wird der Änderung des vor-

liegenden IT-Staatsvertrages ebenso wie im Innen-

ausschuss heute auch im Parlament zustimmen.  

Der IT-Staatsvertrag umfasst aus unserer Sicht 

wichtige und notwendige Punkte, um die Verwal-

tungsdigitalisierung voranzubringen, wie zum Bei-

spiel den Betrieb und die Steuerung mehrjähriger 

föderaler Projekte und die Bereitstellung von länder-

übergreifenden Digitalisierungslösungen. 

Der Gesetzentwurf ist aus unserer Sicht eine wich-

tige Konkretisierung und Erweiterung des bisheri-

gen Staatsvertrages und stellt die dauerhafte Finan-

zierung transparent und flexibel sicher. Dies halten 

wir für einen absolut wichtigen und richtigen Schritt, 

weil er auch den IT-Planungsrat als Steuerungsgre-

mium für die Digitalisierung der öffentlichen Verwal-

tung deutlich stärkt. Das ist gut so; denn wir brau-

chen mehr Vorgaben zu Schnittstellen, Standards 
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und Strukturen. Nur so, liebe Kolleginnen und Kol-

legen, wird die Verwaltungsdigitalisierung in Zukunft 

gelingen. 

Die Änderung des IT-Staatsvertrages schließt letzt-

lich auch an eine Debatte an, die wir im letzten Ple-

narabschnitt hier geführt haben. Hier ist deutlich ge-

worden, dass wir mehr Zusammenarbeit der staatli-

chen Ebenen brauchen. Digitalisierung ist eben 

eine dauerhafte Gemeinschaftsaufgabe aller Be-

hörden. Der vorliegende Vertrag ist eine wichtige 

Basis dafür, dass die Zusammenarbeit auch in Zu-

kunft gelingt. Wir sind überzeugt davon: Mehr digi-

taler Fortschritt wird nur in Kooperation der staatli-

chen Ebenen gelingen. Nur so können digitale Ver-

waltungsleistungen von Bürgerinnen, Bürgern und 

Unternehmen einfach, sicher und von überall und 

zu jedem Zeitpunkt genutzt werden. Dies muss 

doch letztlich unser Ziel sein, liebe Kolleginnen und 

Kollegen. 

Der Stellungnahme des Deutschen Landkreistages 

kann ich mich heute insofern anschließen und diese 

unterstützen, als dass die Kommunen in den weite-

ren Verfahrensprozess weiterhin eng eingebunden 

werden müssen, weil hier der häufigste Bürgerkon-

takt zu einer Behörde besteht. Wir in Niedersachsen 

arbeiten schon sehr lange und vertrauensvoll in 

dem Themenfeld der Verwaltungsdigitalisierung mit 

unseren Kommunen zusammen. Wir wollen diese 

Zusammenarbeit fortsetzen und den digitalen Fort-

schritt auch in unseren Kommunen ermöglichen. 

Deshalb werden wir sie auch weiterhin im Digitali-

sierungsprozess unterstützen. 

Dies gilt insbesondere für die gut angenommenen 

Unterstützungsleistungen des Cyber-Sicherheit-

schecks der Strategieentwicklung in den Kommu-

nalverwaltungen und auch für die Übernahme der 

Betriebskosten für Maßnahmen im Rahmen des 

Onlinezugangsgesetzes. Ich bin mir sicher, das wird 

auch in Zukunft eine spürbare Hilfe sein, die wir fort-

setzen wollen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Kurzum: Wenn Verwaltungsdigitalisierung gelingen 

soll, müssen viele Räder ineinandergreifen. Der 

IT-Staatsvertrag ist eine sehr wichtige Basis dafür, 

dass die Zusammenarbeit auch in Zukunft gut funk-

tioniert und die staatlichen Ebenen gut zusammen-

arbeiten.  

Deswegen werden wir dem vorliegenden Staatsver-

trag, wie er von unserem Ministerpräsidenten Ste-

phan Weil ausgehandelt worden ist, heute zustim-

men und ihn ratifizieren. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Vielen Dank. - Als Nächstes spricht: aus der Frak-

tion der AfD der Kollege Najafi. Bitte schön! 

(Beifall bei der AfD) 

Omid Najafi (AfD): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! In diesem Gesetzentwurf zur Änderung des 

IT-Staatsvertrages werden dem IT-Planungsrat 

mehr Rechte eingeräumt. Dann wird im Gesetz gen-

dergerechte Sprache eingeführt, weil das generi-

sche Maskulinum ja so diskriminierend sei - aber 

gut. Und dem Präsidenten der FITKO - das steht für 

Föderale IT-Kooperation - wird ein Platz bei den Sit-

zungen des IT-Planungsrates zugesichert. 

Der IT-Planungsrat besteht nach § 1 Abs. 2 aus 

dem Beauftragten der Bundesregierung für Informa-

tionstechnik und jeweils einem für Informationstech-

nik zuständigen Vertreter jedes Landes. In § 1 

Abs. 2 Satz 2 des IT-Staatsvertrages steht ge-

schrieben: „Der Bund und die Länder stellen sicher, 

dass ihre Vertreter über die erforderliche Entschei-

dungskompetenz verfügen.“ Sie haben diese Kom-

petenz aber ganz offensichtlich nicht, sonst wären 

das Onlinezugangsgesetz von 2017 bzw. die Digi-

talisierung der Verwaltung schon längst realisiert. 

Da die jeweiligen Vertreter im IT-Planungsrat aber 

kaum Fachexpertise besitzen und sich laut § 1 

Abs. 4 auch nur mindestens zweimal im Jahr tref-

fen - was viel zu selten ist -, wurde die FITKO als 

externes und ausführendes Organ als gemeinsame 

Anstalt öffentlichen Rechts geschaffen. Der IT-Pla-

nungsrat existiert seit 2009. Das OZG wurde im Au-

gust 2017 verabschiedet. Die FITKO wurde erst 

2020 gegründet. - Kein Wunder, dass wir uns in 

Deutschland im Schneckentempo bewegen! 
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In § 9 wird die Finanzierung geregelt, und der 35-%-

Anteil des Bundes soll auf 25 % reduziert werden, 

sprich: mehr finanzielle Belastung für die Länder. 

Wir werden uns daher an dieser Stelle enthalten. 

Vielen lieben Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Vielen Dank. - Als Nächste spricht: aus der Fraktion 

der CDU die Kollegin Lara Evers. Bitte sehr! 

(Beifall bei der CDU) 

Lara Evers (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Unter diesem Tagesordnungspunkt befas-

sen wir uns abschließend damit, dass die Länder 

aufgefordert sind, Änderungen im IT-Staatsvertrag 

zu beschließen, um die FITKO, die Föderale IT-Ko-

operation, zukunftsfest zu gestalten. Wir reden also 

im Kern über Verwaltungsdigitalisierung. Und wir 

wissen alle, dass Deutschland in diesem Zusam-

menhang großen Nachholbedarf hat. Nach wie vor 

sind viele Verwaltungsprozesse stark reguliert und 

traditionell papierbasiert. Das ist für einen starken 

Industriestandort wie Deutschland absolut nicht an-

gemessen. 

Der Bedarf und die Erwartungshaltung vonseiten 

der Bevölkerung in diesem Punkt sind völlig unstrit-

tig: Wir müssen digitaler, schneller und einfacher 

werden. Wir müssen dabei alle Potenziale aus-

schöpfen und Entwicklungen mitgehen. Ich nenne 

hier nur das Stichwort „KI“. 

(Beifall bei der CDU) 

In unserer föderalen Struktur gibt es viele verschie-

dene Verwaltungsbehörden auf Bundes-, Landes- 

und Kommunalebene, die eigenständig arbeiten 

und oft unterschiedliche Systeme nutzen. Insofern 

ist die übergeordnete Strategie mit der FITKO der 

richtige Ansatz. Sie zu stärken und ihre Finanzie-

rung sicherzustellen, ist notwendig. Diesen Grund-

gedanken tragen wir ohne Wenn und Aber mit. Wir 

bedauern allerdings, dass der Bund seinen Finan-

zierungsanteil reduziert. Das ist nicht das richtige 

Signal in dieser so elementaren Angelegenheit. 

(Beifall bei der CDU) 

Der Stellungnahme des Deutschen Landkreistages 

entnehmen wir, dass zudem die kommunale Ebene, 

also die maßgebliche Schnittstelle zu unseren Bür-

gerinnen und Bürgern, nicht ausreichend mitge-

nommen wird. 

Auch wenn wir in der Sache mitgehen, gibt es also 

durchaus Punkte, die uns nicht gefallen. Ohnehin 

hätten wir uns insgesamt mehr Rückenwind und 

mehr Engagement für das Thema Verwaltungsdigi-

talisierung gewünscht. Liebe Ministerin Behrens, 

setzen Sie die Digitalisierung der Verwaltung in Nie-

dersachsen auf die Überholspur! Schalten Sie einen 

Gang höher, damit Niedersachsen nicht nur mithal-

ten, sondern innovativ die Zukunft gestalten kann! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Vielen Dank. - Als Nächstes spricht die Kollegin 

Nadja Weippert von der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen. Bitte schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nadja Weippert (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg*innen! 

Der vorliegende Gesetzentwurf dient zur Ratifizie-

rung des Zweiten IT-Änderungsstaatsvertrages, der 

spätestens zum 1. Dezember 2024 in Kraft treten 

soll.  

Die Unterstützungsleistungen der föderalen IT-Ko-

operation (FITKO) sollen in Zukunft um Folgendes 

erweitert und konkretisiert werden: den Betrieb von 

Digitalisierungslösungen, die Steuerung auch 

mehrjähriger föderaler Projekte für die Verwaltungs-

digitalisierung, das Zurverfügungstellen oder Pro-

jektieren von im Bund und länderübergreifend ein-

setzbaren Digitalisierungslösungen in der Verant-

wortung des föderalen IT-Architekturmanagements. 

Des Weiteren soll die dauerhafte Finanzierung si-

chergestellt werden.  

Für die Jahre 2024 und 2025 ist keine über die Mit-

telfristige Finanzplanung im Haushalt hinausge-

hende Auswirkung zu erwarten, da der voraussicht-

liche Finanzierungsanteil bereits enthalten ist. Aus-

gehend vom Entwurf des Wirtschaftsplans 2025 der 

FITKO vom 16. Februar 2024 ergeben sich voraus-

sichtlich haushaltswirksame Mehrbedarfe im Jahr 

2026 von ca. 7,6 Millionen Euro, im Jahr 2027 von 

ca. 8,3 Millionen Euro und im Jahr 2028 von ca. 

8,7 Millionen Euro.  
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Da ein Nicht-Inkrafttreten insbesondere die Finan-

zierung von gemeinsamen EfA-Verfahren sowie die 

Registermodernisierung und damit die gesamte 

Umsetzung der föderalen Digitalisierungsprojekte 

der FITKO und am Ende auch die Verwaltungsdigi-

talisierung unserer Kommunen gefährdet, hat der 

Innenausschuss die unveränderte Annahme des 

vorliegenden Gesetzentwurfs empfohlen. Daher 

bitte auch ich Sie hier heute um Zustimmung.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Vielen Dank. - Für die Landesregierung spricht die 

Ministerin für Inneres und Sport, Frau Behrens. Bitte 

schön.  

Daniela Behrens, Ministerin für Inneres und Sport: 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Das Thema Verwaltungsdi-

gitalisierung ist nicht ganz so sexy wie das Thema 

Niedersächsische Bauordnung, aber gleichwohl 

ebenso bedeutsam und epochal in der weiteren 

Entwicklung.  

Beim Thema Verwaltungsdigitalisierung kommen 

wir gut voran, aber letztendlich haben wir noch eini-

ges zu tun. Die ersten Ziele sind erreicht. Wir haben 

Infrastruktur und Basisdienste zur Verfügung. Wir 

haben zahlreiche Online-Dienste im Rollout-Verfah-

ren. Also, die Verwaltungsdigitalisierung schreitet 

voran.  

Mit dem IT-Staatsvertrag, den wir Ihnen nun vorge-

legt haben, wollen wir das verstetigen und vor allen 

Dingen auch die Daueraufgabe im Bereich der län-

derübergreifenden Kooperation stärken. Wir brau-

chen ein gemeinsames Voranschreiten aller 16 

Bundesländer zusammen mit dem Bund, damit Ver-

waltungsdigitalisierung in einem föderalen System 

gelingt. Alles andere wäre eher unsinnig.  

Was steht im Zweiten Staatsvertrag? - Wir beschrei-

ben sehr deutlich die Aufgaben des IT-Planungs-

rats. Da geht es um den Betrieb der Digitalisierungs-

lösungen. Es geht um die Steuerung auch mehrfa-

cher föderaler Projekte. Es geht um die Zurverfü-

gungstellung von Digitalisierungslösungen. Und vor 

allen Dingen geht es um Verantwortung im födera-

len IT-Architekturmanagement. Sie können sich 

vorstellen: Wenn 16 Bundesländer und der Bund im 

Bereich der Digitalisierung zusammenarbeiten, be-

darf es einer großen Kooperationsfähigkeit, aber 

auch klarer Regeln, auf deren Basis diese Koopera-

tion stattfinden kann. Und die machen wir mit dem 

IT-Staatsvertrag, meine Damen und Herren.  

Damit er zum 1. Dezember 2024 in Kraft treten 

kann, müssen ihn alle Länderparlamente ratifizie-

ren. Ich bin sehr froh, dass ich erkennen kann, dass 

eine Mehrheit in diesem Landtag das auch tun 

möchte. Damit können wir in Niedersachsen auch 

an diesem wichtigen Prozess teilnehmen.  

Insgesamt - Sie haben es angesprochen - ist es 

wichtig, dass die Digitalisierung bei den Bürgerin-

nen und Bürgern ankommt. Wenn sich Bund und 

Länder darüber verständigen, ist das schön, aber 

wenn die Kommunen dabei sind, ist es sinnvoller 

und besser, denn auch ein Rathaus muss digital er-

reichbar sein. Deswegen können Sie sich darauf 

verlassen, dass in Niedersachsen die Kommunen 

sehr eng in den Prozess der Verwaltungsdigitalisie-

rung eingebunden werden.  

In diesem Sinne bedanke ich mich für Ihre Aufmerk-

samkeit und freue mich, wenn Sie dem Gesetzent-

wurf der Landesregierung heute einen kräftigen Rü-

ckenwind verpassen.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. 

Wir treten jetzt in die Abstimmung ein.  

Wer der Beschlussempfehlung folgen und damit 

den Gesetzentwurf der Landesregierung in der 

Schlussabstimmung unverändert annehmen will, 

den bitte ich, soweit möglich, aufzustehen. - Die 

Fraktion der SPD, die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen und die Fraktion der CDU. Wer möchte dage-

gen stimmen? - Wer möchte sich enthalten? - Ent-

haltungen bei der Fraktion der AfD und dem frakti-

onslosen Kollegen. Damit wurde der Beschluss-

empfehlung gefolgt.  

Wir sind jetzt bei:  

Tagesordnungspunkt 6: 

Erste Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 

Pflichtexemplarrechts in Niedersachsen - Ge-

setzentwurf der Landesregierung - Drs. 19/4317  
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Der Gesetzentwurf wird eingebracht durch Herrn 

Minister Mohrs. Bitte schön! Sie haben das Wort.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Falko Mohrs, Minister für Wissenschaft und Kul-

tur: 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren Abgeordnete! Wir alle wis-

sen, dass die Digitalisierung die Gesellschaft verän-

dert: die Art, wie wir Wissen speichern, wie wir Wis-

sen abrufen, wie wir Wissen nutzen, und das selbst-

verständlich auch in der Arbeit der Bibliotheken.  

Über die Digitalisierung wird das Wissen breiter und 

niedrigschwellig verfügbar. Dieser Aufgabe nehmen 

sich die Bibliotheken mit großem Elan an. Sie sind 

untereinander vernetzt und arbeiten über den Beirat 

für Bibliotheksangelegenheiten seit Jahren an dem 

Wandel des Publizierens, um verlässlich und nach-

haltig den Zugang zu Wissen für Lehrende, für Stu-

dierende und für die Öffentlichkeit sicherzustellen.  

Wir als Landesregierung messen der Digitalisierung 

auch und gerade in der wissenschaftlichen Veröf-

fentlichung eine große Bedeutung bei. Deswegen 

haben wir für den Bereich Open Access vor weni-

gen Monaten den landesweiten Publikationsfonds 

NiedersachsenOPEN zur Förderung ausgeschrie-

ben und gestartet - damit genau diese Art der Bibli-

otheken, das wissenschaftliche Arbeiten, das wis-

senschaftliche digitale Publizieren unterstützt und 

vorangebracht wird.  

Inzwischen werden viele der relevanten Informatio-

nen selbstverständlich nicht mehr nur analog veröf-

fentlicht. Deswegen ist es wichtig, dass wir hier 

neue und entsprechend zeitgemäße aktuelle ge-

setzliche Grundlagen schaffen. Mit diesem Gesetz-

entwurf - und ich kann Sie nur einladen, ihn im Aus-

schuss zu diskutieren und zu unterstützen - werden 

wir die Weichen stellen, um den Sammelauftrag, 

den die Bibliotheken haben - in diesem Fall die 

Leibniz-Bibliothek -, zu modernisieren, indem er 

auch auf sogenannte unkörperliche Medien, sprich 

auf digitale Werke, ausgeweitet wird.  

Es ist also Ziel dieses Gesetzes, möglichst vollum-

fänglich und dauerhaft alle in Niedersachsen er-

schienenen Publikationen unabhängig davon, ob 

sie physisch oder digital erfolgen, ob sie als Buch 

oder als E-Paper stattfinden, zu speichern und da-

mit auch langfristig zugänglich zu machen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mein 

Dank gilt Frau Anne May und ihrem Team in der 

GWLB, die sich mit diesem Sammlungsauftrag ge-

wissenhaft auseinandergesetzt und sich bei der Ak-

tualisierung der gesetzlichen Grundlage sehr aktiv 

in die Diskussion eingebracht hat.  

Wir als Niedersachsen sind damit in guter Gesell-

schaft. Vergleichbare Regelungen wurden bereits in 

anderen Bundesländern veröffentlicht. Auch die 

Deutsche Nationalbibliothek hat genau diesen Weg 

beschritten.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-

nete, ich danke Ihnen bereits jetzt, dass wir mit der 

ersten Beratung den Weg für dieses Gesetz ebnen. 

Ich wünsche Ihnen und uns allen eine gute Bera-

tung im Ausschuss und dann hoffentlich einen gu-

ten Abschluss.  

Vielen herzlichen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Aus der Fraktion der 

AfD hat die Kollegin Schülke das Wort. Bitte schön!  

(Beifall bei der AfD) 

Jessica Schülke (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Herren und 

Damen! Im Gesetzentwurf der Landesregierung 

geht es um die Neuregelung des Pflichtexemplar-

rechts in Niedersachsen. Ziel dieses Gesetzes ist 

es, die Pflichtablieferung und -übermittlung von Me-

dienwerken an die Niedersächsische Landesbiblio-

thek verbindlich zu regeln und somit das kulturelle 

Gedächtnis unseres Bundeslandes zu sichern.  

Neben der Sammlung von physischen Medienwer-

ken wie Büchern, Zeitschriften und Zeitungen sollen 

auch digitale Inhalte erfasst und archiviert sowie 

dauerhaft gesichert werden. Dies ist ein entschei-

dender Schritt, um die Vielfalt und Qualität unseres 

kulturellen Schaffens zu dokumentieren und allen 

Bürgern zugänglich zu machen. 

Das Gesetz geht meines Erachtens im Grunde den 

richtigen Weg. Zugleich aber hat der Entwurf einen 

gewissen Regelungsübermut, denn er schießt in ei-

nigen Aspekten etwas übers Ziel hinaus.  
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Erlauben Sie mir, ein paar kritische Punkte anzu-

sprechen. 

Erstens. In § 5 Abs. 3 verlangt der Entwurf, dass un-

körperliche Medienwerke zusammen mit allen Ele-

menten, Software und Werkzeugen übermittelt wer-

den müssen, die zu ihrer Darstellung, Benutzung  

oder Langzeitsicherung benötigt werden, mit Aus-

nahme von Standardsoftware. Bei Werken in elekt-

ronischer Form gibt es kein Werkexemplar, das 

übergeben werden kann. Stattdessen wird das 

Werk in elektronischer Form übermittelt und auf ei-

nem Speichermedium festgehalten. Diese Speiche-

rung stellt eine urheberrechtlich relevante Verviel-

fältigung dar. Daher könnte es hier zu Schwierigkei-

ten kommen, da möglicherweise auch auf explizite 

Urheber- oder fremde Lizenzrechte zu achten ist. 

Über diesen Sachverhalt sollten juristische Stel-

lungnahmen in den kommenden Ausschusssitzun-

gen noch einmal Klarheit schaffen. 

Ein weiterer Punkt, der Bedenken aufwirft, ist die 

Speicherung von Bankverbindungen unter § 9. 

Diese Daten sind besonders sensibel, und es muss 

gewährleistet sein, dass sie vor Hackerangriffen si-

cher sind. Hier muss die Landesbibliothek ihre Kom-

petenz in der Datensicherheit unter Beweis stellen. 

Ein dritter und für mich äußerst kritischer Punkt ist 

die in § 10 vorgesehene Höhe der Geldbußen für 

Ordnungswidrigkeiten, die bei bis zu 5 000 Euro lie-

gen. Das ist schon fast irrsinnig; denn für einen klei-

nen Independent-Verlag könnte das den Ruin be-

deuten. Ein jeder Verlag oder Literaturschaffende 

hat Interesse daran, dass sein Werk als Pflicht-

exemplar archiviert wird. Eine solche übermäßige 

Sanktionierung könnte eher abschreckend wirken, 

als zur Kooperation anregen. Hier setzt die AfD auf 

Eigeninitiative vor äußerem Zwang: Wenn Bußgeld, 

dann maximal zwei oder dreistellig, je nach Verlags-

umsatz. Oder man führt eine Faustregel ein, die 

zum Beispiel besagt: eine Geldbuße in Höhe des 

Fünffachen vom Ladenverkaufspreis.  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der 

Gesetzentwurf eine wichtige und notwendige Maß-

nahme darstellt. Bevor das Gesetz in Kraft tritt, soll-

ten die genannten Schwachstellen jedoch abgeklärt 

und ausgeräumt werden. Ich sehe daher gespannt 

den weiteren Beratungen im Ausschuss entgegen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Vielen Dank. - Für die Fraktion Bündnis/90 Die Grü-

nen macht sich vorsichtig auf den Weg: die Kollegin 

Viehoff. Bitte schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Eva Viehoff (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich gehe gerne in alte Bibliotheken. Ich erinnere 

mich noch sehr gut daran, wie wir als Ausschuss für 

Wissenschaft und Kultur die alte Bibliothek in 

Coimbra in Portugal besucht und gesehen haben, 

wie dort über Jahrhunderte alte Bücher und Atlan-

ten vorgehalten, archiviert und erhalten werden. In 

Bibliotheken findet man zwar nicht die Keilschrift der 

Sumerer als eine der ältesten Schriften - die ist 

nämlich in Stein gemeißelt -, aber mit dem Schrei-

ben auf Papyrus und Papier hat auch das Archivie-

ren und Sammeln angefangen, vor Hunderten von 

Jahren. 

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, 

das Sammeln, Archivieren und Erhalten von Schrift-

stücken war schon immer eine riesige Herausforde-

rung. So war, um es in modernem Deutsch zu sa-

gen, die Transformation von Gutenberg zum Buch-

druck der Schritt hin zum Massenmedium Buch und 

machte die Aufgabe der Archivierung noch deutlich 

umfangreicher. Aber mit der Zeit des Buchdrucks 

entstand auch die Pflichtexemplarregelung, die zu-

nächst in Frankreich durch Franz I. eingeführt 

wurde, wo die Hofbibliothek darum bat, von jedem 

Druckwerk ein Exemplar zu bekommen. Damals 

war das nicht nur dazu gedacht, zu archivieren und 

die kulturellen Besonderheiten des Landes festzu-

halten. Oft diente das auch der Zensur; denn was 

man einmal eingesammelt hat, das kann man auch 

ganz schnell verschwinden lassen. So arbeitet die 

Gottfried-Wilhelm-Leibniz-Bibliothek natürlich nicht.  

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Denn modern ist die Archivierung als Zeugnis kultu-

rellen Schaffens bibliografischer Dokumentation 

und vor allen Dingen die Zugänglichmachung für die 

Allgemeinheit. Wer einmal auf die Seite der Leibniz-

Bibliothek geschaut hat: Das machen die heute 

schon recht gut. 

Meine Damen und Herren, die Veröffentlichung hat 

sich in den letzten Jahren aber auch radikal verän-

dert. Zunehmend finden Veröffentlichungen in ver-

schiedenen digitalen Formen statt, als Print on De-

mand, auf Ton- und Datenträgern oder eben als al-

leinige Veröffentlichung im Internet; wir alle nutzen 
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im Zweifel auch mal ein E-Book oder ein PDF-Do-

kument. Um dieser Aufgabe gerecht zu werden, ist 

es richtig, dass wir in Niedersachsen eine Regelung 

finden, die digitale Medien einbezieht. Und das tut 

der vorliegende Entwurf für ein niedersächsisches 

Pflichtexemplargesetz.  

Dieses Gesetz regelt - das ist schon in den vorheri-

gen Reden in großer Vielfalt dargelegt worden - die 

Gesamtheit der Medien, in körperlicher und unkör-

perlicher Form. Es lehnt sich an bestehende Rege-

lungen auf Bundes- und Landesebene an, und es 

bindet auch bestehende Rechtsprechung ein. Von 

daher ist es ein richtiger und wichtiger Schritt, um 

die zunehmende Digitalität im Bereich des Samm-

lungs- und Archivierungswesens rechtlich zu etab-

lieren.  

Ich freue mich auf die weitere Beratung im Aus-

schuss. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Vielen Dank. - Aus der Fraktion der SPD hören wir 

jetzt den Kollegen Penno. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD) 

Sebastian Penno (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Der durch die Landesregierung vor-

gelegte Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung 

des Pflichtexemplarrechts in Niedersachsen steht 

heute zur ersten Beratung im Niedersächsischen 

Landtag an. Der vorliegende Gesetzentwurf soll die 

Pflicht zum Abliefern von Medienwerken in körperli-

cher Form und zum Übermitteln von Medienwerken 

in unkörperlicher Form an die Gottfried-Wilhelm-

Leibniz-Bibliothek, also an eine unserer drei Nieder-

sächsischen Landesbibliotheken, regeln.  

Wenn Sie sich nach den Ausführungen unseres Mi-

nisters für Wissenschaft und Kultur, Falko Mohrs, 

noch fragen sollten, was körperliche und unkörper-

liche Medienwerke sind, verweise ich auf den § 2 

des Gesetzentwurfs - Begriffsbestimmung.  

Minister Mohrs hat auch angesprochen, was die 

Aufgabe der GWLB bereits ist und sein wird, näm-

lich die abzuliefernden bzw. zu übermittelnden Me-

dienwerke zu sammeln, sie bibliografisch zu er-

schließen und für die Benutzung bereitzustellen, vor 

allem aber deren Erhaltung und Benutzbarkeit dau-

erhaft zu sichern. Damit werden auch die wesentli-

chen Aufgaben des § 24 Abs. 1 Nr. 2 des Nieder-

sächsischen Kulturfördergesetzes umgesetzt, in 

dem es heißt: 

„die Landesbibliotheken; sie vermitteln allge-

meine und wissenschaftliche Informationen, 

vorrangig für Bildung und Forschung, sie 

sammeln, bewahren und erschließen Veröf-

fentlichungen über das Land Niedersachsen 

und pflegen das literarische und kulturelle 

Erbe der ehemaligen Länder Braunschweig, 

Hannover, Oldenburg und Schaumburg-

Lippe; sie digitalisieren, erhalten und erfor-

schen ihre historischen Sammlungen“. 

Mit dem Gesetzentwurf zur Neuregelung des 

Pflichtexemplarrechts in Niedersachsen soll also, 

wie schon angesprochen, zukünftig der bereits be-

stehende gesetzliche Auftrag zur Sammlung von 

Pflichtexemplaren durch die GWLB auf unkörperli-

che Medien ausgeweitet werden. 

Allen Anwesenden wird spätestens seit heute klar 

sein, dass das ein notwendiger Schritt zur Siche-

rung des kulturellen Gedächtnisses Niedersach-

sens im digitalen Zeitalter ist. Denn es werden im-

mer mehr Medienwerke ausschließlich digital, also 

in unkörperlicher Form, veröffentlicht. Minister 

Mohrs hat das bereits eingehend ausgeführt. 

Aus den dargelegten Gründen kann nur durch die 

Neuregelung des Pflichtexemplarrechts der Zweck 

ebendieses - nämlich die möglichst vollständige 

und dauerhafte Archivierung aller Veröffentlichun-

gen unseres Landes als Zeugnis des kulturellen 

Schaffens, die bibliografische Erschließung und die 

allgemeine Zugänglichmachung - gewährleistet 

werden. 

Die Sammlung und ihre Erschließungsdaten sind 

zudem für alle regionalwissenschaftlichen Frage-

stellungen und Forschungsgebiete eine wichtige 

Quelle. 

Sie sehen, der vorliegende Gesetzentwurf hat eine 

gewichtige Bedeutung für das kulturelle und wissen-

schaftliche Gedächtnis unseres Landes. Deshalb 

freue ich mich auf die Beratung im federführenden 

Ausschuss für Wissenschaft und Kultur und danke 

Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 
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Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Vielen Dank. - Jetzt hat das Wort: aus der Fraktion 

der CDU die Kollegin Cindy Lutz. Bitte schön! 

(Beifall bei der CDU) 

Cindy Lutz (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Unsere Gesellschaft befindet sich in-

mitten eines tiefgreifenden Wandels. Digitale Me-

dien haben sich in den letzten Jahren rasant entwi-

ckelt und sind aus unserem Alltag nicht mehr weg-

zudenken. Wir lesen Bücher und Zeitschriften auf 

unseren Tablets, veröffentlichen wissenschaftliche 

Arbeiten online und teilen Wissen über digitale 

Plattformen. 

Diese digitale Transformation bringt viele Vorteile 

mit sich, stellt uns jedoch auch vor neue Herausfor-

derungen, insbesondere wenn es um die Archivie-

rung und den Erhalt von Wissen geht. Es geht um 

den Schutz und die Bewahrung unseres kulturellen 

und wissenschaftlichen Erbes. 

In einer Welt, in der Informationen digital erzeugt 

und verbreitet werden, besteht die Gefahr, dass 

wertvolle Werke und Erkenntnisse verloren gehen, 

wenn sie nicht systematisch archiviert werden. 

Durch die Pflicht zur Ablieferung digitaler Publikati-

onen an zentrale Archive stellen wir sicher, dass 

diese Informationen langfristig erhalten bleiben und 

zukünftigen Generationen zugänglich sind. 

(Beifall bei der CDU) 

Die Archivierung trägt maßgeblich zur Förderung 

von Wissenschaft und Forschung bei. Sie schafft 

wertvolle Ressourcen für die wissenschaftliche Ge-

meinschaft. Durch diesen Austausch von Wissen 

wird die Weiterentwicklung von Forschungsprojek-

ten erheblich erleichtert. 

Neben den Chancen bringt die Digitalisierung auch 

Herausforderungen mit sich. Die Implementierung 

eines umfassenden digitalen Archivs erfordert tech-

nische und organisatorische Anpassungen. Es gilt 

also, geeignete Infrastrukturen zu schaffen und die 

Zusammenarbeit zwischen Verlagen, Autoren und 

Autorinnen sowie den archivierenden Institutionen 

zu stärken. Das erfordert Engagement und Investi-

tionen für die Zukunft unseres kulturellen und wis-

senschaftlichen Erbes. 

Deshalb ist es gut und wichtig, hier ein eigenes Ge-

setz auf den Weg zu bringen. Es ist aber auch von 

großer Relevanz, die Strukturen zu stärken und die 

wichtigen Neuerungen zu schaffen. Die Landesre-

gierung muss also sicherstellen, dass das Wissen 

und die kulturellen Schätze unserer Zeit nicht in den 

Weiten des Internets verloren gehen, sondern be-

wahrt und zugänglich gemacht werden. 

Ich kann zwar, ehrlich gesagt, nicht ganz nachvoll-

ziehen, warum solch ein Gesetz die große Aufmerk-

samkeit im Plenum erfordert. Aber gut! Vielleicht 

wird es wie auch einige andere Tagesordnungs-

punkte einfach gebraucht, um diesmal wenigstens 

die zweieinhalb Tage zu füllen - und nicht, wie im 

Juni-Plenum üblich, dreieinhalb Tage. Wer weiß! 

(Beifall bei der CDU) 

Ich freue mich auf die Beratungen und auf die Be-

wertung durch den GBD. Gern werden wir natürlich 

konstruktiv den Prozess begleiten. Lassen Sie uns 

also gemeinsam dafür sorgen, dass Niedersachsen 

auch in der digitalen Zukunft ein Land des Wissens 

und der Kultur bleibt! 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Vielen Dank.  

Wir kommen nun zur Ausschussüberweisung.  

Federführend soll der Ausschuss für Wissenschaft 

und Kultur sein. Wer dem folgen möchten, den bitte 

ich um ein Handzeichen. - Mitberatend sollen der 

Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen so-

wie der Ausschuss für Haushalt und Finanzen sein. 

Wer dem folgen möchte, den bitte ich um ein Hand-

zeichen. - Auch da sind Sie sich einig. 

Bevor wir zum nächsten Tagesordnungspunkt kom-

men - zu Tagesordnungspunkt 7, zu dem uns noch 

keine Wortmeldungen vorliegen -, nehmen wir hier 

oben einen Wechsel vor. 

(Vizepräsidentin Meta Janssen-

Kucz übernimmt den Vorsitz) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Wir kommen, wie angekündigt, zu: 

Tagesordnungspunkt 7: 

Erste Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zum Fünften Medienän-

derungsstaatsvertrag und zur Änderung des 

Niedersächsischen Mediengesetzes - Gesetzent-

wurf der Landesregierung - Drs. 19/4428  
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Wer bringt den Gesetzentwurf seitens der Landes-

regierung ein? - Herr Ministerpräsident, Sie haben 

das Wort. 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - In aller bündigen 

Kürze: Wir wissen, in Deutschland sind Medien Län-

dersache. Aber Deutschland liegt in Europa, und die 

Europäischen Union wirkt mit neuen Regelungen 

auf unterschiedlichen Wegen immer wieder auf den 

Bereich des Medienrechts ein. Genau das ist auch 

der maßgebliche Grund für den Ihnen jetzt vorlie-

genden Gesetzentwurf.  

Es geht um einen Zustimmungsbeschluss zum 

Fünften Medienänderungsstaatsvertrag, durch den 

auch der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag geän-

dert wird. Das alles folgt im Wesentlichen den Vor-

gaben, sodass wir nicht sagen können, dass wir da 

die ganz große landespolitische Gestaltungsfreiheit 

hätten. Es geht eher um eine Anpassung an höher-

rangiges Recht. 

Eine wesentliche Änderung gibt es bei den regiona-

len Fensterprogrammen. Da wird noch einmal fest-

gehalten, dass es diese Fensterprogramme geben 

muss. Ich glaube, das dürfte auf allgemeine Zustim-

mung stoßen. Wir wissen ja ganz genau, dass Lan-

despolitik sich nicht von alleine vermittelt, sondern 

dass die Landespolitik in einer schwierigen Mittelsi-

tuation zwischen der Bundespolitik - also der, wenn 

Sie so wollen, großen nationalen Politik - einerseits 

und der Kommunalpolitik - den Dingen vor Ort - an-

dererseits ist. Umso wichtiger ist, dass die vorhan-

denen Informationskanäle sichergestellt sind, in die-

sem Fall insbesondere auch über die Regionalfens-

ter. 

Ein zweiter Gesichtspunkt ist an dieser Stelle her-

vorzuheben, nämlich dass der Jugendmedien-

schutz-Staatsvertrag an den Digital Services Act 

der Europäischen Union, aber auch an das Digitale-

Dienste-Gesetz auf Bundesebene angepasst wird. 

Damit sind insbesondere einige weitere Verfahren 

festgelegt. Beispielsweise sollen die Anbieter von 

Video-Sharing-Diensten verpflichtet bleiben, ein 

Verfahren vorzuhalten, mit dem Nutzer Beschwer-

den über rechtswidrige audiovisuelle Inhalte melden 

können. Das alles muss sichergestellt sein, und das 

geschieht hiermit. 

Weitere Anpassungen der nationalen Medienge-

setzgebung sind übrigens bereits in der Vorberei-

tung. Das wird voraussichtlich mit einem Achten 

Medienänderungsstaatsvertrag geschehen. 

Aber für heute kann ich feststellen: Hier werden 

überwiegend technische Änderungen vorgeschla-

gen. Mehr Schutz für Jugendliche und Kinder im 

Netz und eine Absicherung regionaler Inhalte im 

reichweitenstarken privaten Fernsehen, das sind 

die wesentlichen Kernpunkte der Vorlage. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Herzlichen Dank für die Einbringung, Herr Minister-

präsident Weil. - Für die SPD hat das Wort Herr Ab-

geordneter Dennis True. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD) 

Dennis True (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Nach der hinter uns liegenden Euro-

pawahl ist Europa nach wie vor in aller Munde. Es 

wurde vor der Wahl, aber auch jetzt, gut eine Woche 

danach, darüber diskutiert, was Europa hier vor Ort 

in Niedersachsen denn bringt. Und da kann ich 

Ihnen sagen: eine ganze Menge. 

Mit dem Digital Services Act der Europäischen 

Union, der seit dem 17. Februar vollständig und 

EU-weit in Kraft ist, werden nun verstärkt die Grund-

rechte der Nutzerinnen und Nutzer von Online-

Diensten geschützt. Dazu sollen nun vor allem die 

Anbieter von Online-Plattformen stärker in die Ver-

antwortung genommen werden. Er soll der Europä-

ischen Union und deren Mitgliedstaaten, also auch 

Deutschland, eine Handhabung zur Aufsicht über 

große Anbieter eben dieser Plattformen ermögli-

chen. Das Netz soll damit ein sicherer Ort für alle 

werden; gerade in Zeiten der rasant ansteigenden 

Geschwindigkeit in den sozialen Medien, in Zeiten 

der immer kürzer werdenden Aufmerksam-

keitsspannen und gerade in Zeiten von gezielter 

Desinformation und von Hass und Hetze.  

Dieser Entwicklung wird mit dem vorliegenden Ent-

wurf Rechnung getragen. Das bisherige Telemedi-

engesetz wird durch das Digitale-Dienste-Gesetz 

abgelöst. Mit dem Gesetz implementiert die Bun-

desrepublik den Digital Services Act in deutsches 

Recht. 

So können wir klar erkennen, dass uns auch hier 

vor Ort in Niedersachsen die Europäische Union ein 

wichtiger Partner ist und mit Werten wie Demokra-
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tie, Transparenz und Verbraucherschutz allen Men-

schen hier in Niedersachsen und in Deutschland 

nutzt.  

So wird natürlich auch im vorliegenden Medienän-

derungsstaatsvertrag das bisherige Telemedienge-

setz durch das Digitale-Dienste-Gesetz abgelöst 

und damit der aktuellen Situation Rechnung tragend 

angepasst. Damit sollen Anbieter digitaler Medien 

ausdrücklich von den Regelungen des Medien-

staatsvertrags abgedeckt sein. 

Was machen wir jetzt besser? - Das neue Digitale-

Dienste-Gesetz unterscheidet sich in großen Teilen 

deutlich von den bisherigen Regelungen. Das DDG 

wird deutlich spezifischer in Bezug auf Haftung und 

Verantwortung von Betreibern großer Onlineplatt-

formen. Das Ziel ist die Schaffung eines sicheren 

und transparenten digitalen Raums, in welchem der 

Fokus klar auf den Rechten der Benutzerinnen und 

Benutzer und auf den Pflichten der Betreiber liegt. 

Besonders die Bereiche des Beschwerdemanage-

ments, aber auch die Verpflichtungen zu proaktiver 

Erkennung und zur Entfernung von illegalen Inhal-

ten in den sozialen Netzwerken nehmen deren Be-

treiber strenger in die Pflicht. Wichtige Punkte sind 

auch die spezifischeren Regelungen zum Kinder- 

und Jugendschutz, speziell zur Bekämpfung von 

schädlichen Inhalten und gezielter Desinformation. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Anpassung des Medienstaatsvertrages mit der 

Ersetzung der Verweise auf das Telemediengesetz 

durch das Digitale-Dienste-Gesetz ergibt also Sinn 

und wird von uns im vollen Umfang befürwortet. Mit 

der Durchsetzung der Maßnahmen bleiben die je-

weiligen Landesmedienanstalten betraut, die auch 

bisher schon diese Zuständigkeit ausfüllen und pro-

fessionell oft auch in Kooperationsverbänden dafür 

sorgen, dass illegale Inhalte zur Anzeige gebracht 

werden und von den Plattformen entfernt werden 

müssen. Dabei kommen unter anderem auch mo-

dernste Technologien zum Einsatz, wie Herr Pro-

fessor Krebs, der Direktor der Niedersächsischen 

Landesmedienanstalt, jüngst auch in einer Aus-

schusssitzung hier im Hause erläutert hat. 

Die Änderungen in Bezug auf das Digitale-Dienste-

Gesetz sind aber nicht die einzigen Anpassungen, 

die wir mit dem vorliegenden Medienänderungs-

staatsvertrag vornehmen.  

Es wird ferner auch eine Änderung geben, was die 

Verpflichtung der privaten Fernsehsender zu ihren 

regionalen Berichterstattungsfenstern betrifft. Bis-

her hieß es im Staatsvertrag dazu, dass die beiden 

Privatsender mit dem höchsten Marktanteil zur Auf-

nahme von Regionalfensterprogrammen verpflich-

tet seien. Das wird nun konkretisiert, indem die For-

mulierung dahingehend klargestellt wird, dass die 

beiden größten Veranstaltergruppen verpflichtet 

sind, ein solches Fenster in ihre jeweiligen reichwei-

tenstärksten Vollprogramme aufzunehmen. Damit 

soll unter anderem verhindert werden, dass beide 

Vollprogramme mit den Regionalfenstern zum Bei-

spiel aus der gleichen Sendergruppe kommen. Bis-

her sind die Sender RTL und Sat.1 die damit jeweils 

größten Sender der Gruppen RTL Deutschland und 

ProSiebenSat.1 Media mit dieser wichtigen Auf-

gabe betraut. Es wird also den aktuellen Entwick-

lungen auf dem Fernsehmarkt Rechnung getragen 

und die Regelung dahingehend noch mal glattgezo-

gen. 

Die regionalen Sendefenster halten wir für einen 

wichtigen Beitrag der privaten Fernsehanbieter, um 

die regionale Identität zu stärken und auch der de-

mokratischen Meinungsbildung Rechnung zu tra-

gen. Damit sollen Transparenz, Demokratie und 

Bürgernähe weiterhin gestärkt werden und die Mei-

nungsvielfalt in unserem Land durch die vielfältigen 

Perspektiven und die ebenso vielfältigen Themen 

abgebildet werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der vorliegende 

Medienänderungsstaatsvertrag ist eine notwendige 

Weiterentwicklung, die wichtige Regelungen zum 

Verbraucher- aber auch Kinder- und Jugendschutz 

aktualisiert und an die europäische Gesetzlage an-

passt - der Ministerpräsident hat es eben schon er-

läutert. 

Wir wollen weiterhin dafür Sorge tragen, dass die 

Zugänglichkeit für Bürgerinnen und Bürger zu regi-

onaler Berichterstattung im Privatfernsehen auch 

weiterhin sichergestellt und auf auf klarere Regelun-

gen basierende Füße gestellt werden kann. 

Ich freue mich sehr auf konstruktive Beratungen im 

zuständigen Ausschuss und danke für die Aufmerk-

samkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter True. - Für die AfD-

Fraktion hat das Wort Herr Abgeordneter Brock-

mann. Bitte schön! 

(Beifall bei der AfD) 



Niedersächsischer Landtag  -  19. Wahlperiode  -  42. Plenarsitzung am 17. Juni 2024 

 

 3367

Jens-Christoph Brockmann (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Wir besprechen heute die fünfte Änderung 

des Medienstaatsvertrages - die bereits dritte in die-

ser Legislaturperiode. Eine grundlegende Reform 

bleibt leider weiter aus. Wir von der AfD fordern wei-

terhin eine grundlegende Reform des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks im Sinne einer Beitragssen-

kung und Auftragsreduktion. Unsere Bürger zahlen 

und zahlen und bekommen dafür ein überdimensio-

niertes System serviert. Schluss damit! 

Es ist unser Ziel, die Transparenz zu erhöhen und 

unnötige Aufgaben ein für alle Mal zu stoppen. Dop-

pelstrukturen, die nichts als Kostenfresser sind, 

müssen sofort abgebaut werden. Warum brauchen 

wir zig Anstalten, die am Ende eh das Gleiche sen-

den? Eine engere Zusammenarbeit, bessere Koor-

dination, das wären Lösungen, die uns voranbrin-

gen. Doch davon ist hier leider nichts zu sehen. Der 

ÖRR muss auf seinen Grundauftrag zurückgeführt 

werden. Nur so können wir die Kosten für die hart 

arbeitenden Bürger möglichst gering halten. 

Doch leider stoßen diese Forderungen bisher auf 

taube Ohren. Wir warten weiter gespannt auf den 

Reformstaatsvertrag. 

(Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: Wol-

len Sie mal zum Thema sprechen, Herr 

Brockmann?) 

Zu dem gibt es dann hoffentlich im Herbst weitere 

Informationen. 

Es ist höchste Zeit, dass die Politik beherzt eingreift 

und unnötige Kostentreiber beseitigt. Exemplarisch 

seien hier die überzogenen Gehälter von Moderato-

ren und die millionenteuren Schlagershows ge-

nannt, die keinerlei informativen oder bildungsrele-

vanten Inhalt bieten. 

(Dennis True [SPD]: Zum Thema! - 

Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: Zum 

Thema, bitte!) 

Diese Verschwendung müssen wir beenden; denn 

solche Ausgaben sind unzumutbar gegenüber den 

Bürgern, die hohe Beiträge zahlen. Die aktuelle Än-

derung geht dies nicht an und nimmt scheinbar nur 

kleine Änderungen vor. 

(Dennis True [SPD]: Das ist auch nicht 

Thema dieser Änderung!) 

Worum geht es konkret? - Am 21. März dieses Jah-

res hat der Bundestag das Digitale-Dienste-Gesetz 

verabschiedet. Nun gilt es, den Staatsvertrag anzu-

passen. 

Das Digitale-Dienste-Gesetz basiert auf dem Digital 

Services Act der EU. Wenn Sie die Urheber dieses 

Gesetzentwurfes danach fragen würden, würden 

sie Ihnen sagen, dass dieses Gesetz das Ziel hat, 

illegale Inhalte zu unterbinden. Eine derartige Kurz-

beschreibung würde selbst mich davon überzeu-

gen, dass ein solches Vorhaben notwendig ist. 

(Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: Da 

wäre ich mir nicht so sicher!) 

Das Leitkonzept ist einfach. Es regelt „Sorgfalts-

pflichten für Online-Dienste im Kampf gegen Desin-

formation und Hassrede“, liest man auf der Home-

page des Bundestages. Große Plattformen wie zum 

Beispiel Suchmaschinen und soziale Medien müs-

sen Nutzern, denen möglicherweise problematische 

Inhalte auffallen, die Möglichkeit geben, diese zu 

melden. Darüber hinaus müssen diese Plattformen 

mit vertrauenswürdigen Hinweisgebern - soge-

nannten Trusted Flaggers - kooperieren. Des Wei-

teren müssen sie die Meldung von diesen Trusted 

Flaggers prioritär bearbeiten. Ich gehe davon aus, 

dass diese vertrauenswürdigen Hinweisgeber auch 

wirklich vertrauenswürdig sind, sonst wäre das Ad-

jektiv ja überflüssig. 

Wir werden sehen, wie sich diese neue Gesetzge-

bung in der Realität entfaltet und welche Auswirkun-

gen sie auf die freie Meinungsäußerung im Netz ha-

ben wird. Wenn man bedenkt, was für Faktenprüfer 

bisher im Einsatz waren, muss man zumindest ei-

nige Sorgen habe. 

In diesem Sinne freue ich mich auf die weiteren Be-

ratungen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Danke. - Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

hat Herr Abgeordneter Detlev Schulz-Hendel das 

Wort. Bitte schön! 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Liebe Abgeordnete! In den Debat-

ten rund um die Medienpolitik haben wir uns vor al-

lem mit notwendigen Reformprozessen und dem 

Ansehen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks be-

schäftigt. Doch heute geht es darum, Herr Brock-

mann, dass das Medienrecht und der Jugendmedi-

enschutz an europarechtliche Vorgaben angepasst 

werden. Das bedeutet ganz konkret: Die Anpassun-
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gen an den Digital Services Act (DSA), den die Eu-

ropäische Union vorgelegt hat, sorgen für mehr 

Rechtsdurchsetzung im Netz. 

In Deutschland wird der DSA durch das Digitale-

Dienste-Gesetz  des Bundes umgesetzt, das Mitte 

Mai in Kraft getreten ist. Digitale Dienste, die Waren, 

Dienstleistungen oder Inhalte vermitteln, werden zu 

mehr Transparenz und Schutz gegenüber Verbrau-

cher*innen verpflichtet.  

Ich will zwei weitere Beispiele anführen: Die Mög-

lichkeit zur Beschwerde ist leichter zugänglich, und 

Daten von Kindern - das ist doch etwas ganz Ent-

scheidendes - dürfen nicht mehr dafür genutzt wer-

den, personalisierte Werbung auszuspielen. Illegale 

oder gar schädliche Inhalte, aber auch und vor al-

lem - Herr Brockmann, schön aufpassen! - Hassre-

den können einfacher bekämpft und entfernt wer-

den. 

Durch die Novellierung werden also einerseits die 

Grundrechte der Internetnutzer*innen gestärkt, an-

dererseits müssen Plattformen gesetzeswidrige In-

halte schnell entfernen. Wir können online nicht dul-

den, was im realen Leben verboten ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Zusätzlich befasst sich der Fünfte Medienände-

rungsstaatsvertrag - das ist auch schon gesagt wor-

den - mit der Regelung von Regionalfenstern in den 

reichweitenstärksten privaten Fernsehprogrammen 

von RTL, Pro7 und SAT.1. Diese senden zurzeit un-

ter der Woche täglich eine halbe Stunde regionales 

Programm zu aktuellen Themen rund um politische, 

soziale oder wirtschaftliche Ereignisse. Damit das 

so bleibt, wird die Verpflichtung zu Regionalfenstern 

in dem Änderungsstaatsvertrag klargestellt. Damit 

trifft die Novelle eine wichtige Entscheidung zur Si-

cherung der Medienvielfalt und zur Stärkung der 

Regionalität der Rundfunkangebote. Gerade in die-

sen Zeiten sind Qualitätsjournalismus und vielfältige 

Medienangebote von großer Bedeutung. 

Der vorliegende Entwurf, den wir heute erstmals be-

raten, sichert die Grundrechte der Internetnutzer*in-

nen im Netz und verpflichtet zu mehr Medienvielfalt 

und Regionalität im Fernsehprogramm. Und Herr 

Brockmann, ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen, die 

Rede, die Sie hier gehalten haben, passt zwar in Ihr 

Weltbild, aber ich hätte mir gewünscht, dass Sie 

auch die Vorzüge dieses Medienstaatsvertrags her-

vorgehoben hätten.  

(Jens-Christoph Brockmann [AfD]: 

Das können Sie ja jetzt machen!) 

Aber Ihr Hang zum Populismus lässt das leider nicht 

zu.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Für die CDU-Fraktion hat der Abge-

ordnete Jens Nacke jetzt das Wort. Bitte schön! 

(Beifall bei der CDU) 

Jens Nacke (CDU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Ministerpräsident Weil, es tut mir ein bisschen 

leid, dass die Präsidentin Sie gerade gezwungen 

hat, diesen Gesetzentwurf einzubringen. Man sah 

Ihnen an, dass Sie das eigentlich nicht vorhatten - 

und das ist auch nachvollziehbar. Denn der Rege-

lungsgehalt, liebe Kolleginnen und Kollegen, dieses 

Gesetzes, ist nun wirklich minimal.  

Jedenfalls lässt sich das, was wir auf Landesebene 

zu entscheiden haben, praktisch in zwei Sätzen zu-

sammenfassen: Mit Telemedien sind auch digitale 

Dienste gemeint. - Das ist der erste, und der zweite, 

Herr Ministerpräsident: Bei der regionalen Bericht-

erstattung von Sat.1 und RTL ändert sich nichts.  

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU) 

Sie haben gerade ausgeführt, es sei ein wichtiger 

Punkt, die regionale Berichterstattung hier einmal 

gesondert zu regeln. Ich trage ich Ihnen gern vor, 

was Ihre Staatskanzlei in der Begründung dazu ge-

schrieben hat.  

„Es handelt sich um eine redaktionell notwen-

dige Änderung, die mit dem Außerkrafttreten 

des Telemediengesetzes erforderlich gewor-

den ist. … Eine Änderung der materiellen 

Rechtslage ist damit nicht verbunden,“ 

Herr Ministerpräsident.  

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU) 

Insofern fragen Sie sich - ich habe mich das auch 

gefragt -: Warum muss ein solcher Gesetzentwurf 

denn bitte zur ersten Beratung in dieses Parlament? 

- Das fragen sich nicht nur Sie und ich. Ich habe das 

auch die Vertreter der Staatskanzlei gefragt, die im 

letzten Medienausschuss vorgetragen haben: Was 

sollen wir hier besprechen? Das sind rein techni-

sche Änderungen. Da gibt es gar keinen Erörte-

rungsbedarf. - Die Antwort war: Wir hatten es zur 

direkten Beratung im Ausschuss angemeldet, aber 
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eine der regierungstragenden Fraktionen wünschte 

die Aussprache.  

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU) 

Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist nun wirklich 

ein behänder Beweis, dass auch dieser Gesetzent-

wurf ausschließlich deshalb hier auf der Tagesord-

nung steht, um diese künstlich aufzublähen, weil 

Sie nicht wirklich Beratungsgegenstände haben. 

Herr True, Sie freuen sich auf eine konstruktive Be-

ratung im Ausschuss. Ich nicht, es gibt nichts zu be-

raten. Wir heben einmal die Hand dafür, und dann 

können wir dieses Gesetz verabschieden.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU und 

bei der AfD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Uns liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich 

schließe die Beratung. Es kommt dennoch zur Aus-

schussüberweisung, auch weil der Gesetzgebungs- 

und Beratungsdienst noch angehört wird.  

Als federführend ist der Ausschuss für Rechts- und 

Verfassungsfragen vorgesehen, die vorbereitende 

Beratung soll im Unterausschuss „Medien“ stattfin-

den. Wer dem so zustimmen möchte, den bitte ich 

um ein Handzeichen. - Gegenstimmen und Enthal-

tungen? - Sehe ich nicht. Damit ist der Ausschuss-

überweisung einstimmig gefolgt worden.  

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 8. 

(Zurufe von der CDU: Wir ziehen das 

durch! Wir machen eine Anhörung!) 

- Wir haben den Tagesordnungspunkt 7 verlassen. 

Wenn Sie eine Anhörung wollen, können Sie das im 

Ausschuss weiter beraten. Wie ich höre, scheint es 

doch Diskussionsbedarf zu geben. Aber jetzt sind 

wir bei: 

Tagesordnungspunkt 8: 

Erste Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Haus-

haltsgesetzes 2024 (Zweites Nachtragshaus-

haltsgesetz 2024) - Gesetzentwurf der Fraktion der 

CDU - Drs. 19/4571  

Die Einbringung seitens der CDU-Fraktion als ein-

bringender Fraktion hat der Herr Abgeordnete Ulf 

Thiele übernommen. Bitte! Sie haben das Wort.  

(Beifall bei der CDU) 

Ulf Thiele (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Kom-

men wir zu einem Tagesordnungspunkt mit etwas 

inhaltlichem Gewicht.  

(Beifall bei der CDU - Sebastian Zinke 

[SPD]: Das sieht Herr Nacke anders!) 

- Nein, dieser Punkt ist schon gewichtiger als der, 

zu dem Herr Nacke gerade vortragen musste.  

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Das 

muss man sich nur immer wieder ein-

reden!) 

Meine Damen und Herren, die CDU-Landtagsfrak-

tion bringt heute einen Gesetzentwurf für einen 

Zweiten Nachtragshaushalt 2024 ein.  

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Herr Kollege Thiele, wir warten einmal ganz kurz, 

bis hier wieder Ruhe einkehrt. - Also: Entwurf eines 

Nachtragshaushalts. Wir steigen jetzt in diese Dis-

kussion ein, und Sie bringen den Gesetzentwurf ein.  

Ulf Thiele (CDU): 

Das mache ich gern, wenn Sie meine Uhr auf die 

alte Zeit zurückstellen.  

Also, meine Damen, meine Herren, wir als CDU-

Landtagsfraktion bringen heute einen Gesetzent-

wurf für einen Zweiten Nachtragshaushalt 2024 ein. 

Er ist das Ergebnis von fünf Vorgängen, die in den 

vergangenen sechs Wochen stattgefunden haben. 

Erstens: Der Jahresabschluss 2023 wurde erstellt. 

Zweitens: Die Mai-Steuerschätzung 2024 bis 2028 

wurde mitgeteilt. Drittens: Die Conti AG hat ein Buß-

geld in Höhe von 100 Millionen Euro an das Land 

überweisen. Viertens: Die bisher festgestellte Scha-

denshöhe aus dem Weihnachtshochwasser 2023 

wurde durch die Landesregierung deutlich nach 

oben korrigiert. Und fünftens: Der Landesrech-

nungshof hat in seinem Jahresbericht die Unterfi-

nanzierung des Unterhalts unserer Infrastruktur mit 

konkreten und durchaus dramatischen Zahlen be-

legt.  

Meine Damen, meine Herren, wenn sich die finan-

ziellen Eckdaten eines Haushaltes derart gravie-

rend verschieben, ist nach unserer Auffassung ei-

gentlich die Landesregierung aufgerufen, einen 

Nachtragshaushalt vorzulegen. Das hat sie bisher 

nicht getan. Daher legt jetzt die CDU-Landtagsfrak-

tion einen Nachtrag vor.  
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Mit diesem verarbeiten wir die eben genannten Ver-

änderungen des Haushalts, und wir schaffen die 

Möglichkeit, in Zukunftsprojekte des Landes zu in-

vestieren, um den Zustand zu beenden, dass Rot-

Grün die Zukunft des Landes verschläft.  

(Djenabou Diallo-Hartmann [GRÜNE]: 

Das haben bis vor Kurzem Sie ge-

macht: mit Finanzminister Hilbers!) 

Wir wollen, dass endlich in die Chancen des Landes 

investiert wird, statt immer nur in mehr Verwaltung 

und Bürokratie.  

(Beifall bei der CDU) 

Im Einzelnen, meine Damen, meine Herren: Heim-

lich, still und leise hat die Landesregierung den Jah-

resabschluss für das vergangene Haushaltsjahr 

vorgelegt. „Jahresabschluss“ klingt wenig spektaku-

lär. Wenn dort aber ein Jahresüberschuss in Höhe 

von 1,5 Milliarden Euro ausgewiesen wird und dann 

direkt in die allgemeine Rücklage gebucht wird, be-

kommt das plötzlich eine erhebliche Bedeutung.  

Das zusätzliche Gesamtdefizit der Mai-Steuer-

schätzung, das in einer großen Pressekonferenz er-

läutert wurde, war übrigens deutlich geringer: 

636 Millionen Euro. Vor diesem Hintergrund, Herr 

Finanzminister, sei mir die Bemerkung erlaubt, dass 

es kein so kluger Schachzug war, die Defizite aus 

der Steuerschätzung in einer Pressekonferenz zu 

kommunizieren, den erheblichen Jahresüberschuss 

aus 2023 dabei aber zu unterschlagen. Das wirkte, 

als hätten Sie etwas zu verbergen. Haben Sie auch, 

nämlich Ihre weiter anwachsenden Geldbunker für 

die Landtagswahlen. 

(Beifall bei der CDU - Widerspruch bei 

den GRÜNEN) 

Meine Damen, meine Herren, spätestens mit dem 

Jahresabschluss 2023 ist auch klargeworden: Das 

Sofortprogramm 2023, mit dem Unternehmen, 

Haushalte und Organisationen gegen die hohen 

Energiekosten geschützt werden sollten, ist ge-

scheitert. 500 Millionen Euro aus diesem sogenann-

ten Sofortprogramm wurden nicht ausgezahlt, um 

zu helfen, sondern in die Rücklage zurückgebucht. 

SPD und Grüne haben im November 2022 - wir er-

innern uns alle sehr gut - auf jedem Marktplatz, in 

allen Medien des Landes erklärt, wem und wo sie 

überall helfen wollen. Das Scheitern der Unterneh-

menshilfe, das Scheitern des Härtefallfonds und 

dass diese halbe Milliarde jetzt still und leise in die 

Rücklage gebucht wurde, wollten Sie klammheim-

lich unter den Teppich kehren. Das lassen wir Ihnen 

nicht durchgehen! Herr Finanzminister, das kritisie-

ren wir scharf! 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen, meine Herren, die Landesregierung 

hat auf unser Drängen - dritter Punkt - die Scha-

denshöhe aus dem Weihnachtshochwasser konkre-

tisiert. Nach der am 22. Mai vorgelegten Schätzung 

steigt sie auf 245 Millionen Euro. Und dies ist immer 

noch ein Zwischenstand, er wird ganz sicher immer 

noch weiter ansteigen. Die Soforthilfe in Höhe von 

111 Millionen Euro, die wir hier gemeinsam im Feb-

ruar beschlossen haben, reicht also erkennbar nicht 

aus.  

Der Ministerpräsident hat es leider auch nicht ge-

schafft, die Bundesregierung in die Pflicht zu neh-

men. - Ich finde es bei Haushaltsdebatten immer ein 

bisschen schwierig, wenn sich der Ministerpräsident 

nicht im Raum befindet. Er sollte das hören; denn 

wir hatten hier einmal diskutiert, dass es eine Auf-

gabe für ihn ist, den Bundeskanzler, der medien-

wirksam durchs Hochwassergebiet gelaufen ist und 

dort seinen Standardspruch „You’ll never walk  

alone!“ gesagt hat, dazu zu bringen, uns dabei zu 

helfen, die Schadenshöhe zu bewältigen. Die Wahr-

heit aber ist: Kein Euro kommt vom Bund! Mit kei-

nem Euro schafft der Bund! Mit keinem Euro hilft der 

Bund denjenigen, die letzte Weihnachten abgesof-

fen sind, oder denjenigen, deren Infrastruktur ka-

puttgegangen ist. 

(Beifall bei der CDU) 

Der Bund lässt Niedersachsen mit den Schäden al-

lein. Wir dürfen aber die Betroffenen mit den Schä-

den nicht alleinlassen. Die Infrastruktur zum Hoch-

wasser- und Küstenschutz muss schnellstmöglich 

wiederhergestellt werden. Die Schäden an der Inf-

rastruktur müssen schnellstmöglich repariert wer-

den. Die exorbitant hohen Energiekosten der 

Schöpfwerkverbände müssen schnellstmöglich 

ausgeglichen werden. Die fehlenden Förderrichtli-

nien dieser Landesregierung - die meisten liegen 

immer noch nicht vor - müssen endlich fertig wer-

den. Die Menschen, die Kommunen, die Deich- und 

Schöpfwerkverbände dürfen nicht alleingelassen 

werden. Daher muss das Land jetzt dringend nach-

legen.  

Meine Damen, meine Herren, es kommt ein vierter 

Punkt hinzu. Der Landesrechnungshof - ich sprach 

es gerade an - hat in seinem Jahresbericht noch 

einmal mehr als deutlich gemacht, wie sehr Rot-

Grün unsere Infrastruktur auf Verschleiß fährt. Al-

lein für die Landesstraßen, Brücken und Radwege 
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fehlen im laufenden Haushalt in diesem Jahr 28 Mil-

lionen Euro, und das muss aufhören. Wir wollen, 

dass das Land unsere Infrastruktur in Ordnung 

bringt.  

(Beifall bei der CDU) 

Schlaglöcher bekämpft man nicht mit Verkehrsba-

ken und Geschwindigkeitsbegrenzungen, wie der 

nicht anwesende Herr Lies.  

(Beifall bei der CDU) 

Schlaglöcher bekämpft man mit Steinen, Schotter, 

Beton, Teer und Baukolonnen.  

Und, an den - übrigens nicht anwesenden - Wissen-

schaftsminister adressiert: Ärztemangel bekämpft 

man nicht mit freundlichen Reden, Ärztemangel be-

kämpft man mit Ärzten, und die muss man ausbil-

den, dafür braucht man Studienplätze, und dafür 

muss man endlich konkret planen und bauen und 

darf nicht nur reden.  

(Beifall bei der CDU) 

Der Energieminister ist auch nicht da - den Hafen- 

und Infrastrukturminister hatten wir schon ange-

sprochen -: Die Ausbauziele für die Windenergie er-

reicht man nicht durch politische Absichtserklärun-

gen. Die Ausbauziele erreicht man, indem Wind-

energieanlagen gebaut, installiert und ans Netz ge-

bracht werden, onshore wie offshore. Dafür müssen 

unsere Häfen ausgebaut werden, dafür müssen un-

sere Häfen zu Energiedrehscheiben ausgebaut 

werden. Ja, in Cuxhaven ist eine Regelung gefun-

den; ob sie tragfähig ist, werden wir sehen. Aber wir 

brauchen das auch für Emden, wir brauchen das 

auch für Brake, wir brauchen das auch für Wilhelms-

haven.  

Meine Damen, meine Herren, vor diesem Hinter-

grund legen wir als CDU-Landtagsfraktion dem Ho-

hen Haus heute einen Gesetzentwurf für einen 

Zweiten Nachtragshaushalt 2024 vor. Er beinhaltet 

konkret: 200 Millionen Euro für einen Niedersächsi-

schen Hafenpakt: Energiedrehscheiben an allen 

vier Standorten; 28,5 Millionen Euro zusätzlich für 

den Landesstraßenbauplafond - das ist die Summe, 

die der Landesrechnungshof für das laufende Jahr 

errechnet hat -; 109 Millionen Euro zusätzlich zur 

Bewältigung der Folgen des Weihnachtshochwas-

sers - dann können wir die externen Schäden zu 

80 % abdecken und die Infrastrukturschäden insge-

samt vollständig bewältigen -; 270 Millionen Euro 

für 200 zusätzliche Medizinstudienplätze in Olden-

burg, Hannover und Göttingen.  

Auf der Finanzierungsseite: Das Bußgeld in Höhe 

von 100 Millionen Euro von Conti haben wir einge-

bucht; auch die Gründungskosten der Landeswoh-

nungsgesellschaft, über die viel geredet 

wurde - heute auch -, die keiner braucht, von 98 Mil-

lionen Euro. Und dann erlauben wir uns, aus der um 

1,5 Milliarden Euro erhöhten Rücklage 410,1 Millio-

nen Euro für einen solchen Nachtrag, insbesondere 

für Investitionen in die Infrastruktur, zu verwenden 

und auszubuchen. Dann bleibt als freie Rücklage 

immer noch ein Betrag von 460 Millionen Euro üb-

rig, der von niemandem angefasst, von niemandem 

verplant ist und für zusätzliche Projekte und Investi-

tionen in den Folgejahren zu nutzen ist.  

Meine Damen, meine Herren, Hohes Haus, mit die-

sem Nachtrag und diesen Zahlen belegen wir sehr 

konkret: Der Investitionsstau des Landes ist durch 

Rot-Grün verschuldet. Bei einem aktuellen Bestand 

der Rücklage von 2,1 Milliarden Euro und einem 

Bestand des Sondervermögens zur Nachholung 

von Investitionen in Höhe von 360 Millionen Euro 

kann niemand behaupten, es liege am Geld, übri-

gens auch nicht an der Schuldenbremse.  

(Beifall bei der CDU) 

Es liegt am politischen Willen dieser Landesregie-

rung, dass in diesem Land nicht mehr investiert 

wird.  

Meine Damen, meine Herren! - Der Ministerpräsi-

dent ist immer noch nicht da. - Herr Finanzminister, 

nehmen Sie diesen Entwurf für einen Nachtrags-

haushalt als Chance! Gehen Sie in die Sommer-

pause, 

(Djenabou Diallo-Hartmann [GRÜNE]: 

Mit Sicherheit nicht! - Gegenruf von 

Carina Hermann [CDU]: Warum denn 

nicht? - Heiterkeit bei der CDU) 

und gehen Sie in sich! Bauen Sie Ihre Rücklagen in 

den Wahlkampfbunkern ab! Ergreifen Sie die Chan-

cen dieses Landes! Investieren Sie in unsere Stra-

ßen, Brücken und Radwege! Investieren Sie in un-

sere Häfen! Investieren Sie in die Ärzteausbildung! 

Helfen Sie den Opfern der Hochwasserschäden 

richtig und nicht halbherzig!  

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Letzter Satz! 
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Ulf Thiele (CDU): 

Beenden Sie den rot-grünen Stillstand und investie-

ren Sie in unser Land! Denn ein besseres Nieder-

sachsen ist machbar. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort: Herr Abge-

ordneter Lilienthal. Bitte schön! 

Peer Lilienthal (AfD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Wir leben in finanz-

politisch sehr unübersichtlichen Zeiten. Die letzten 

acht Wochen haben sie nicht unbedingt besser wer-

den lassen; der Vorredner hat dazu schon ausge-

führt.  

Wir haben eigentlich die ganze Zeit darauf gewartet, 

dass das MF zumindest ein oder zwei dieser Frage-

stellungen adressiert und ins Parlament trägt. Das 

ist aber alles nicht passiert. Das hat uns sehr ge-

wundert, denn in den letzten Jahren war es doch je-

denfalls üblich, dass in solchen Lagen - sie sind an-

gesprochen worden: Steuermindereinnahmen, Jah-

resabschluss - hier etwas gemacht wurde, in der 

Regel ein Nachtragshaushalt. Dass das jetzt aus 

der Opposition kommen muss, befremdet, muss ich 

sagen, doch ziemlich. 

Es wäre in den letzten Jahren wahrscheinlich auch 

so gewesen. Beim Weihnachtshochwasser haben 

Sie vielleicht nicht blitzschnell, aber doch zügig ge-

handelt und zunächst einmal im Rahmen einer 

Schätzung den Hilfsbedarf ermittelt. Man muss 

ganz deutlich sagen: Das wäre auch keinem ande-

ren besser gelungen.  

Aber Sie sind natürlich dann im Laufe der Beratun-

gen immer wieder zu neuen Erkenntnissen gelangt. 

Ich spreche hier das Beispiel des Strombedarfs bei 

den Schöpfwerken an. Das ist zunächst einmal 

nicht im Fokus gewesen, ist dann aber doch als 

Problem in den Fokus gerückt. Sie haben das gar 

nicht antizipiert. Sie haben einfach so weiterge-

macht, als seien die Daten der Schätzung immer 

noch valide und als hätten Sie noch gar keine neuen 

Erkenntnisse. Wir hatten schon gedacht, dass da 

noch etwas kommen würde. Das galt besonders in 

Bezug auf die Steuermindereinnahmen. Da ist jetzt 

natürlich die große Frage: Wie wollen Sie denn, 

wenn nicht über einen Nachtragshaushalt, sonst da-

mit umgehen?  

Ich gehe davon aus, dass die Redner von SPD und 

Grünen und vielleicht auch der Minister noch etwas 

dazu sagen. Es ist ja kurz vor der Sommerpause. 

Es wäre ja mal relevant, zu wissen, wie die Landes-

regierung meint, damit umgehen zu können.  

Ich finde an dem Vorschlag besonders charmant, 

dass die Landeswohnungsgesellschaft noch einmal 

aufgegriffen wird. Ich meine, das war auch schon 

bei den Haushaltsberatungen ein großes Thema. 

Wir wollten das gänzlich streichen. Ich glaube, die 

CDU auch; das erinnere ich aber nicht mehr. Spä-

testens jetzt wäre es doch wirklich daran - Sie ha-

ben ja freundlicherweise noch etwas zum Abwickeln 

eingestellt -, diese erfolglose Geschichte komplett 

abzuwickeln und Prioritäten zu setzen.  

Denn, Herr Minister, daran werden Sie in den kom-

menden Monaten nicht vorbeikommen. Sie werden 

nicht daran vorbeikommen, klare haushalterische 

Prioritäten zu setzen. Daran mangelt es. Daran hat 

es schon in den Haushaltsberatungen gemangelt. 

Jetzt aber sieht die Lage so aus, dass Sie, wenn Sie 

die Schuldenbremse nicht aufweichen wollen - ich 

glaube natürlich, Sie stehen da zu unserer Verfas-

sung und der Schuldenbremse -, ganz klare Priori-

täten formulieren und das auch in den parlamenta-

rischen Prozess einspeisen müssten - eigentlich 

längst hätten einspeisen müssen. 

Ich muss auch sagen: Was ich ein bisschen be-

fremdlich finde, ist, diese Infrastrukturmaßnahmen 

über einen Nachtragshaushalt anzugehen. Ich 

glaube, das sind so große Probleme - so ehrlich 

muss man sein -, die sind nicht nur durch Rot-Grün 

verursacht worden. Sie haben es angesprochen, 

Herr Thiele. Diese Schlaglöcher gibt es nach meiner 

Wahrnehmung schon ein bisschen länger und wird 

man wahrscheinlich nicht mit einem Nachtrags-

haushalt beheben. Da müssen wir uns alle ehrlich 

machen. 

(Ulf Thiele [CDU]: Diese Unterfinanzie-

rung gibt es seit exakt zwei Jahren!) 

Nichtsdestotrotz: Die Problemlösung der jetzt regie-

rungstragenden Fraktionen gibt es halt gar nicht. In-

sofern ist es schon besser, da irgendeinen Vor-

schlag zu haben. 

Wir freuen uns auf die Ausschussberatung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 
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Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Für die SPD-Fraktion hat Herr Abge-

ordneter Philipp Raulfs das Wort. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Philipp Raulfs (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir haben ja in dieser Legislaturperiode schon ei-

nige Nachtragshaushalte beschlossen. Da waren 

die Anpassung und die Konkretisierung nach der 

Landtagswahl und dem Regierungswechsel, die 

Maßnahmen zur Abmilderung der Folgen des An-

griffskriegs gegen die Ukraine, zuletzt der Nachtrag 

zum Weihnachtshochwasser 2023 - also alles Er-

eignisse, die mehr oder weniger unerwartet kamen 

und die wir uns mit Ausnahme des Regierungs-

wechsels gerne erspart hätten. 

Ich will damit einleitend zum Ausdruck bringen, 

dass man natürlich jederzeit in diesem Parlament 

Anträge und Gesetzentwürfe, zu welchem Thema 

auch immer, einbringen kann. Einen Nachtrags-

haushalt auf Grundlage einer langen Wunschliste, 

die wie auch immer zusammengekommen ist, hal-

ten wir an dieser Stelle für keine gute parlamentari-

sche Initiative. Sie taugt an dieser Stelle und zu die-

ser Zeit zu überhaupt nichts und wird deshalb von 

unserer Seite abgelehnt. 

Ich will die Fragen, die aufgekommen sind, gerne 

beantworten. Herr Lilienthal hat es eben angespro-

chen, Herr Thiele auch: Wir haben bei der Aufstel-

lung unserer bisherigen Haushaltspläne eine kluge 

Vorsorge und eine Weitsicht bewiesen, sodass wir 

jetzt handlungsfähig sind.  

Lieber Kollege Nacke, sich hier vorne hinzustellen 

und über die Sinnhaftigkeit einiger Parlamentsinitia-

tiven oder Gesetzentwürfe zu sprechen und dann 

solch einen Nachtragshaushalt vorzulegen, halte 

ich für ziemlich gewagt, um das an dieser Stelle zu 

sagen. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Ich will trotzdem auf die Wunschliste eingehen, die 

Sie hier als Nachtragshaushalt eingebracht haben, 

und ein paar Dinge dazu sagen.  

Da wäre zum einen das Thema medizinische Ver-

sorgung, das uns natürlich intensiv beschäftigt und 

mit dem wir immer mal wieder zu tun haben und uns 

auch ständig befassen. Große Bauprojekte an der 

MHH und UMG sind in Planung. Es braucht ausrei-

chend Studierende, die dort dann auch eine hervor-

ragende Ausbildung genießen können. Darüber 

sind wir uns seit sehr vielen Jahren sehr einig. 

Den Weg dahin beschreiben wir unterschiedlich. 

Für uns ist klar: Wir brauchen realistische und er-

reichbare Ziele so, wie es immer wieder vom MWK 

vorgetragen wird und zuletzt im Wissenschaftsaus-

schuss auch unter Bezugnahme auf Dritte bestätigt 

und unterstützt wurde. 

Dass Sie, liebe CDU-Fraktion, noch keinen Weg ge-

funden haben, wie Sie das eigentlich umsetzen wol-

len, wird spätestens mit diesem Nachtragshaushalt 

deutlich. Ich habe das dreimal lesen müssen. Im 

letzten Nachtrag haben Sie uns einen Vorschlag ge-

macht, bei dem es um 25 Millionen Euro als Haus-

haltsansatz ging. Dieses Mal kommen Sie da mit 

dem Zehnfachen um die Ecke und wollen 270 Milli-

onen Euro investieren.  

Abgesehen davon, dass wir das Geld in diesem 

Jahr ohnehin nicht mehr ausgegeben bekommen, 

kann ich Ihnen an dieser Stelle nur raten: Vertrauen 

Sie endlich mal auf unsere Wissenschaftspolitiker, 

auf unseren Wissenschaftsminister! Unsere Ziele 

sind dabei nämlich sehr klar. Es gibt einen realisti-

schen Zeitplan. Wir werden im kommenden Haus-

halt und für die kommenden Jahre eine seriöse und 

auch umsetzbare Planung aufzeigen - anders, als 

Sie das an dieser Stelle tun, liebe Kolleginnen und 

Kollegen von der CDU. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen der 

CDU? 

Philipp Raulfs (SPD): 

Von wem? 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Von Herrn Reinken, ganz hinten. - Lukas Reinken 

möchte eine Zwischenfrage stellen. 

Philipp Raulfs (SPD): 

Ja, bitte! 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Bitte! 
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Philipp Raulfs (SPD): 

„Lukas“ wusste ich auch. Den Nachnamen hatte ich 

auch nicht auf dem Schirm gehabt. Alles gut! 

(Heiterkeit) 

Lukas Reinken (CDU): 

Frau Präsidentin! Herr Kollege, vielen Dank, dass 

Sie die Zwischenfrage zulassen.  

Sie haben gerade angesprochen, was die Experten 

aus den niedersächsischen Universitätsmedizinen 

im Wissenschaftsausschuss gesagt haben. Sie ha-

ben gesagt, auf die solle man hören. Wollen Sie 

dann mal zur Kenntnis nehmen, dass sie in der An-

hörung im Ausschuss gesagt haben, sie können 

ohne Weiteres mehr als 200 Studienplätze bei sich 

realisieren? Es liegt also nicht an den medizini-

schen Hochschulen - es liegt am Land Niedersach-

sen. Wollen Sie das vielleicht mal zur Kenntnis neh-

men? 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Bitte! 

Philipp Raulfs (SPD): 

Protokolle lesen kann ich auch. Wenn ich mir die 

Anhörung richtig durchgelesen habe, dann ist dort 

ja bestätigt worden, dass unser Zeitplan so, wie wir 

ihn aufgezeigt haben, durchaus unterstützt wird. 

Deshalb habe ich entsprechend ausgeführt, lieber 

Kollege Reinken. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Ich möchte weitermachen mit dem anderen Thema, 

das Sie auch in Ihrem Nachtragshaushalt aufwer-

fen, wo es um das Prinzip „Gerne noch etwas mehr“ 

geht. Da geht es um das Hochwasser. Es ist nicht 

ganz so wild geworden wie bei den Medizinstudien-

plätzen. Die Summe beim Weihnachtshochwasser 

wird im Nachtragshaushalt immerhin verfünffacht 

und um 109 Millionen Euro ergänzt.  

(Ulf Thiele [CDU]: Verdoppelt!) 

Das ist an dieser Stelle auch verwunderlich. Denn 

wir haben gemeinsam, lieber Kollege Thiele, im 

Haushaltsausschuss - übrigens war es, glaube ich, 

sogar in diesem Plenarsaal - darüber diskutiert, wie 

wir die Summen aus dem Einzelplan 13 entspre-

chend zuweisen und wie groß die Summen sein 

müssen. Wir haben uns darauf verständigt, das 

auch gemeinsam zu machen.  

Bevor die Richtlinien fertig sind und die Verbände 

erkennen können, was sie vom Land Niedersach-

sen an welcher Stelle bekommen können, kommt 

die CDU um die Ecke und sagt: Es reicht alles so-

wieso vorne und hinten nicht. - Wir alle wissen, dass 

es erhebliche Schäden gibt, und wollen auch ge-

meinsam helfen und diese Schäden gemeinsam 

ausgleichen. Dazu haben wir uns auf den Weg ge-

macht. Das haben wir meistens - bisher zumin-

dest - auch parteiübergreifend gemacht. Jetzt um 

die Ecke zu kommen und so zu tun, als könne man 

hellsehen und wisse schon, dass das Geld in die-

sem Haushaltsjahr sowieso nicht ausreicht, halten 

wir für sehr verfrüht. Das kauft Ihnen auch niemand 

ab. Die Mittel für das Weihnachtshochwasser sind 

alle gegenseitig deckungsfähig; das wissen Sie 

sehr genau. Wir haben sogar noch 20 Millionen 

Euro Reserve. 

Für uns ist deshalb klar: Wir helfen weiterhin un-

kompliziert und packen an der Stelle im Rahmen un-

serer Zuständigkeit auch an. Für dieses Jahr haben 

wir eine sehr große Menge - übrigens das Dreifache 

von dem, was wir 2017 zur Verfügung gestellt ha-

ben - auf den Weg gebracht. Wir begeben uns bei 

diesem Thema schlicht und ergreifend nicht in einen 

Überbietungswettbewerb, liebe Kolleginnen und 

Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

So einfach, wie die Mittel hier verplant werden - frei 

nach dem Gießkannenprinzip -, so einfach wird sich 

das benötigte Geld auch besorgt. Dabei ist der tiefe 

Griff in die Rücklage ein beliebtes Instrument. Sie 

entnehmen 410 Millionen Euro aus der Rücklage, 

ohne auch nur ein einziges Wort darüber zu verlie-

ren, wie man zukünftig damit umgehen muss. 

Ich bin hellhörig geworden, als Sie kurz auf die Mai-

Steuerschätzung Bezug genommen haben. Aber 

bei der Ableitung daraus, was das eigentlich für un-

sere zukünftigen Steuereinnahmen und den Haus-

halt bedeutet, gibt es dann eine Fehlanzeige.  

(Ulf Thiele [CDU]: Stimmt nicht! Das 

habe ich dargestellt!) 

Das ist Opposition pur; das muss ich leider sagen. 

Diesen Vorteil hat nur die Opposition. Ich finde es 

trotzdem bei dem finanzpolitischen Anspruch, den 

Sie sonst an den Tag legen, etwas zu kurz gedacht, 

liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Dann haben wir noch das beliebte Thema, dass Sie 

sich mal wieder - ich glaube, das vierte, fünfte oder 
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sechste Mal - Geld aus der WohnRaum Nieder-

sachsen - besser bekannt als die Landeswoh-

nungsgesellschaft -, besorgen. Das ist für sich ge-

nommen keine Überraschung. 

Ich bin trotzdem etwas verwundert, weil ich mir im 

Vorfeld dieser Rede ein paar Pressemitteilungen 

von Ihnen angeguckt habe. Da merkt der Kollege 

Frölich am 22. Mai an, dass es einen angespannten 

Wohnungsmarkt gibt und man doch endlich mal 

was tun müsste. Dann habe ich verzweifelt die 

zweite Seite dieser Pressemitteilung gesucht, weil 

ich dachte: Jetzt kommen die dicken Vorschläge, 

wie wir dieses Problem eigentlich lösen wollen. - Die 

zweite Seite gibt’s aber nicht. Es gibt schlichtweg 

keine Vorschläge von Ihnen. Anstatt dass Sie in die-

sem Nachtrag diese 100 Millionen Euro nehmen 

und sie wenigstens für andere Projekte in diesem 

Bereich aufbrauchen und dazu konkrete Vorschläge 

machen, wird das Geld für welche Wünsche auch 

immer verwendet.  

Sagen Sie endlich den Leuten, die Wohnraum su-

chen, die nicht wissen, wo sie unterkommen sollen, 

die eine neue Wohnung brauchen, dass es Sie 

schlichtweg nicht interessiert, wie diese Menschen 

im Land Niedersachsen wohnen - das wäre mal ein 

deutliches Signal, ein ehrliches Statement -, anstatt 

hier ständig mit diesen 100 Millionen Euro irgend-

welche Wunschprojekte zu finanzieren, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Aus unserer Sicht verdient dieser Gesetzentwurf 

seinen Namen in keiner Weise. Die Summen sind 

nicht nachvollziehbar - teilweise das Zehnfache von 

Werten, die Sie uns hier noch vor ein paar Monaten 

als Lösungen präsentiert haben. Es werden Haus-

haltstitel geschaffen, bei denen jeder und jedem klar 

ist, dass die Gelder niemals mehr in diesem Jahr 

ausgegeben werden können. Gleichzeitig fehlt jede 

Perspektive für die auskömmliche Finanzierung 

über den Jahreswechsel hinweg. 

Das alles zusammengefasst kann nur eines bedeu-

ten: Hier ist kein Nachtragshaushalt erstellt, son-

dern schlichtweg nur eine halbwegs ausgegorene 

Wunschliste zusammengetragen worden. Diese 

Wunschliste hätte aus unserer Sicht maximal für 

eine Pressemitteilung ausgereicht, aber keines-

wegs für einen Nachtragshaushalt.  

Sie haben ja ein paar Gründe angeführt, die ver-

meintlich dazu geführt haben, dass man einen 

Nachtrag machen muss. Wir glauben, dass es ei-

nen einzigen Grund gibt, der dabei auch nicht wirk-

lich überraschend ist:  

Am kommenden Wochenende wird sich die Lan-

desregierung zurückziehen und einen seriösen und 

zukunftsgerichteten Haushalt präsentieren. Diese 

Initiative der Landesregierung wird uns zeigen, wer 

das Land auch in den nächsten Jahren voranbringt 

und weiterentwickelt. Das geschieht natürlich nicht 

mit einem Überbietungswettbewerb, der als Nach-

trag getarnt wird, sondern mit einem seriösen An-

satz, mit klaren Zielen, die keine Meldung am 

Rande einer Plenarsitzung, sondern ein deutlicher 

Aufschlag sind.  

Selbstverständlich - das will ich abschließend sa-

gen - werden wir diesen Gesetzentwurf beraten. 

Dann können die Verbände auch noch einmal sa-

gen, wie sie das ganze Geld ausgeben wollen, das 

hier vermeintlich bereitgestellt wird. Gleichzeitig will 

ich ankündigen, dass sich meine Fraktion wohl eher 

auf den Haushalt 2025 konzentrieren wird.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Raulfs. - Es gibt 

eine Kurzintervention auf Ihren Wortbeitrag. Herr 

Kollege Ulf Thiele hat nach § 77 GO LT - Kurzinter-

vention - für 90 Sekunden das Wort. Bitte! 

Ulf Thiele (CDU): 

Frau Präsidentin, herzlichen Dank. - Herr Raulfs, wir 

haben hier in diesem Raum - das haben Sie richtig 

festgestellt - durch die Landesregierung zwar keine 

ganz normale Unterrichtung, aber in einer fraktions-

übergreifend eingeforderten ergänzenden Unter-

richtung eine neue Erfassung der Schäden erhal-

ten, die aus dem Weihnachtshochwasser 2023/24 

bisher gemeldet worden sind. Das Ergebnis ist, 

dass die Schadenshöhe mehr als doppelt so hoch 

ist als das, was wir im Februar angenommen haben.  

Ich finde - das habe ich hier auch gesagt -, es ist ein 

Fehler zu sagen: Diese Regulierung verschieben 

wir, gerade was die Infrastruktur angeht, auf die 

nächsten Jahre. Vielmehr sind wir klug beraten, das 

schnellstmöglich in Ordnung zu bringen, was im 

letzten Winter kaputtgegangen ist, insbesondere an 

unseren Deichen und unseren Schöpfwerken. Das 

muss auch finanziell reguliert werden. Und wenn die 

Landesregierung dazu keine Kraft hat, dann legt die 
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Opposition dazu einen Gesetzentwurf vor. So ein-

fach ist das, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der CDU) 

Wenn Sie zu den Medizinstudienplätzen Ihre Kolle-

gen einmal gefragt hätten oder einmal ein bisschen 

nachgelesen hätten, dann hätten Sie festgestellt, 

dass die Summe, die wir hier beantragt haben, ge-

nau die Summe ist, die gebraucht wird, um in Olden-

burg, in Hannover und in Göttingen die medizini-

schen Hochschulen so auszubauen, dass zusätz-

lich 200 Medizinstudienplätze entstehen. Das ist 

exakt die offiziell festgestellte Summe, die wir ein-

gestellt haben, inklusive der Planungskosten.  

(Glocke der Präsidentin) 

Darum ist das nicht irgendwie gegriffen. Vielmehr 

haben wir uns dazu entschieden, weil der Jahres-

abschluss so hoch ist. Ich bin mir ganz sicher, dass 

es die Fraktionen von SPD und Grünen in Wahrheit 

nicht witzig fanden, - 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Herr Kollege Thiele! 

Ulf Thiele (CDU): 

- aus der Presse zu hören und von uns zu hören, 

dass der Finanzminister 1,5 Milliarden Euro im Jah-

resabschluss hatte und das niemandem erzählt hat. 

Und natürlich wollen wir dafür sorgen, -  

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Herr Kollege Thiele, Sie sehen die Uhr! 

Ulf Thiele (CDU): 

- dass das Geld, wenn es jetzt endlich da ist, or-

dentlich investiert werden kann und dass das nicht 

in Ihren Bunker für den Wahlkampf gebucht werden 

kann. 

(Starker Beifall bei der CDU - Wiard 

Siebels [SPD]: Wer schreit, hat un-

recht!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Herr Kollege Raulfs, auch Sie haben 90 Sekunden 

zur Erwiderung. Aber Sie können auch 30 Sekun-

den drauflegen; denn der Kollege Thiele hat sich 

nicht unterbrechen lassen.  

(Heiterkeit) 

Philipp Raulfs (SPD): 

Ich bin ja stets bemüht, mich an die Regeln zu hal-

ten.  

Lieber Herr Kollege Thiele, zum einen möchte ich 

Sie beruhigen. Sie können sicher sein, dass das, 

was irgendwann mal in der Presse verkündet wird, 

bei uns in den Fraktionsgremien entsprechend zur 

Kenntnis genommen, besprochen und diskutiert 

wird.  

Zum anderen besteht, glaube ich, der fundamentale 

Unterschied, den Sie gerade noch einmal beschrie-

ben haben, darin, dass wir erstens einen realisti-

schen Haushalt aufstellen wollen, wobei wir Sum-

men ansetzen, die wir auch in diesem Jahr noch 

ausgeben können, die wir in diesem Jahr noch wirk-

sam werden lassen können.  

Gleichzeitig - das ist vielleicht der Nachteil der re-

gierungstragenden Fraktionen - müssen wir, anders 

als Sie das mit Ihrem Entwurf eines Nachtragshaus-

halts jetzt tun, dafür sorgen, dass die Medizinstudi-

enplätze nicht nur im Jahr 2024 finanziert werden, 

sondern dass wir auch in den folgenden Jahren et-

was für sie tun können.  

(Ulf Thiele [CDU]: Genau! Dafür gibt es 

eine Haushaltsstelle, da kommen die 

Investitionskosten für die Folgejahre 

hinein! - Gegenruf von Wiard Siebels 

[SPD]: Beruhige dich doch mal, 

Junge!)  

Das ist der entscheidende Entwurf. Das werden wir 

mit dem Entwurf der Landesregierung und unseren 

Ergänzungen entsprechend vornehmen.  

(Zuruf von der SPD: Sie können gern 

mit uns die Schuldenbremse diskutie-

ren! - Gegenruf von Ulf Thiele [CDU]: 

2,5 Milliarden Euro Rücklage! - Rein-

hold Hilbers [CDU]: 2 Milliarden Rück-

lage!)  

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Also, der Kollege Raulfs erwidert - - - 

(Weitere Zurufe von der CDU und Ge-

genrufe von der SPD) 

- Herr Kollege Thiele! Herr Schünemann!  

Wir halten jetzt die Uhr an. Es gab eine Kurzinter-

vention. Herr Thiele, Sie hatten zwei Minuten Zeit, 

einen Redebeitrag zu leisten. Herr Kollege Raulfs 

hat nach unserer Geschäftsordnung das gute Recht 
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zu erwidern. Ich bitte, sich so ruhig zu verhalten, 

dass wir ihm auch folgen können. 

Bitte, fahren Sie fort! 

Philipp Raulfs (SPD): 

Das scheint ein kritisches Wort zu sein. Wir sollten 

es uns für andere Diskussionen merken.  

Ich will abschließend noch etwas zu der Diskussion 

über das Weihnachtshochwasser sagen. Wir haben 

hier gesessen und sehr intensiv darüber diskutiert. 

Ich glaube, uns allen ist klar, dass wir helfen wollen 

und helfen werden. In diesem Jahr gehen wir davon 

aus, dass die Summen reichen. Sie werden in den 

Haushaltsentwürfen sehen, dass wir auch in den 

nächsten Jahren Gelder dafür bereitstellen.  

Lassen Sie uns, da wir ja im Haushaltsausschuss 

schon vereinbart haben, dass wir uns die Summen 

weiterhin angucken, dafür sorgen, dass die Schä-

den beglichen werden! Alles ist gegenseitig de-

ckungsfähig. Wir haben noch einen kleinen Puffer 

von 20 Millionen, den wir nicht in irgendeiner Rück-

lage versteckt haben, sondern den wir gemeinsam 

in der Zuweisung vereinbart haben. Daher sollten 

wir nicht mit Angst und in einer Missstimmung los-

legen, sondern dafür sorgen, dass wir gemeinsam 

auf den Weg kommen und das alles ordentlich ma-

chen.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen hat jetzt das Wort: der Abgeordnete Dr. An-

dreas Hoffmann. Bitte! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dr. Andreas Hoffmann (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg*innen! 

Diese Rede kann ich im Prinzip sehr kurz halten. 

Denn im Kern folgt dieser Nachtragshaushaltsent-

wurf dem bekannten Muster: Die CDU nimmt Geld 

aus dem Jahresabschluss der Wohnungsgesell-

schaft und der Conti-Strafe und will damit jene 

Dinge finanzieren, die ihr gerade besonders wichtig 

erscheinen.  

(Ulf Thiele [CDU]: Genau!) 

Das grundlegende Problem dabei ist: Es fehlt der 

Gesamtblick auf die Finanzierung der Folgejahre. 

Das haben wir in dieser Legislatur schon mehrfach 

erlebt. Bei nahezu allen von der CDU aufgelisteten 

Punkten sind neben einmaligen Investitionen lang-

fristige Finanzierungen notwendig. Gerade diese ig-

norieren Sie aber, liebe CDU.  

(Ulf Thiele [CDU]: Für den Straßen-

bau? Für die Reparatur der Straßen?)  

Wenn Sie Beispiele haben wollen: Medizinstudien-

plätze. Es reicht eben nicht, Gebäude und derglei-

chen zu schaffen; wir brauchen auch dauerhaft 

Lehrpersonal.  

(Ulf Thiele [CDU]: Erst später! Die 

brauchen wir erst, wenn wir gebaut ha-

ben!) 

Das haben Sie in Ihrem Entwurf leider vergessen.  

(Beifall bei der SPD) 

Die Hafeninfrastruktur baut sich natürlich auch nicht 

in einem Jahr. Auch die Verpflichtungsermächtigun-

gen - - - 

(Ulf Thiele [CDU]: Erst bauen, dann 

Leute!)  

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Herr Kollege Thiele, Sie kennen die Instrumente der 

Geschäftsordnung.  

(Uwe Schünemann [CDU]: Zwischen-

rufe sind erlaubt!)  

- Ich bitte Sie, dass wir jetzt dem Redner Dr. Hoff-

mann folgen. - Bitte! 

Dr. Andreas Hoffmann (GRÜNE): 

Bei der Hafeninfrastruktur haben Sie zwar Verpflich-

tungsermächtigungen genannt. Allerdings müssen 

die auch gesichert sein. Und auch das konnten Sie 

nicht.  

Das Gleiche gilt für die Mittel für Straßen- und Brü-

ckenbau. Auch hierfür sind mehr Mittel absolut sinn-

voll; keine Frage. Aber auch hier hilft eine einmalige 

Erhöhung nur wenig. Wir brauchen eine dauerhafte 

Finanzierung. Sie ist in Ihrem Antrag eben nicht ent-

halten.  

Es drängt sich also der Eindruck auf: Es geht Ihnen 

mal wieder nicht um die Sache, sondern nur um öf-

fentliche Effekthascherei. Das ist mir, ehrlich ge-

sagt, ein bisschen zu simpel.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Einen Nachtragshaushalt macht man üblicherweise 

nur, wenn es unvorhergesehene Ereignisse gibt 

und dringend haushalterisch nachgesteuert werden 

muss. Jetzt aus politischen Motiven die mittelfristige 
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Absicherung des Landeshaushalts zu gefährden, ist 

fahrlässig und unseriös. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn wir kurz den Blick in andere Länder richten, 

die bereits Spardiskussionen führen, wird dies 

umso deutlicher. Sachsen hat in der letzten Woche 

eine Haushaltssperre verkündet. Im Bund stehen 

Spardebatten an. Im letzten Jahr war das, wenn Sie 

sich erinnern, Anlass für Sie als CDU, uns darauf 

hinzuweisen und auf mögliche Ausfälle vorzuberei-

ten. Wenn Sie also Ihren eigenen Rat ernst näh-

men, würden Sie für die nächsten Jahre Vorsorge 

treffen, anstatt jetzt die Rücklage zu plündern.  

(Ulf Thiele [CDU]: Das haben wir ge-

macht!) 

Das Geld, das Sie jetzt ausgeben, fehlt natürlich in 

der Zukunft an anderen Stellen. Machen wir es doch 

einmal konkret: Welche langfristig von dieser Lan-

desregierung angeschobenen Dinge will die CDU in 

Zukunft denn streichen, wenn die Rücklagen aufge-

braucht sind?  

Ein Hinweis - Kollege Raulfs hat es schon er-

wähnt -: Sie streichen bei der Landeswohnungsge-

sellschaft. Das ist schon bemerkenswert, da Sie 

dieses Mal im Unterschied zu früher die Mittel dem 

Wohnungsbau nicht an anderer Stelle zukommen 

lassen. Wohnraum zu schaffen wird als Ziel der 

CDU jedenfalls haushalterisch erst einmal aufgege-

ben, wenn ich das richtig sehe.  

(Volker Bajus [GRÜNE]: Das hat auch 

etwas mit Sozialpolitik zu tun!) 

Und das allein wird wohl kaum reichen. Was kommt 

also noch beim Umschichten und Priorisieren? Die 

Schließung von Krankenhäusern? Die Rücknahme 

von A 13 für alle Lehrkräfte? Sie müssten ehrlicher-

weise hier und heute erklären, wie Sie das dauer-

haft finanzieren wollen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Im Übrigen schließe ich mich dem Kollegen Raulfs 

an. An diesem Wochenende ist die Kabinettssitzung 

zum Haushalt. Die Landesregierung ist sich ihrer 

Verantwortung voll bewusst. Ich schlage vor, wir 

warten ab, was dort beraten wird, und widmen uns 

dann dem regulären Haushaltsverfahren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Ulf Thiele [CDU]: Im Abwarten 

sind SPD und Grüne spitze!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Dr. Hoffmann. - 

Das Wort hat: für die Landesregierung unser Fi-

nanzminister Gerald Heere. Bitte! 

Gerald Heere, Finanzminister: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Die CDU-Fraktion hat die-

sen Antrag vorgelegt und will in diesem Jahr 

608 Millionen Euro mehr ausgeben. Finanzieren 

wollen Sie das im Wesentlichen durch eine Ent-

nahme aus der Rücklage. 

Herr Thiele, ich hätte mir gewünscht, dass Sie Teile 

Ihrer Rede in den letzten fünf Jahren Ihrer Regie-

rungsbeteiligung und auch in den zehn Jahren der 

Regierung Wulff/McAllister gehalten hätten. Denn 

dann hätten wir einen deutlich geringeren Sanie-

rungsstau in diesem Land. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Dann hätten wir vielleicht auch in der Mipla etwas 

hinterlegt bekommen, womit man Investitionen in 

unseren Gebäudebestand, in die Straßeninfrastruk-

tur, in die marode Infrastruktur dauerhaft hätte tra-

gen können. Das ist ja keine Beschreibung, die aus 

dem Nichts kommt, sondern sie kommt aus den ver-

gangenen Jahrzehnten. Das haben Sie nicht ge-

macht. Insofern sollten wir alle hier vielleicht ein 

bisschen kleinere Brötchen backen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Zu den Forderungen im Einzelnen will ich der Aus-

schussberatung nicht vorgreifen, aber an die Ergeb-

nisse der Mai-Steuerschätzung erinnern: Die deut-

sche Volkwirtschaft ist im Jahr 2023 real um 0,3 % 

geschrumpft, und auch in diesem Jahr gibt es wei-

terhin belastende Faktoren: aus dem russischen 

Angriffskrieg gegen die Ukraine und aus den Ener-

giepreissteigerungen. Wir müssen nach der Steuer-

schätzung mit deutlichen Mindereinnahmen in allen 

Planungsjahren rechnen. Für die Mittelfristige Pla-

nung bedeutet dies zusätzliche Belastungen in 

Höhe von 557 Millionen Euro. 

557 Millionen Euro Mindereinnahmen und 608 Milli-

onen Euro Mehrausgaben - das passt einfach nicht 

zusammen, sehr geehrte Damen und Herren! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 
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Mit dem Antrag, den Sie heute hier eingebracht ha-

ben, fordern Sie zusätzliche Ausgaben für das lau-

fende Haushaltsjahr, und Sie wollen wieder in er-

heblichem Umfang in die Rücklage greifen, ohne 

die mittelfristigen Folgen für den Gesamthaushalt 

zu berücksichtigen.  

Wie Sie sehr genau wissen, plant das Land die Mit-

tel der Rücklage zur Finanzierung der absehbaren 

mageren Jahre ein. 

(Reinhold Hilbers [CDU]: Das ist doch 

längst ausgeglichen!) 

Die letztjährige Mipla hat ein strukturelles Finanzie-

rungsdefizit. Dieses planen wir zu schließen, indem 

wir insbesondere in 2026 und 2027 deutlich über 

eine halbe Milliarde Euro aus der Rücklage entneh-

men. Nun machen wir eine neue Mipla. Ich verrate 

Ihnen - in wirtschaftlich schwierigen Zeiten keine 

Überraschung -, dass auch diese Mipla voraussicht-

lich ein großes strukturelles Defizit haben wird, das 

wir durch eine Rücklagenentnahme ausgleichen 

müssen - dann auch noch zusätzlich für das Jahr 

2028. Die Rücklage, die wir dafür brauchen, 

schließt insbesondere auch den guten Jahresüber-

schuss 2023 ein. 

Es wäre insofern mit Blick auf das Haushaltsjahr 

2028 und die jüngste Einnahmeentwicklung höchst 

unklug, die Rücklage bereits jetzt in erheblichem 

Umfang auf den Markt zu werfen und zu verbrau-

chen. Hinzu kommt, dass Ihre Ausgabenvorschläge 

Folgeausgaben nach sich ziehen. Ich verweise zum 

Beispiel auf eine ungedeckte VE in dreistelliger Mil-

lionenhöhe, die die Rücklage noch schneller 

schrumpfen lassen würde. 

In toto würde Ihr Vorschlag dazu führen, dass der 

Leistungsumfang, den die Landesregierung mit 

dem Haushaltsentwurf für 2025 vorschlagen wird, 

spätestens in 2028 nicht mehr aufrechterhalten wer-

den kann. Übersetzt heißt das, dass Ihr Vorschlag 

dazu führt, dass der nächste Landtag und die 

nächste Landesregierung ohne Not 2028 ein riesi-

ges Loch in der Finanzplanung vorfinden würden. 

Jetzt Mehrausgaben ohne Rücksicht auf die Zukunft 

tätigen zu wollen, darf nicht unsere Politik leiten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Ich sage nicht, dass die mit dem Spannungsfeld 

„mehr Zukunftsinvestitionen und zugleich finanzielle 

Tragfähigkeit“ verbundene Aufgabe insgesamt un-

lösbar ist; aber sie ist jedenfalls deutlich herausfor-

dernder, als es Ihr Antrag suggeriert. 

Insofern ist es wichtig, dass die Regierung den 

Haushaltsplanentwurf aufstellt und dass sie diesem 

eine mittelfristige Finanzplanung zugrunde legt. 

Hierzu - das ist erwähnt worden - tritt das Kabinett 

sogar schon am kommenden Sonntag zur Haus-

haltsklausur zusammen und wird dann - da können 

Sie sicher sein - die richtigen Prioritäten setzen. 

Seien Sie sich dessen sehr bewusst! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Zuruf von der AfD: Das wäre das 

erste Mal!) 

Im Sinne einer soliden Haushaltspolitik dürfen wir 

die mittelfristige Tragfähigkeit unserer Finanzen 

nicht aus dem Auge verlieren. Bei allen Notwendig-

keiten: Der Griff in die vorübergehend gefüllte Rück-

lage mag verlockend sein, aber klug ist er in dieser 

schwierigen wirtschaftlichen Lage nicht. Ich bitte, 

dies in den Ausschussberatungen zu berücksichti-

gen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast: 

Vielen Dank, Herr Minister Heere.  

Der Abgeordnete Ulf Thiele hat für die CDU-Frak-

tion zusätzliche Redezeit nach § 71 Abs. 3 GO LT 

beantragt. Da der Minister nicht wesentlich überzo-

gen hat, schlägt das Präsidium vor: zwei Minuten für 

die großen Fraktionen, eine Minute für die kleinen. 

Bitte, Herr Thiele! Sie haben das Wort. 

Ulf Thiele (CDU): 

Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. - Herr Minister 

Heere, Sie haben gerade den Eindruck erweckt, als 

würden wir mit unserem Gesetzentwurf für einen 

Nachtragshaushalt - der übrigens so gut wie aus-

schließlich Investitionen beinhaltet, also Einmalef-

fekte - die mittelfristige Finanzplanung überstrapa-

zieren. Das ist ausdrücklich nicht der Fall! 

Sie haben das ja - aus gutem Grund - nicht öffent-

lich erklärt: Sie haben die Rücklage mit dem Jahres-

abschluss 2023 um 1,5 Milliarden Euro aufgestockt. 

1,5 Milliarden Euro zusätzlich! Die Mai-Steuerschät-

zung, die Sie kurz danach vorgelegt haben, weist 

für den gesamten Mipla-Zeitraum ein strukturelles 

Defizit - übrigens inklusive des Jahres 2024; das 

habe ich mitgerechnet - in Höhe von 636 Millionen 

Euro aus. 1,5 Milliarden Euro Plus, 636 Millionen 

Minus! 
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Selbst wenn der Landtag - was klug wäre - unseren 

Vorschlag für die zusätzlichen Investitionen in Stu-

dienplätze, in die Beseitigung der Schäden aus dem 

Weihnachtshochwasser, in die Infrastruktur etc. pp., 

beschließt, verblieben für die Jahre nach 2028 noch 

460 Millionen Euro als freie Rücklage. Wir haben 

also nicht vor, die Rücklage zu verbrauchen, son-

dern wir beschränken uns mit diesem Vorschlag 

ausdrücklich auf zentrale, für das Land wesentliche 

und wichtige Infrastrukturmaßnahmen und Investiti-

onen, weil Sie die Zukunft dieses Landes verpen-

nen und wir in die Zukunft des Landes investieren 

wollen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Für die SPD-Fraktion hat Herr Abge-

ordneter Philipp Raulfs zusätzliche Redezeit nach 

§ 71 Abs. 3 GO LT beantragt. Ebenfalls zwei Minu-

ten! 

Philipp Raulfs (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Jetzt habe ich mich doch noch einmal zu Wort ge-

meldet, weil ich einen Vorwurf nicht hier im Raum 

stehen lassen kann und stehen lassen will, nämlich 

dass diese Landesregierung unser Land ka-

puttspart und wir nicht in die Infrastruktur investie-

ren. Das ist schlicht und ergreifend nicht der Fall. 

Wir werden alles dafür tun, dass es diesem Land 

gut geht, lieber Kollege Thiele. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Ich will Ihnen mal sagen, dass dazu auch eine solide 

Finanzpolitik gehört. Auch ich komme ja aus einem 

anderen Bereich und habe vorher andere Investitio-

nen vertreten. 

(Reinhold Hilbers [CDU]: Merkt man!) 

Aber man musste auch lernen, was es bedeutet, 

langfristig zu planen. Wenn Sie hier sagen, dass wir 

1,5 Milliarden Euro irgendwie aufs Sparbuch für ir-

gendwelche späteren Geschenke packen, dann will 

ich Sie auf die Mai-Steuerschätzung und darauf hin-

weisen, dass wir ein strukturelles Defizit haben. 

(Ulf Thiele [CDU]: Habe ich gegenge-

rechnet! Habe ich gerade gesagt!) 

Es hat schon einige Projekte wie A 13 und andere 

Dinge gegeben, die diese Landesregierung und die-

ses Parlament schon auf den Weg gebracht haben. 

Alles das wollen wir langfristig finanzieren, 

(Ulf Thiele [CDU]: Das ist eingeplant!) 

damit wir nicht in zwei oder drei Jahren sagen müs-

sen, dass wir die Lehrerinnen und Lehrer nicht mehr 

so bezahlen oder uns andere Dinge nicht mehr leis-

ten können. Das können wir nicht zulassen! Es ist 

ein bisschen einfach, wenn Sie hier sagen: Wir ma-

chen mal ein paar Investitionen, und dann geht es 

diesem Land besser! - Dafür haben wir eine größere 

Verantwortung, der wir auf jeden Fall nachkommen, 

liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. 

Bevor ich gleich den Abgeordneten Dr. Hoffmann 

von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen aufrufe: 

Herr Abgeordneter Dorendorf, würden Sie bitte Ih-

ren Laptop drehen! 

(Uwe Dorendorf [CDU] dreht seinen 

Laptop mit abgeschaltetem Display 

zum Präsidium) 

Danke schön. Sehr gut! Wir hatten Sorge. Vielen 

Dank. 

Herr Abgeordneter Dr. Hoffmann, bitte! 

(Vereinzelt Beifall bei den GRÜNEN) 

Dr. Andreas Hoffmann (GRÜNE): 

Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleg*innen! Dann 

nutze auch ich meine Minute noch. 

Die Rechnung klingt an sich erst einmal ganz gut. 

Sie gehen allerdings davon aus, dass wir in den 

nächsten Jahren keinerlei Kostensteigerungen ha-

ben, auch nicht im Tarif. Sie gehen davon aus, dass 

es keine Katastrophen mehr gibt. Aber wenn ich nur 

daran denke, was ich in den letzten Jahren schon 

an notwendigen Nachtragshaushalten erleben 

durfte, dann halte ich das für ein ziemliches Va-

banquespiel gegen die Zukunft, wenn Sie davon 

ausgehen, 

(Ulf Thiele [CDU]: 460 Millionen Euro, 

plus alle eure Sondervermögen?) 

dass wir diese Rücklage von über 400 Millionen 

Euro in den nächsten Jahren oder gar davor nicht 
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benötigen werden. Von daher wäre mir das zu ris-

kant. Wenn Sie das angehen wollen - schön! 

Wie gesagt, ich freue mich auf die Haushaltsbera-

tungen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. 

Uns liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur Ausschussüberweisung.  

Federführend soll der Ausschuss für Haushalt und 

Finanzen beraten, mitberatend soll der Ausschuss 

für Rechts- und Verfassungsfragen sein. Wer dem 

zustimmen möchte, den bitte ich um ein Handzei-

chen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Sehe ich 

nicht. Damit ist die Ausschussüberweisung so be-

schlossen worden. 

Wir kommen zu: 

Tagesordnungspunkt 9: 

Erste Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Nie-

dersächsischen Verfassung und des Nieder-

sächsischen Volksabstimmungsgesetzes (De-

mokratiestärkungsgesetz) - Gesetzentwurf der 

Fraktion der AfD - Drs. 19/4575  

Zur Einbringung für die AfD-Fraktion hat sich Herr 

Abgeordneter Moriße zu Wort gemeldet. Bitte! 

(Beifall bei der AfD) 

Für Sie zur Kenntnis: Der Abgeordnete hat gerade 

mitgeteilt, dass er keine Zwischenfragen zulässt. 

Thorsten Paul Moriße (AfD): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren 

Kollegen! Vor uns liegt eine Entscheidung, die die 

demokratische Teilhabe und Mitsprache unserer 

Bürger in Niedersachsen erheblich stärken wird. 

Das Demokratiestärkungsgesetz sieht unter ande-

rem die Absenkung des Quorums für Volksinitiative, 

Volksbegehren und Volksentscheid vor. Dies ist ein 

entscheidender Schritt, um die Bürgerbeteiligung zu 

fördern und die direkte Demokratie zu stärken.  

Seit Einführung des Gesetzes wurden lediglich elf 

Volksbegehren initiiert. Bei den Volksinitiativen 

sieht es ähnlich düster aus. Der Grund, sehr geehrte 

Damen und Herren: Die Hürden für die Durchfüh-

rung einer solchen Initiative sind viel zu hoch und 

für unsere Bürger kaum erreichbar. Viele Volksbe-

gehren und Volksentscheide sind bereits an der 

Durchführung gescheitert.  

Der Entwurf nimmt die Absenkung des erforderli-

chen Quorums für eine Volksinitiative von derzeit 

70 000 auf 35 000 Wahlberechtigte vor. Ebenso 

wird das Quorum für ein Volksbegehren reduziert. 

Dies bedeutet, dass in Zukunft weniger Unterstüt-

zung notwendig ist, um ein Volksbegehren oder 

eine Volksinitiative ins Leben zu rufen.  

Dieses Gesetz stärkt nicht nur die Rechte der Bür-

ger, sondern auch unsere Demokratie insgesamt. 

Denn es bietet den Menschen Gelegenheit, ihre 

Sorgen und Wünsche direkt und effektiv in den po-

litischen Prozess einzubringen. Die Absenkung des 

Quorums ist ein bedeutender Schritt hin zur Entbü-

rokratisierung und erleichterten politischen Teil-

habe. Dazu bauen wir Barrieren ab, die viele Bürger 

bisher davon abgehalten haben, sich aktiv an politi-

schen Entscheidungsprozessen zu beteiligen.  

Leider spielen die Instrumente Volksinitiative, 

Volksbegehren oder auch Volksentscheide im poli-

tische Alltag unseres Landes kaum eine Rolle. 

Durch die aktuelle Rechtslage wird die Bürgerbetei-

ligung eindeutig erschwert. Das aktuelle hohe Quo-

rum schreckt die Bürger bereits im Vorfeld ab. Das 

ist aber der falsche Weg, meine Damen und Herren. 

Bürger sollen sich konstruktiv an der Gesetzgebung 

beteiligen und mit einbezogen werden.  

(Beifall bei der AfD) 

In einer Zeit, in der Politikverdrossenheit und Miss-

trauen in politische Institutionen wachsen, ist es 

umso wichtiger, die Bürger stärker in die politischen 

Entscheidungen einzubeziehen. Die Stärkung der 

direkten Demokratie muss ein zentrales Anliegen 

sein. Wir sind überzeugt, dass alle Bürger über die 

notwendige Reife und das Verantwortungsbewusst-

sein verfügen, um bei wichtigen Entscheidungen 

mitzuwirken.  

Der vorliegende Gesetzentwurf trägt zur Transpa-

renz und Nachvollziehbarkeit politischer Entschei-

dungen bei. Indem wir die Hürden für Volksent-

scheide senken, schaffen wir die Grundlage für eine 

lebendige und wehrfähige Demokratie. Denn 

schließlich sind es die Bürger, die am besten wis-

sen, was für sie und ihre Gemeinschaft richtig und 

wichtig ist. 

Die AfD-Fraktion bittet somit alle Fraktionen, die-

sem bedeutenden Gesetzentwurf zuzustimmen. 

Das ermöglicht nicht nur eine größere Bürgernähe, 

sondern stärkt auch das Vertrauen der Menschen in 



Niedersächsischer Landtag  -  19. Wahlperiode  -  42. Plenarsitzung am 17. Juni 2024 

 

3382 

die politischen Institutionen unseres Landes. Las-

sen Sie uns gemeinsam für eine stärkere, direktere 

und transparentere Demokratie eintreten! Sehr ge-

ehrte CDU, ich zitiere Willy Brandt: „Wir wollen mehr 

Demokratie wagen.“ 

In diesem Sinne vielen Dank für Ihre Aufmerksam-

keit. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Moriße. Ich glaube, Ihnen ist ge-

rade ein ganz kleiner Fehler unterlaufen. Sie haben 

die CDU angesprochen und meinten die SPD, die 

Sie auch angeschaut haben. Das war ein Zitat von 

Willy Brandt, der SPD-Mitglied war.  

Für die CDU-Fraktion, die eben schon angespro-

chen wurde, hat jetzt das Wort: Herr Abgeordneter 

Christoph Plett. Bitte schön! 

(Beifall bei der CDU) 

Christoph Plett (CDU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Plebiszite können ein wichtiger Teil zur Meinungs-

bildung und Entscheidungsfindung sein. Bevor aber 

der vorliegende Gesetzentwurf beurteilt werden 

kann, muss er grundlegend eingeordnet werden. 

Die Grundaussage lautet: Wir leben in einer reprä-

sentativen Demokratie, welche mit plebiszitären 

Elementen ausgestattet ist. Die Regel ist, dass Ge-

setzgebungsverfahren in den Landtagen, im Bun-

destag, aber auch in den kommunalen Parlamenten 

mit der Möglichkeit der Satzungsgebung das reprä-

sentative System der Bundesrepublik Deutschland 

abbilden und wiedergeben. Die Ausnahme von die-

ser Regel - da hat mein Vorredner recht - ist in den 

§§ 47, 48 und 49 unserer Niedersächsischen Ver-

fassung geregelt.  

Der vorliegende Gesetzentwurf will dazu beitragen, 

dass dieses Regel-Ausnahme-System angeglichen 

wird. Wir wollen einmal sehen, wie sich das in der 

Vergangenheit ausgewirkt hat. Die Regel ist die re-

präsentative Demokratie mit dem Gesetzgebungs-

verfahren in den von mir genannten Institutionen, 

und die Ausnahme sind die von mir genannten ple-

biszitären Elemente.  

Mein Vorredner hat recht: Volksbegehren haben 12-

mal, Volksinitiativen 15-mal und Volksentscheide 

keinmal stattgefunden. Sie stellen es so dar, dass 

damit die Demokratie leidet. Aber, meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren, genau das Gegenteil ist 

der Fall: Das ist Ausdruck der repräsentativen De-

mokratie, in der die plebiszitären Elemente weniger 

wahrgenommen werden sollen, weil es ein Konkur-

renzverhältnis gibt. Wenn Regel und Ausnahme 

sich angleichen, treten sie in Konkurrenz zueinan-

der. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben 

einmal ein klassisches Beispiel aus der Weimarer 

Reichsverfassung durchexerziert, aus dem die Vä-

ter und Mütter des Grundgesetzes - nach 75 Jahren 

können wir das feststellen - ihre Lehren gezogen 

haben. Was war passiert? Innerhalb der Weimarer 

Reichsverfassung gab es zwei Organe: den Reichs-

tag und den Reichspräsidenten. Der Reichstag als 

repräsentativer Teil des von mir dargestellten Re-

gel-Ausnahme-Systems, aber auch der Reichsprä-

sident wurden direkt gewählt.  

Genau diese Konkurrenz und Gleichannahme der 

politischen Bedeutung dieser beiden Ämter haben 

dazu beigetragen, dass die Väter und Mütter des 

Grundgesetzes, wie von mir bereits erwähnt, genau 

das nicht mehr wollten. Sie wollten nicht, dass meh-

rere konkurrierende Systeme nebeneinanderste-

hen. Und genau das ist in der Bundesrepublik 

Deutschland durch das Grundgesetz und auch 

durch die Niedersächsische Verfassung zum Aus-

druck gebracht worden.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir kön-

nen nicht ständig darüber sprechen, aus der Ge-

schichte Lehren zu ziehen, und dann, wenn es da-

rauf ankommt - aus meiner Meinung nach nicht 

nachvollziehbaren Gründen -, genau diese Lehren 

wieder infrage stellen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie haben 

recht: Vier Volksbegehren scheiterten bereits an 

dem Zulassungsquorum von 25 000 Unterstüt-

zungsunterschriften - vier von zwölf. Aber gucken 

wir uns einmal zwei dieser Volksbegehren an!  

Eines dieser gescheiterten Volksbegehren betraf 

den Erhalt des Landtagsgebäudes. Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren, wer noch weiß, wie es 

vor wenigen Jahren in diesen Räumen ausgesehen 

hat, und wer sieht, in welcher qualitativ wirklich 

hochwertigen Arbeitsatmosphäre heute hier gear-

beitet wird, kann nur sagen: Es ist gut, dass dieses 

Volksbegehren nicht zum Erfolg geführt hat. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich will ein weiteres Volksbegehren erwähnen, und 

zwar die Volksinitiative „Verantwortung vor Gott und 

den Menschen“. Dieses Thema hat 114 000 Stim-

men bekommen und ist umgesetzt worden: Diese 
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Worte stehen jetzt in unserer Niedersächsischen 

Verfassung.  

An diesen beiden Beispielen kann man deutlich ma-

chen: Es mag vielleicht auch auf das Quorum an-

kommen, aber entscheidend ist das Thema. 

In diesem Sinne, meine sehr geehrten Damen und 

Herren, ist die Frage, ob wir den Bürgern mehr par-

tizipative Elemente anbieten sollten, meiner Mei-

nung nach beantwortet: Es kommt auf das Thema 

an. Ich gebe zu, mit diesen beiden Themen ist es 

natürlich ein wenig zugespitzt. Aber Zuspitzung be-

deutet am Ende des Tages auch Verdeutlichung, 

worauf man hinauswill. 

Ich will noch ein wenig über diesen Gesetzentwurf 

hinausgehen. Meine sehr geehrten Damen und 

Herren, wir haben es erlebt: Der Brexit - der nieder-

sächsische Spitzenkandidat für die Europawahl, 

David McAllister, hat es vollkommen richtig ge-

sagt - ist ein Flop. Dieser Flop beruht auf der Tatsa-

che, dass in Großbritannien ein plebiszitäres Ele-

ment zum Tragen gekommen ist. Allein schon die-

ses Beispiel, meine sehr geehrten Damen und Her-

ren, die emotionalisierte Debatte, die wir in Großbri-

tannien erlebt haben, sollte jedem, der eine Auswei-

tung der plebiszitären Elemente will, klar machen, 

dass das keine gute Zukunft hätte.  

Ich will ein weiteres Beispiel nennen: die immer wie-

der auftauchende Forderung nach Einführung der 

Todesstrafe. Wollen wir solche Fragen wirklich in 

plebiszitären Elementen zur Entscheidung stellen? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, meiner 

Meinung nach und nach Meinung der CDU-Fraktion 

nicht! 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und 

bei den GRÜNEN) 

Ich gebe zu, das sind zwei Beispiele, die eher in die 

Bundesgesetzgebung fallen würden, und auf der 

Bundesebene gibt es - das haben die Väter und 

Mütter des Grundgesetzes gesagt - diese plebiszi-

tären Elemente nicht.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 

glaube, dass wir im Ausschuss darüber diskutieren 

müssen. Aber eines steht fest: Plebiszite in der 

Form, wie Sie sie wollen, lehnt die CDU-Fraktion ab. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Plett. - Für die 

SPD-Fraktion hat jetzt das Wort: Herr Abgeordneter 

Constantin Grosch. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD) 

Constantin Grosch (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Bei dem, was Sie, Herr Mo-

riße, gerade gesagt haben, fragt man sich ja schon, 

wie Sie sich eigentlich ein demokratisches Miteinan-

der vorstellen. Sie haben gesagt, Sie wollen es er-

möglichen, dass Bürgerinnen und Bürger einfach 

und direkt Einfluss auf Politik nehmen. Ich weiß ja 

nicht, was die AfD den lieben langen Tag macht. 

Aber zu mir können Bürgerinnen und Bürger täglich 

kommen. Mein Büro ist offen. Sie können mich per 

Mail oder mündlich erreichen, wir haben Parteiver-

anstaltungen. Sie können direkt Einfluss nehmen 

auf Politik. 

Es ist aber nicht direkt und einfach, einen Volksent-

scheid durchzuführen. Denn wie Sie es gerade 

schon richtigerweise ausgeführt haben: Dafür müs-

sen bestimmte Regeln eingehalten und Quoren er-

füllt werden. Unter anderem geht es auch um die 

Frage, wie viele Unterstützungsunterschriften oder 

andere Dinge man erreichen muss. Das ist alles an-

dere als direkt. Und es ändert nichts daran, ob 

Sie - und dazu gratulieren wir Ihnen ganz herz-

lich - diese Quoren einmal durch zwei teilen. Es ist 

immer noch ein Aufwand, den Bürgerinnen und Bür-

ger betreiben müssen. 

(Zurufe von der AfD: Der ist geringer!) 

Und wir als demokratische Parteien stehen den Bür-

gerinnen und Bürgern allzeit bereit. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Jens-Christoph Brockmann 

[AfD]: Dazu gratulieren wir Ihnen ganz 

herzlich! 

Es freut mich aber auch sehr, dass die AfD die üb-

rigen Teile des Koalitionsvertrags von SPD und 

Grünen begrüßt und offensichtlich gar nicht abwar-

ten kann, bis dieser von uns abgearbeitet ist. Denn 

in der Tat haben wir uns zum Ziel gesetzt, die Teil-

habe an politischen Prozessen zu vereinfachen. Ich 

zitiere aus dem Koalitionsvertrag: „Wir wollen die 

Chancen direkter Demokratie im Land besser nut-

zen. Deshalb streben wir die Senkung der Hürden 

für Volksbegehren sowie für Volksentscheide an.“  
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(Jens-Christoph Brockmann [AfD]: 

Das haben Sie aber noch nicht ge-

macht!) 

Wie Sie wissen, müssen wir hierfür die Niedersäch-

sische Verfassung ändern. Dem verschließen wir 

uns überhaupt nicht. Wir haben ja bereits mehrere 

Vorschläge zur Weiterentwicklung unserer Verfas-

sung eingebracht, wie zum Beispiel mit der Ent-

schließung zum queeren Leben im April dieses Jah-

res, in der wir die Landesregierung beauftragt ha-

ben, einen Vorschlag zur Verfassungsänderung 

zum Schutz vor Diskriminierung aufgrund der sexu-

ellen Orientierung vorzulegen. Oder unser Antrag 

zur Ergänzung des Europabezuges in der Landes-

verfassung, der sich gerade in der Ausschussbera-

tung befindet. Und am Mittwoch diskutieren wir hier 

alle zu unserem Entschließungsantrag „Kinder-

schutz an erster Stelle!“ die Verankerung von Betei-

ligungsrechten von Kindern in unserer Verfassung. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Was wir allerdings nicht mittragen, sind Änderungen 

an unserer Verfassung, ohne ihre Auswirkungen zu 

betrachten und damit qualitativ ungenügend zu ar-

beiten, so wie dies mit diesem AfD-Antrag der Fall 

ist. Denn zwei zentrale Sätze hat die AfD bezeich-

nenderweise aus unserem Koalitionsvertrag nicht 

übernommen. Sie stehen direkt im Anschluss an 

das vorhin vorgelesene Zitat. Sie lauten: „Volksent-

scheide müssen unter den gleichen Bedingungen 

wie allgemeine Wahlen durchgeführt werden. Die 

Finanzierung der jeweiligen Kampagne muss offen-

gelegt werden.“ 

Gerade Letzteres ist verdammt wichtig, wenn man 

sich einmal die Historie der Volksbegehren in Nie-

dersachsen anschaut. Herr Plett hat das vorhin 

schon teilweise getan. Zwar bemängelt der Verein 

„Mehr Demokratie e. V.“ zu Recht die hohen Hür-

den. Er gibt aber gleichzeitig zu bedenken: Oft öff-

neten Volksbegehren den Weg für politische Lösun-

gen, sei es, weil mit der Landespolitik über Kompro-

misse verhandelt werden konnte, sei es, weil der 

Landtag die Forderung übernahm. 

Schaut man sich nun gescheiterte Volksbegehren 

an, finden wir beispielsweise eine Initiative der 

rechtsextremen Partei Die Republikaner zu Euro-

Umstellung, ein Volksbegehren zum Zuwande-

rungsgesetz, ein Begehren gegen die Recht-

schreibreform und zwei Verfahren, die maßgeblich 

durch die FDP initiiert wurden. Es wird schnell klar, 

dass das Instrument der Volksinitiativen und -ent-

scheide nicht nur einfach aus der Mitte der Bevölke-

rung kommen kann, sondern auch ein gezieltes po-

litisches Instrument größerer Organisationen sein 

kann. 

Deshalb sind die Fragen der Finanzierung, der 

Transparenz und die Verfahrensfragen von enor-

mer Bedeutung. Als einziges Volksbegehren mit 

nennenswerter Unterstützung scheiterte die Initia-

tive mit dem Titel „für gute Schulen in Niedersach-

sen“ am hohen Quorum. Sie wäre aber im Übrigen 

auch an den von Ihnen benannten Quoren geschei-

tert. Alle anderen initiierten Verfahren wurden durch 

Übernahme oder Maßnahmen des Landtages über-

flüssig, oder es wurden jedenfalls mit den Initiatoren 

entsprechende Kompromisse ausgehandelt. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, der AfD 

geht es nicht um die Weiterentwicklung unserer De-

mokratie. Das wissen wir alle. 

(Omid Najafi [AfD]: Aha!) 

Es geht ihr nicht um die Frage, wie wir mehr Per-

spektiven unserer diversen Gesellschaft in Ent-

scheidungsprozesse integrieren können. Wäre dies 

der Fall, hätte sie sich mit den Prozessen von Bür-

gerbeteiligungsverfahren auseinandergesetzt. Fra-

gen, wie Bürgerinnen und Bürger bei einem Volks-

entscheid neutral informiert werden können oder 

wie konkurrierende Gesetzgebungsverfahren, die 

eilig sind, mit laufenden Entscheidungen in Einklang 

zu bringen sind, interessieren sie offenkundig nicht. 

Nein, im Gegenteil: Sie will das Schweizer Modell 

auf Bundesebene - nur eben ohne Vorabprüfung 

und damit ohne Schutz für Minderheiten. Sie will 

Verfahren, in denen die Legitimität zweifelhaft ist 

und Transparenz nicht hergestellt werden muss. Sie 

ist eine Partei, die der Verfassungsschutz in Nieder-

sachsen beobachtet und die mit diesem Antrag en 

passant die Hürden für Volksentscheide halbieren 

will, um Voraussetzungen - wie, dass mindestens 

25 % der Wahlberechtigten an ihnen teilnehmen 

müssen - zu streichen. 

Ein solch unüberlegtes Herumfummeln an unserer 

Verfassung lassen wir als aufrechte Demokraten 

nicht zu. Ja, wir wollen unsere Verfassung weiter-

entwickeln, gerade im Bereich der politischen Parti-

zipation - aber nicht, um Verfassungsfeinden und 

lauten Minderheiten Werkzeuge in die Hand zu le-

gen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 
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Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Grosch. - Für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt das Wort: 

Herr Abgeordneter Lühmann. Bitte schön! 

Michael Lühmann (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg*innen! 

Es entbehrt ja nicht einer gewissen Ironie, dass uns 

ausgerechnet der rechtsextreme Verdachtsfall hier 

heute dahin gehend erleuchten will, wie unsere De-

mokratie zu stärken sei - obwohl doch die AfD selbst 

genug Hausaufgaben zu erledigen hätte. Und das 

nach dem Auftritt der AfD im Verfassungsschutz-

ausschuss, wo sie sich gleichzeitig zum aufgelösten 

„Flügel“ bekannte und gegen die Nennung im 

Rechtsextremismus-Kapitel aufbegehrte! Man steht 

ja manchmal ratlos staunend und erschüttert zu-

gleich daneben.  

Und von dieser AfD kommt jetzt ein Gesetzent-

wurf - wie immer unter großem sprachlichen Ge-

töse -, der nicht sie selbst, sondern unsere Verfas-

sung quasi als Verdachtsfall markiert. „Mitwirkungs-

feindlich“, „einschränkend“, „entmutigend“, „ab-

schreckend“ seien Verfassung und Volksabstim-

mungsgesetz. Darunter macht es die AfD ja schon 

lange nicht mehr.  

Keine Frage, das Thema direkte Demokratie ist so 

wichtig wie hochinteressant und steht auch deshalb 

im Koalitionsvertrag. Demokratie- und verfassungs-

theoretische Debatten dazu füllen in Bibliotheken 

längst Regalmeter. Dass sich die AfD für diese Re-

galmeter in irgendeiner Weise interessiert hätte, 

das merkt man dem Gesetzentwurf aber nicht an. 

Er hat zwar die argumentative Sprunghöhe der 

Grundschulmathematik erreicht - ich teile mal alle 

Zahlen durch zwei und generiere ein Ergebnis; das 

haben Sie unfallfrei hinbekommen -, aber er ist 

schon an der ersten Schulstunde Geschichte und 

Politik mangels Interesse komplett gescheitert.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Zuruf von Jens-Christoph Brock-

mann [AfD]) 

Der Kollege Plett hat es gerade ausgeführt: Vom 

Scheitern der Weimarer Republik bis zum Brexit, 

über direkte Demokratie und Absenkung von Hür-

den lohnt sich jede Diskussion. Aber bitte nicht auf 

diesem argumentativen Null-Niveau, das wir hier 

gerade schon wieder gehört haben, als Sie das ein-

gebracht haben; da kamen ja überhaupt keine Ar-

gumente. Und schon gar nicht, wenn man so tief 

eingreift, wie es die AfD bei Artikel 49 der Verfas-

sung und Artikel 33 Volksabstimmungsgesetz vor-

hat. Die Konsequenzen, die eine Streichung des 

Zustimmungsvorbehalts hätte - dass wenigstens 

jede und jeder Vierte bei Volksentscheiden über-

haupt zustimmen muss, um Gesetze in Kraft zu set-

zen -, wollten Sie weder bedenken noch diskutie-

ren. Sie haben es in Ihrer Rede ja nicht einmal er-

wähnt. Das haben Sie einfach hintendran gehängt: 

„Hoffentlich merkt es keiner!“  

Nochmals: Demokratiebeteiligung stärker auszuge-

stalten, ist ein wichtiges Thema. Es hat Gründe, 

dass wir uns aufseiten von Rot-Grün aktuell etwa 

mit Bürger*innenräten beschäftigen. Aber wir tun 

das, wie auch bei der Absenkung von Hürden für 

direkte Demokratie, mit der gebotenen Ernsthaf-

tigkeit und nicht allein für TikTok oder, weil es ge-

rade mal wieder eine Direktive aus Peking oder 

Moskau gab.  

(Lachen und Zurufe von der AfD) 

Gerade zu Moskau muss man sagen: In Russland 

würden solche Instrumente nicht geduldet, aber 

Russland hätte mit Sicherheit  

(Anhaltende Zurufe von der AfD - Un-

ruhe - Glocke der Präsidentin) 

ein großes Interesse an solchen Volksentscheiden 

und Volksbegehren, die Sie nach vorne tragen wür-

den. Auch deswegen lehnen wir das ab.  

Eine ähnliche Doppelmoral wie bei den russischen 

Einflussagenten, die bei Ihnen unterwegs sind, gilt 

auch für die AfD selbst. Nachdem Sie etwa beim 

Versammlungsrecht zuletzt versucht haben, Beteili-

gungen einzuschränken, erzählen Sie uns hier, 

dass sie die wieder ausweiten wollen. Sie wollen 

Millionen Menschen deportieren,  

(Zurufe von der AfD)  

aber gleichzeitig  

(Klaus Wichmann [AfD]: Jetzt reicht es 

aber mit der Verhetzung! Frau Präsi-

dentin, das ist ja - - -) 

wollen Sie, dass sich mehr Menschen an der Demo-

kratie beteiligen. Das geht hinten und vorne nicht 

auf. Das ist nicht glaubwürdig. 

(Klaus Wichmann [AfD]: Frau Präsi-

dentin, jetzt reicht es aber langsam!) 
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Sie greifen bei jeder Gelegenheit den Kern der De-

mokratie an, -  

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Letzter Satz!  

Michael Lühmann (GRÜNE): 

- und das muss man Ihnen auch hier unterstellen.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Klaus Wichmann [AfD]: Was 

sind denn das für Aussagen? Das ist 

nicht parlamentarisch!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Uns liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir 

schließen die Beratung und kommen zur Aus-

schussüberweisung.  

Federführend soll der Ausschuss für Rechts- und 

Verfassungsfragen sein, mitberatend der Aus-

schuss für Haushalt und Finanzen. Wer dem so zu-

stimmen möchte, den bitte ich um Handzeichen. - 

Enthaltungen und Gegenstimmen? - Sehe ich nicht. 

Damit ist die Ausschussüberweisung einstimmig so 

vorgenommen.  

Bevor wir den nächsten Tagesordnungspunkt auf-

rufen, nehmen wir für die noch folgenden drei Ta-

gesordnungspunkte des heutigen Tages einen 

Wechsel im Sitzungsvorstand vor.  

(Vizepräsidentin Sabine Tippelt 

übernimmt den Vorsitz) 

Ich rufe auf: 

Tagesordnungspunkt 10: 

Erste Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Nie-

dersächsischen Gemeindeverkehrsfinanzie-

rungsgesetzes - Gesetzentwurf der Fraktion der 

SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 

19/4577  

Zur Einbringung hat sich gemeldet: von der SPD-

Fraktion Frau Dr. Liebetruth. Sie haben das Wort.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Dr. Dörte Liebetruth (SPD): 

Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Ohne Bürgerbus würden meine beiden 

Schwestern morgens nicht selbständig zur Arbeit 

kommen. Beide haben das Down Syndrom und we-

der ein eigenes Auto noch einen Führerschein. Sie 

leben in einem Dorf und arbeiten in einem anderen 

Dorf, das ca. elf Kilometer entfernt ist. Der einzige 

Weg, wie die beiden selbstständig von der Woh-

nung zur Arbeit kommen können, ist der Bürgerbus.  

Mit unzähligen Stunden ehrenamtlichen Engage-

ments machen Bürgerbusse Menschen dort mobil, 

wo sonst weder andere Busse noch die Bahn hal-

ten. Das betrifft besonders die vielen ländlichen 

Räume Niedersachsens. Davon profitieren insbe-

sondere schwächere Verkehrsteilnehmende wie 

Menschen mit Behinderung oder Seniorinnen und 

Senioren, die nicht oder nicht mehr mit dem eigenen 

Auto unterwegs sein können.  

Bürgerbusse leisten einen Beitrag zur Verkehrs-

wende. Dieses große ehrenamtliche Engagement 

der Bürgerbusfahrerinnen, Bürgerbusfahrer und 

Bürgerbusvorstände hat einen ordentlichen Ap-

plaus verdient.  

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜNEN 

und von Uwe Schünemann [CDU]) 

Aber Applaus allein reicht nicht. Wir wollen das 

starke Engagement der Bürgerbusvereine auch 

ganz praktisch mit einer Organisationspauschale 

unterstützen. Deswegen bringen wir als SPD-Frak-

tion heute gemeinsam mit unserem Koalitions-

partner den vorliegenden Gesetzentwurf zur Ände-

rung des Niedersächsischen Gemeindeverkehrsfi-

nanzierungsgesetzes ein.  

Kern der Gesetzesänderung, die wir vorschlagen, 

ist es, einen neuen § 2 a in das Gesetz einzufügen. 

Wir wollen alle Bürgerbusvereine mit einer Organi-

sationspauschale unterstützen, wenn sie nach § 42 

des Personenbeförderungsgesetzes Linienverkehr 

mit festen Fahrplänen, aber ehrenamtlichen Fahre-

rinnen und Fahrern anbieten.  

Damit wir eine solche Organisationspauschale so 

unbürokratisch wie irgend möglich organisieren 

können, schlagen wir einen Gesetzentwurf vor. Hät-

ten wir die Förderung über eine Förderrichtlinie auf 

die Beine gestellt, dann wäre der Verwaltungsauf-

wand aufseiten des Landes und der Aufwand auch 

bei den Bürgerbusvereinen ungleich höher gewe-

sen. Die Pauschale soll je nach Umfang des Ver-
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kehrsangebotes, das ein Bürgerbusverein unter-

breitet, zwischen 3 000 und 7 500 Euro betragen 

und auf Antrag für das jeweils vergangene Kalen-

derjahr ausgezahlt werden.  

Aus vielen Gesprächen mit „Pro BürgerBus Nieder-

sachsen“ und Vertretern verschiedener Bürgerbus-

vereine weiß ich, dass die Vereine von ihren Kom-

munen sehr unterschiedlich finanziell unterstützt 

werden. Die Bürgerbusvereine und ihr landesweiter 

Zusammenschluss haben daher schon lange die 

Idee einer Organisationspauschale diskutiert. Diese 

gute Idee setzen wir mit dem vorliegenden Gesetz-

entwurf nun um. Landesseitig wollen wir allen Ver-

einen angesichts ihres wichtigen Beitrags zum Ver-

kehrsangebot mit der Pauschale eine bessere 

Grundlage geben.  

Der Gesetzentwurf schlägt außerdem vor, die För-

dertatbestände für Betriebshöfe und Haltestellen zu 

überarbeiten. Ziel ist es, einen größeren Anwen-

dungsspielraum zu schaffen, indem erstens War-

tebereiche für die Nutzerinnen und Nutzer förderfä-

hig werden. Zweitens sollen auch die Grunderneu-

erung und der Umbau von bereits bestehenden Be-

triebshöfen und Haltestelleneinrichtungen gefördert 

werden können. Bisher sind eine Grundinstandset-

zung von Betriebshöfen und auch die Umstellung 

der Ladeinfrastruktur dort nicht förderfähig.  

Mit dem Vorschlag, Radschnellwege im Gesetz 

ausdrücklich als Fördergegenstand zu erwähnen, 

schaffen wir Transparenz. Das, was wir als Land 

Niedersachsen bereits seit rund sieben Jahren ma-

chen, soll klarer im Gesetz erkennbar werden.  

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen, Sie sehen, wir haben es hier mit ei-

nem übersichtlichen Änderungsvorschlag zum Nie-

dersächsischen Gemeindeverkehrsfinanzierungs-

gesetz zu tun. Lassen Sie uns dieses Gesetzge-

bungsverfahren gemeinsam zügig über die Bühne 

bringen. Das werden uns nicht nur die ehrenamtli-

chen Bürgerbusvereine danken. Denn wir werden 

dazu beitragen, dass mithilfe von ehrenamtlich be-

triebenen Bürgerbussen in vielen Teilen unseres 

Landes auch Menschen ohne Auto oder ohne Füh-

rerschein selbstständig mobil sein können. Sie ge-

langen damit zum Arzt oder zur Arbeit und zu vielem 

mehr. Und damit stärken wir Menschen gerade 

auch in den ländlichen Räumen Niedersachsens. 

Und das ist gut so. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt: 

Herzlichen Dank, Frau Dr. Liebetruth. - Die nächste 

Wortmeldung kommt aus der AfD-Fraktion. Herr 

Najafi! 

(Beifall bei der AfD) 

Omid Najafi (AfD): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Die Anpassungen des Niedersächsischen 

Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes sehen 

auf den ersten Blick zum einen interessant aus, zum 

anderen versuchen Sie wieder, das Wolkenku-

ckucksheim Wasserstoff und die E-Mobilität als för-

derfähig zu integrieren, und nennen das im Gesetz-

entwurf „umweltverträglich“ sowie „umweltscho-

nend“. Doch 9 kg Grundwasser abzuschöpfen, um 

1 kg Wasserstoff herzustellen und dies „umwelt-

schonend“ zu nennen, ist schon fabulös.  

Ohne Steuergelder zu verschleudern, rentiert sich 

E-Mobilität nun mal nicht, Wasserstoff erst recht 

nicht. Scheint Ihnen jedoch egal zu sein, ist ja nicht 

Ihr Geld! Dass nun mal laufende Kosten entstehen 

durch Instandhaltung, Reparatur und eventuellen 

Ersatz und dass diese Kosten jene von den Fahr-

zeugen normaler Antriebsart bei Weitem überstei-

gen, was zu noch mehr Verschwendung von Steu-

ergeldern führt, darüber machen Sie sich keine Ge-

danken. Nach Ihnen die Sintflut! Wenn E-Mobilität 

und Wasserstoff zu teuer sind, dann sollen sie doch 

Fahrrad fahren! Wenn sie kein Brot haben, dann 

sollen sie doch Kuchen essen! 

Gemeinnützige Vereine zur Personenbeförderung 

im Linienverkehr mit ehrenamtlichen Fahrern jähr-

lich mit einem Volumen von 3 000 bis 7 500 Euro zu 

unterstützen, kann man sich anschauen. Das ist der 

einzig interessante Punkt an diesem Gesetzent-

wurf, zusammen mit der Ausweitung der Förderfä-

higkeit, was Haltestelleneinrichtungen anbelangt. 

Wir schauen uns an, was die Beratung im Aus-

schuss letztendlich ergeben wird.  

Und wenn wir schon vom Niedersächsischen Ge-

meindeverkehrsfinanzierungsgesetz sprechen, 

dann kann ich Ihnen nur nahelegen: Fördern Sie die 

Elbquerung in Darchau / Neu Darchau im Landkreis 

Lüneburg!  

Vielen lieben Dank. 

(Beifall bei der AfD) 
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Vizepräsidentin Sabine Tippelt: 

Die nächste Wortmeldung kommt von der CDU-

Fraktion. Herr Scharrelmann, bitte schön! Sie haben 

das Wort. 

(Beifall bei der CDU) 

Marcel Scharrelmann (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Mobilität ist eines der Megathe-

men unserer Zeit. Wie bewegen wir uns in Zukunft? 

Autonom oder doch noch am Steuer? Mit dem 

E-Bike auf dem Radschnellweg oder im Zug auf der, 

vielleicht reaktivierten, Bahnstrecke? Viele Fragen 

kommen mir da in den Sinn. Die Anzahl der Zahn-

räder, die wir dabei als Landespolitik drehen kön-

nen, ist beachtlich. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, vor uns liegt ein 

kleines, aber nicht weniger wichtiges Zahnrad in 

diesem Gesamtgetriebe. Das Gemeindeverkehrsfi-

nanzierungsgesetz sichert unseren Kommunen im 

ganzen Land die Chance, jährlich den ÖPNV vor Ort 

auszubauen oder die kommunale Infrastruktur aus 

Straßen, Geh- und Radwegen zu ertüchtigen oder 

neu in Angriff zu nehmen.  

Im aktuellen Jahr sind 73 neue kommunale Projekte 

im Jahresbauprogramm vorgesehen. Und es ist 

richtig, dass die kommunale Seite weiter gestärkt 

wird. Daher begrüßen wir ausdrücklich die Auf-

nahme der Bürgerbusvereine, um den ÖPNV vor 

Ort zu stärken und individuell an die Bedürfnisse der 

vorhandenen Strukturen anpassen zu können. 

Wenn sich vor Ort engagierte Bürger zusammen-

schließen und die Verbesserung der Mobilität selbst 

in die Hand nehmen, dann ist es unsere Aufgabe, 

dieses oft ehrenamtliche Engagement für das Ge-

meinwohl zu fördern und damit persönliche Freihei-

ten, Partizipation und sozialen Zusammenhang in 

Reinform zu belohnen. 

Unsere Aufgabe sollte es aber auch sein, die grö-

ßeren Zahnräder schwungvoll in Bewegung zu set-

zen und damit dem Megathema Mobilität weiteren 

Drive zu geben. Dass die SPNV-Strategie 2040 der 

Landesregierung, die in der letzten Woche durch 

den Wirtschaftsminister vorgestellt wurde, eher eine 

Zusammenfassung alter Ziele und einiger Luft-

schlösser ist als ein wirklich strategisches Innovati-

onspapier, ist bei der Wichtigkeit der Gesamtthema-

tik leider bedauerlich.  

Sehr geehrter Herr Minister Lies, alte Geschichten 

lassen sich zwar von Mal zu Mal besser und flüssi-

ger erzählen, aber die Geschichte dahinter bleibt 

doch immer die gleiche. Wo bleiben konkrete Im-

pulse, um die Mobilität in unserem Land wirklich zu 

verbessern? Wo bleibt die finanzielle Ausstattung 

dieser Luftschlösser? Wo bleiben die Fortschritte? 

Und damit meine ich die konkreten, zusätzlichen 

Mittel für die Reaktivierung von Bahnstrecken, die 

zusätzlichen Mittel über das NGVFG, über die wir 

schon im letzten Herbst hier diskutiert haben. Und 

wo bleiben die ambitionierten Ziele eines echten 

Mobilitätswandels, der die Interessen der Ballungs-

räume, aber eben auch die Interessen der ländli-

chen Regionen berücksichtigt?  

Die SPNV-Strategie fasst im Wesentlichen bereits 

bekannte Ziele zusammen, die entweder gesell-

schaftlicher Konsens waren/sind, die in Bearbeitung 

sind oder bereits seit Jahren von der Deutschen 

Bahn als Ziele und Maßnahmen öffentlich ausgege-

ben werden. Wirkliche Antworten geben weder das 

Papier noch die interaktive Karte, das Herzstück 

dieser SPNV-Strategie, vor.  

Das Herzstück der Mobilitätswende, liebe Kollegin-

nen und Kollegen, im Land sollte keine interaktive 

Karte sein. Das Herzstück sollten vielmehr die Lö-

sungen sein, die unsere Zukunft prägen und mit de-

nen unseren Herausforderungen begegnet werden 

kann. Wie gewinnen wir Fachkräfte, um den von 

Ihnen vorgeschlagenen 30-Minuten-Takt bedienen 

zu können? Wie nutzen wir die Digitalisierung und 

den zunehmenden Fortschritt der künstlichen Intel-

ligenz und des autonomen Fahrens, um Fahrbeglei-

ter und Lokführer zu entlasten? Was in anderen 

Ländern Alltag ist - zum Beispiel mit der Kreditkarte 

am Drehkreuz der U-Bahn zu bezahlen und dann 

hindurchzugehen, ohne weitere Kontrollen, und 

dann das gewünschte Ziel zu erreichen -, kommt in 

den Ausführungen der aktuellen Strategie gar nicht 

erst vor; ebenso wenig wie Synergieeffekte.  

Manchmal lohnt sich da auch ein Blick auf die Nach-

barbundesländer. Schauen wir zum Beispiel nach 

Nordrhein-Westfalen. Deren Landesprogramm „Fo-

kus Bahn“ kann ich uns allen nur empfehlen. Ge-

meinsame Lösungen bringen starke Ergebnisse, 

sparen Geld, Zeit und Personal - alles Güter, die 

uns als Land und den beteiligten Unternehmen lei-

der nur begrenzt zur Verfügung stehen. Unsere Mo-

bilitätswende ist ein großes Getriebe mit unzähligen 

Zahnrädern. Eines werden wir mit dem Niedersäch-

sischen Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz im 

Ausschuss weiter diskutieren und dann hoffentlich 

schwungvoll weiterdrehen.  

Ob es uns im Gesamtgetriebe gelingt, hängt aber 

davon ab, ob wir mutig genug sind, Zukunft wirklich 
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anzupacken und mehr als nur das Offensichtliche 

anzugehen. Wir als CDU-Fraktion sind dazu bereit. 

Eine modernere und eine bessere Mobilität in der 

Stadt wie aber auch auf dem Land ist machbar. 

Ich freue mich auf die Diskussion im Ausschuss, die 

wir konstruktiv begleiten werden, im Sinne aller Bür-

gerinnen und Bürger: der Autofahrer, der Fahrrad-

fahrer, der Bahnfahrer, quasi für alle, die bei uns an 

der Mobilität teilnehmen, egal, ob im urbanen Zent-

rum oder im 700-Seelen-Dorf. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt: 

Herzlichen Dank, Herr Scharrelmann. - Die nächste 

Wortmeldung kommt von der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen. Herr Christ, bitte! Sie haben das 

Wort. 

Stephan Christ (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kol-

leg*innen! Wer das Klima schützen will, muss Mobi-

lität neu denken. Herr Najafi, bei Ihrem Redebeitrag 

habe ich gedacht: Denken Sie vielleicht gestrig, 

wenn nicht gar vorgestrig? Ob beim Umstieg vom 

Auto auf Bus, Bahn oder Fahrrad oder bei der drin-

gend benötigten Antriebswende: Wir brauchen poli-

tische Antworten, wie wir die Mobilitätswende Stück 

für Stück im Land umsetzen und die klimaschädli-

chen Emissionen im Verkehrssektor in allen Berei-

chen deutlich senken wollen. Herr Scharrelmann, 

daran arbeiten wir gerne gemeinsam. 

Und die heute von uns und der SPD vorgelegte No-

vellierung des Niedersächsischen Gemeindever-

kehrsfinanzierungsgesetzes - kurz: NGVFG - ist 

eben ein Schritt in diese Richtung. Im Kern nehmen 

wir drei wesentliche Änderungen vor:  

Erstens. Wir müssen die Betriebshöfe als Herzstü-

cke des Nahverkehrs fit für die Zukunft machen. 

Das Gleiche gilt für Haltestellen. Deswegen sollen 

künftig auch bestehende Betriebshöfe und Warte-

zonen Geld aus dem NGVFG-Topf für einen Umbau 

und eben auch eine Grunderneuerung erhalten. 

Im Sinne der Antriebswende wird der Ausbau der 

Lade- und Wasserstoffinfrastruktur dank der No-

velle förderfähig. Außerdem wollen wir die Werk-

stätten mit NGVFG-Mitteln in die Lage versetzen, 

Fahrzeuge auf alternative Antriebe umzustellen, 

was dringend nötig ist. 

Zweitens. Bislang sind im NGVFG lediglich die her-

kömmlichen Radwege an kommunalen Straßen ex-

plizit als förderfähig aufgeführt. Radschnellwege 

hingegen schaffen über kommunale Grenzen hin-

weg ganz neue Verbindungen über größere Entfer-

nungen und sind vor allem auch für Berufspend-

ler*innen attraktiv, sofern das Angebot stimmt und 

der Radweg zügiges und sicheres Fahren erlaubt. 

Auch die Radwegeschnellwege explizit im NGVFG 

zu benennen und damit Klarheit zu schaffen, holen 

wir mit dieser Novelle nach. 

Drittens. Last, but not least stärken wir die Bürger-

busvereine mit unserer Novelle. Das Thema ist 

schon angeklungen. Seit Jahrzehnten leisten Eh-

renamtliche in ganz Niedersachsen einen unschätz-

baren Beitrag zur Mobilität und damit auch zur Le-

bensqualität in unseren Gemeinden. Von der Graf-

schaft Bentheim bis Uelzen, von der Wesermarsch 

bis Holzminden: Engagierte Menschen in über 50 

Bürgerbusvereinen sorgen dafür, dass Menschen in 

ländlichen Gebieten mobil bleiben. 

Ich möchte an dieser Stelle wie meine Vorgän-

ger*innen die großartige Arbeit der vielen Ehren-

amtlichen würdigen. Während meiner Besuche bei 

Vereinen zum Beispiel im Oldenburger und im Os-

nabrücker Land habe ich erlebt, mit welchem Enga-

gement und Herzblut die Ehrenamtlichen dabei sind 

und dass sie eine verlässliche und alltagstaugliche 

Ergänzung für die Mobilität ihrer Mitbürger*innen in 

dünner besiedelten Regionen anbieten. Das ist ge-

lebte soziale Integration 

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

und trägt maßgeblich zum Zusammenhalt in unse-

ren Gemeinden bei. 

Besonders hervorheben möchte ich auch noch die 

Arbeit des Dachverbands „Pro Bürgerbus Nieder-

sachsen e. V.“. Dieser Verband unterstützt die Ver-

eine mit Beratung, Schulungen und Netzwerkarbeit 

und war auch ein wesentlicher Impulsgeber für 

diese Novelle. 

Aber die Würdigung in der Debatte ist eben nicht al-

les. Mit der Neufassung des NGVFG wollen wir die 

Rahmenbedingungen verbessern. Wir möchten die 

wertvolle Arbeit der Bürgerbusvereine unterstützen 

und ihnen die bestmöglichen Voraussetzungen bie-

ten, um ihre Dienste weiterhin erfolgreich anbieten 

zu können. 

In anderen Bundesländern wie etwa Nordrhein-

Westfalen wird Bürgerbusvereinen bereits eine un-

bürokratische Organisationspauschale ausgezahlt. 
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Die kann für Organisationsaufgaben, für Gebühren, 

aber eben auch für die Gewinnung und Pflege von 

Ehrenamtlichen eingesetzt werden. Diese Praxis 

adaptieren wir in Niedersachsen, um die organisa-

torischen und finanziellen Grundlagen der Vereine 

zu stärken.  

Unser Ziel ist es, den Verkehr in Niedersachsen 

noch attraktiver, effizienter und klimafreundlicher zu 

gestalten. Mit den vorgeschlagenen unbürokrati-

schen Änderungen gehen wir einen weiteren Schritt 

in diese Richtung. 

Ich danke Ihnen herzlich für die Aufmerksamkeit 

und freue mich auf die weitere konstruktive Diskus-

sion im Ausschuss. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt: 

Herzlichen Dank, Herr Christ.  

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Wir 

kommen jetzt zur Ausschussüberweisung.  

Federführend soll der Ausschuss für Wirtschaft, 

Verkehr, Bauen und Digitalisierung sein, mitbera-

tend sollen sein der Ausschuss für Rechts- und Ver-

fassungsfragen und der Ausschuss für Haushalt 

und Finanzen. Ich bitte um das Handzeichen, wer 

dem zustimmen möchten. - Das sind die SPD, die 

Grünen, die CDU und die AfD. Damit ist das einstim-

mig so beschlossen. 

Ich rufe den nächsten Tagesordnungspunkt auf. 

Das ist: 

Tagesordnungspunkt 11: 

Abschließende Beratung: 

Binnenfischerei stärken, Kulturgut Angeln be-

wahren, Lebensraumtypen erhalten, Arten-

schutz verbessern! - Antrag der Fraktion der CDU 

- Drs. 19/1680 - Beschlussempfehlung des Aus-

schusses für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-

braucherschutz - Drs. 19/4519 - Änderungsantrag 

der Fraktion der CDU - Drs. 19/4623  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag in ge-

änderter Fassung anzunehmen. Eine Berichterstat-

tung ist nicht vorgesehen. 

Der Änderungsantrag zielt auf eine Annahme des 

Antrages in einer anderweitig geänderten Fassung. 

Wir treten jetzt in die Beratung ein. Von der CDU-

Fraktion hat sich gemeldet: Frau Jensen. Sie haben 

das Wort. Bitte schön! 

(Beifall bei der CDU) 

Katharina Jensen (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Die Binnenfischerei ist einer der 

traditionsreichsten Wirtschaftszweige Niedersach-

sens. Das Angeln an Flüssen und Seen trug schon 

vor mehr als 140 000 Jahren zur Ernährung der 

Menschen bei. Dazu zählen die Fluss- und Seenfi-

scherei sowie die Teichwirtschaft. Später kam auch 

noch die Aquakultur dazu. 

Zudem hat die Binnenfischerei über Jahrhunderte in 

Niedersachsen zur Entstehung von attraktiven und 

ökologisch wertvollen Kulturlandschaften beigetra-

gen, die für die Naherholung und den Angeltouris-

mus, aber auch den Naturschutz wichtig sind. 

Insbesondere die Teichwirtschaft trägt maßgeb-

lich - das bestätigen auch Experten zum Beispiel 

von der Hochschule Bremen - zur Entstehung und 

Erhaltung von ökologisch wertvollen, oftmals sehr 

seltenen Lebensräumen bei, die nur - das möchte 

ich an dieser Stelle betonen - durch die weitere Nut-

zung von Gewässern erhalten werden können. 

Hier spielen die Angelvereine eine bedeutende 

Rolle, zum Beispiel der Angelverein Jever, der sich 

in meinem Wahlkreis Friesland nicht nur um vier 

Seen und einen Fluss, sondern auch um etliche 

Tiefs - insgesamt eine Wasserfläche von 140 ha im 

gesamten Jeverland - kümmert. Vor allem dem eh-

renamtlichen Engagement der Mitglieder der Angel-

vereine ist es zu verdanken, dass die vielen Gewäs-

ser in Niedersachsen wertvolle Lebensräume für 

viele verschiedene Tier- und Pflanzenarten sind.  

Das zeigt sich etwa bei Baggerseen, die unter an-

derem durch das Schaffen von Flachwasserbioto-

pen durch die Angler nachweislich ökologisch auf-

gewertet wurden, was sich positiv auf Fischbe-

stände und Biodiversität auswirkt. Untersuchungen 

zeigen, dass anglerisch bewirtschaftete Gewässer 

eine vergleichbare Artenvielfalt aufweisen wie voll-

ständig unter Schutz gestellte Baggerseen. 

Die Anzahl freiwilliger Schutzzonen von Angelverei-

nen an niedersächsischen Seen übersteigt sogar 

die Anzahl behördlicher Schutzgebiete. Die Angler 

überwachen ihre Gebiete streng und tragen so zur 

Artenvielfalt bei. 

Aber - das ist das Tragische - trotz ihrer bedeuten-

den ökologischen und touristischen Leistungen und 
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ihres Beitrags zur Ernährung ist die wirtschaftliche 

Situation der Binnenfischerei schwierig und das Kul-

turgut Angeln bedroht. Die Erwerbsfischerei ist von 

erheblichen Kostensteigerungen betroffen.  

Noch problematischer ist aber, dass allen Akteuren 

immer weniger Fische in die Netze gehen. Gründe 

sind unter anderem Prädatoren wie Kormoran und 

Fischotter, aber auch Wasserkraftwerke und andere 

Bauwerke in den Gewässern.  

Wir müssen also jetzt dafür sorgen, dass es Rah-

menbedingungen gibt, die es den Akteuren stärker 

ermöglichen, auch künftig Fischbestände und Ge-

wässer zu erhalten.  

Daher beraten wir heute abschließend den Ent-

schließungsantrag mit dem Titel „Binnenfischerei 

stärken, Kulturgut Angeln bewahren, Lebensraum-

typen erhalten, Artenschutz verbessern!“. Der von 

uns formulierte Antrag stammt schon aus dem Som-

mer 2023. Heute zur Abstimmung steht auch der 

Änderungsvorschlag der regierungstragenden 

Fraktionen. Die Stoßrichtung ist gut. Doch wie im-

mer steckt der Teufel im Detail, sodass wir zum Ple-

num einen Änderungsantrag eingereicht haben. 

Die Unterrichtung des Ausschusses hat gezeigt, 

dass schon unser ursprünglicher Antrag in der 

Branche gut angekommen ist.  

Wir sprechen uns in unserem Antrag vor allem dafür 

aus, dass sogenannte Ökodienstleistungen von ex-

tensiv wirtschaftenden Teichwirtschaften honoriert 

werden, weil sie, wie eben ausgeführt, dazu beitra-

gen, dass ökologisch und touristisch wertvolle Le-

bensräume bewahrt werden. 

Ein weiterer wichtiger Punkt sind die Wasserkraft-

werke, deren negativer Einfluss auf die Fischfauna 

hinreichend belegt ist und dem Ausschuss von allen 

Anzuhörenden bestätigt wurde. Wie groß der Scha-

den ist, hängt dabei vom Anlagentyp, der Lage und 

der Größe ab. Betroffen sind vor allem Aal, Lachs 

und Meerforelle. 

Im Gegensatz zur Beschlussempfehlung von Rot-

Grün möchten wir alle Wasserkraftanlagen überprü-

fen und nicht nur die Anlagen mit weniger als 1 MW, 

auch wenn natürlich die Kleinwasserkraftanlagen 

besonders problematisch sind, da diese kaum einen 

Beitrag zur Stromerzeugung leisten, aber die Be-

stände massiv schädigen. 

Leider - auch das muss sich aus unserer Sicht drin-

gend ändern - werden bisher an den ca. 280 Was-

serkraftanlagen in Niedersachsen kaum regelmäßig 

Daten zu Fischverlusten erhoben, und das, obwohl 

der Großteil dieser Anlagen an landesweit ausge-

wiesenen prioritären Fischwanderrouten liegt. All-

gemein geht man aber davon aus, dass pro Turbi-

nenpassage mit einer Schädigung von durchschnitt-

lich 20 % aller Fische gerechnet werden muss.  

Das stützt auch eine Untersuchung, unter anderem 

von der Tierärztlichen Hochschule Hannover durch-

geführt. Man hat sich in der Weser unterhalb einer 

Wasserkraftanlage gefangenen Aale angeschaut, 

die äußerlich vielfach keine Schädigungen aufwie-

sen. Auf den Röntgenaufnahmen sah das dann 

aber deutlich anders aus. Es waren klare Wirbelver-

letzungen zu erkennen, und es ist unklar, ob die 

Aale den weiten Weg bis zu ihren Laichgründen ge-

schafft hätten. 

Daher fordern wir neben der Auftragsvergabe für 

Studien zur Erfassung und Reduzierung von Fisch-

verlusten an Wasserkraftwerken die Landesregie-

rung dazu auf, an allen Wasserkraftanlagen bauli-

che Lösungen zu etablieren, etwa fischfreundliche 

Turbinen, Rechen- oder Bypass-Anlagen sowie ein 

fischfreundliches Turbinenmanagement. 

(Beifall bei der CDU) 

Wo das wirtschaftlich unverhältnismäßig ist, muss 

für andere Lösungen zur Verbesserung des Fisch-

schutzes gesorgt werden. 

Teils erheblich reduziert werden die Fischbestände 

auch durch Prädatoren wie Kormoran und Fischot-

ter. In Bayern und Österreich beispielsweise ist do-

kumentiert, dass der Fischotter zum Teil für eine 

Reduktion von 90 bis 99 % des Forellenbestands in 

einigen Gewässern verantwortlich ist. Auch das 

muss dringend, ebenso wie der Einfluss der Biber-

population, mittels Studien untersucht werden. 

Das alles bringt aber nichts, wenn der Anglernach-

wuchs fehlt. Deswegen setzen wir uns in unserem 

Antrag auch dafür ein, zu prüfen, ob und unter wel-

chen Bedingungen jungen Menschen abweichend 

von der bisherigen Regelung nach erfolgreichem 

Ablegen der Fischerprüfung bereits vor Vollendung 

des 14. Lebensjahres ein Fischereischein ausge-

stellt werden kann. Denn erst kürzlich wurde mir in 

einem Gespräch mit einem örtlichen Angelverein er-

neut bestätigt, dass Angler dann dabeibleiben, 

wenn sie frühzeitig, bereits im Kindesalter, an die-

ses Hobby herangeführt werden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU) 
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Vizepräsidentin Sabine Tippelt: 

Herzlichen Dank, Frau Jensen. - Die nächste Wort-

meldung kommt von der AfD-Fraktion. Herr Dan-

nenberg, bitte! 

(Beifall bei der AfD) 

Alfred Dannenberg (AfD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Bin-

nenfischerei stärken, Kulturgut Angeln bewahren, 

Artenschutz verbessern! Das ist allgemein ein gutes 

Ansinnen. Und auch mir persönlich geht das Herz 

auf. Ich bin von Kindesbeinen an begeisterter Ang-

ler und seit über 20 Jahren erster Vorsitzender ei-

nes Anglervereins. 

Alle Forderungen des Antrags sind uneingeschränkt 

begrüßenswert, und zwar egal, ob wir jetzt die Ver-

sion von der CDU oder von Rot-Grün betrachten. Im 

Grunde ist der Antrag fast schon überfrachtet mit 

dem Riesenkonvolut von Forderungen aus ver-

schiedensten Bereichen rund um Fischerei und Ar-

tenschutz. Ich hoffe, dass jeder einzelne Punkt nicht 

im Gesamtgefüge untergehen mag, und möchte ei-

nige Aspekte herausstellen, die mir als Angler be-

sonders am Herzen liegen. 

In Niedersachsen gibt es insgesamt 160 000 orga-

nisierte Angler, flächendeckend. Wenn Sie wissen 

wollen, wie es um die Lebensräume rund um unsere 

Gewässer bestellt ist, fragen Sie uns Angler. Neben 

der Gewässerpflege und Jugendarbeit sind die An-

gelvereine sehr oft Initiator von Renaturierungs-

maßnahmen. 

Ein Beispiel. Der Leine Lachs e. V. ist eine Initiative 

der Angler schon seit 25 Jahren zur Wiederansied-

lung von Lachs und Meerforelle in der Leine und 

stromab. Alljährlich besetzen wir Angler im Rahmen 

dieser Initiative rund 100 000 Lachse und Meerfo-

rellen im Wert von Zigtausenden von Euro. Es sind 

Wanderfische, aber sie stehen dann vor Querver-

bauungen und kommen nicht weiter oder sterben in 

den Turbinen der Wasserkraft. Trotzdem lassen wir 

Angler nicht locker und kämpfen dafür, dass unsere 

Gewässer ökologisch durchgängig werden. 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Zeitweise kehrten pro Jahr schon bis zu 75 Lachse 

zurück. Seit dem neuen Wasserkraftwerk in Bre-

men-Hemelingen beträgt die Rückkehrerzahl pro 

Jahr nur noch 3 bis 5 von 100 000. 

Lohnt sich das, mag mancher fragen. - Ja, antwortet 

das Anglerherz. Denn wenn wir es nicht machen, 

macht es keiner. Und all dieser Aufwand nur für die 

miniminimalste Chance, vielleicht irgendwann mal 

einen Lachs im Fluss springen zu sehen oder gar 

einen fangen zu können - oder eines Tages meine 

Kinder. Dazu müssen Turbinen und Querverbauun-

gen entweder wirksam passierbar gemacht oder 

womöglich auch ganz abgebaut werden. 

„Schützen durch Nutzen“, noch ein wichtiger Ge-

danke, der Anglern und übrigens auch Jägern inne-

wohnt. Am Beispiel Aal erklärt es sich. Zwar ist der 

Aal im Bestand bedroht, trotzdem gibt es kein Fang-

verbot. Stattdessen unterstützt das Land Nieder-

sachsen schon seit 13 Jahren die Angler beim Aal-

besatz. 60 % der Kosten werden gefördert, was 

dazu geführt hat, dass die Anglervereine ihre Be-

satzmengen durchweg vervielfacht haben. Wenn 

der Mensch weiß: „Ich kann weiterhin den einen  

oder anderen Aal fangen“, dann tut der Mensch al-

les, um den Aalbestand zu erhalten. Habitatpflege, 

Besatz, Prädatorenmanagement - wunderbar, dass 

der Gedanke „Schützen durch Nutzen“ gestärkt 

werden soll. Wir von der AfD unterstützen das sehr. 

Viele Ziele dieses Antrages sind bereits in Bearbei-

tung, manche aber noch sehr fern, wie zum Beispiel 

die Minderung der Salzfracht in der Weser. Umso 

wichtiger war meiner Fraktion, etwas zeitnah Um-

setzbares aufzunehmen, mit dem man vielen angel-

begeisterten Jugendlichen zeigen kann, dass man 

es wirklich ernst meint, das Angeln zu stärken. 

In Niedersachsen erhalten junge Leute erst mit 14 

Jahren den Fischereischein, sofern sie die Fischer-

prüfung abgelegt haben. Unter 14 dürfen sie nur an-

geln unter fachkundiger Aufsicht und zur Vorberei-

tung auf die Fischerprüfung, beides muss gegeben 

sein. Das heißt aber, dass ein junger Mensch nicht 

mehr mitangeln darf, wenn er zum Beispiel schon 

mit zwölf Jahren die Prüfung abgelegt hat. Denn der 

Zweck „Vorbereitung auf die Prüfung“ ist ja dann 

entfallen. Daher hatte ich im Ausschuss einen Än-

derungsvorschlag gemacht, dass Jugendliche hier 

in Niedersachsen den Fischereischein bereits ab 

zwölf bekommen können, so wie in manch anderen 

Bundesländern auch, teilweise sogar schon ab 

zehn. 

Nun fand aber vor wenigen Tage ein sehr konstruk-

tives Gespräch des Anglerverbandes im ML 

statt - und vielleicht ist die CDU da nicht auf dem 

neuesten Stand; ich erkläre es Ihnen gerne -; mit 

dem Ergebnis, dass per Ministererlass Kindern das 

Angeln in Begleitung erlaubt werden soll, ohne den 

Passus „in Vorbereitung auf die Fischerprüfung“. 

Sehr geehrte Frau Ministerin Staudte, herzlichen 

Dank für diese sehr gute Ankündigung. Das meine 
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ich auch als Angelvereinsvorsitzender mit angeglie-

derter Jugendgruppe. Deshalb habe ich meinen Än-

derungsvorschlag hier nicht mehr als Änderungsan-

trag eingebracht. Wir von der AfD werden tatsäch-

lich gleich für den Antrag der Regierungsfraktionen 

stimmen, ganz uneitel und sachorientiert. 

Zum Schluss aber noch eine augenzwinkernde 

Preisfrage. Woran erkannt man, dass es kein Ang-

ler war, der die Anträge von Rot-Grün und CDU ge-

schrieben hat? - Im Ausschuss habe ich es schon 

gesagt: Es geht um Binnenfischerei, Sie argumen-

tieren beim Wert des Angelns aber mit dem Mee-

resfisch Dorsch. Dabei weiß doch jeder Fischer: In 

Binnengewässern gibt es keine Dorsche. Aber ge-

schenkt, wir stimmen trotzdem zu. 

Danke. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt: 

Der nächste Redner kommt von der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen. Herr Leddin! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Pascal Leddin (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Stellen Sie sich vor, Sie begeben sich 

auf eine lange Reise. Sie haben ein klares Ziel vor 

Augen und folgen einem altbekannten Weg. Doch 

plötzlich stoßen Sie auf eine riesige Mauer. Sie ist 

zu hoch, um herüberzuklettern, und zu breit, um 

herumzugehen. Sie sind gefangen und können Ihre 

Reise nicht fortsetzen. Es mag auf den ersten Blick 

ein komischer Vergleich sein, aber genau so ergeht 

es vielen wandernden Fischarten. 

Binnenfischerei ist für uns sehr wichtig. Wenn ich 

Fragen zum Zustand von Gewässern oder gar zur 

Artenvielfalt habe, frage ich einen befreundeten Kol-

legen, der öfter mal angeln geht. Und egal, wen ich 

dann auch frage, es sind immer die gleichen Ant-

worten. Unseren Binnengewässern geht es 

schlecht, sehr schlecht sogar.  

Das wird auch von offiziellen Zahlen bestätigt. 92 % 

der Flüsse sind in einem schlechten Zustand. Oder 

in anderen Worten vom Umweltbundesamt: „Heute 

weist kein Oberflächengewässer in Deutschland ei-

nen guten Zustand auf.“ 

Liebe Kolleg*innen, so ein Zustand ist inakzeptabel, 

und das werden wir so nicht weiter zulassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Ich nehme jetzt ein konkretes Problem als Beispiel: 

die Wasserkraftwerke, die eine Barriere für wan-

dernde Fischarten darstellen. Diese Barriere verhin-

dert, dass Fische wie Aale oder Lachse ihre Wan-

derung zwischen den Laich- und Nahrungsgebieten 

ungehindert durchführen können. Dabei ist es 

grundlegend egal, wie groß die Anlage ist, die vielen 

kleine Kraftwerke, die unter einem Megawatt produ-

zieren und oftmals keine Durchlässigkeit haben, 

sind aber ein riesiges Problem. Und deswegen ha-

ben wir sie auch explizit in diesen Antrag mit aufge-

nommen. 

Es gibt jedoch Lösungen für dieses Problem. Fisch-

aufstiegsanlagen - auch Fischtreppen ge-

nannt - sind eine Möglichkeit, den Fischen zu hel-

fen, diese Hindernisse zu überwinden. Diese Anla-

gen ermöglichen es den Fischen mal mehr und mal 

weniger gut, die Barrieren zu umgehen und ihre 

Wanderung fortzusetzen. 

Nach geltendem Recht sind diese Anlagen schon 

lange Pflicht. Die Realität ist aber leider eine an-

dere. Es gibt kaum kleine Wasserkraftwerke mit ei-

ner guten Durchfließbarkeit. Genau das werden wir 

jetzt ändern und endlich durchsetzen. Und wenn Sie 

mich persönlich fragen: Ich hätte das schon viel frü-

her gemacht; denn so kann es nicht bleiben. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich habe jetzt ei-

nes von vielen Beispielen genannt. Die drei Minuten 

Redezeit werden nicht reichen, um alles aufzulisten; 

in unserem Antrag stehen 19 Punkte, wie wir die 

Binnenfischerei unterstützen wollen. Es liegt jetzt in 

unserer Verantwortung, ein Gleichgewicht unserer 

Ökosysteme zu finden. Wir werden mit diesem Ent-

schließungsantrag klare Maßnahmen umsetzen, 

mit denen wir der Binnenfischerei unter die Arme 

greifen. 

Lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten, dass 

die Reisen nicht durch Barrieren blockiert werden! 

Lassen Sie uns die Barrieren abbauen und gemein-

sam für diesen tollen Antrag in geänderter Fassung 

stimmen! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 
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Vizepräsidentin Sabine Tippelt: 

Herzlichen Tag, Herr Leddin. - Die nächste Wort-

meldung kommt aus der SPD-Fraktion. Frau Loge-

mann, bitte! 

(Beifall bei der SPD) 

Karin Logemann (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Fischen, Angeln - Angeln, Fischen - 

was so einfach und schlicht daherkommt, hat es 

wirklich in sich.  

Zur Binnenfischerei gehören die Fluss- und Seenfi-

scherei, die Teichwirtschaften sowie Anlagen zur 

Aquakultur.  

Machen wir einen Schwenk, weil auch das in dem 

Antrag benannt ist, hin zum Kulturgut Angeln. Un-

sere Fischereiverbände sind anerkannte Natur-

schutzverbände. Sie vertreten, fördern und beraten 

ihre Mitglieder in den Angel- und Fischereivereinen 

in allen Bereichen der Fischerei und des Fischarten- 

und Gewässerschutzes. Sie setzen sich für den Er-

halt, die Wiederherstellung und Pflege der Natur 

und insbesondere der Gewässer und ihrer Umwelt 

zum Wohle der Allgemeinheit ein.  

„Wir schützen, was wir lieben!“ titelt der Anglerver-

band Niedersachsen, bei dem ich kürzlich im Rah-

men einer Gewässerwarteausbildung praktisch ler-

nen durfte, wie Gewässeruntersuchungen funktio-

nieren und worauf zu achten ist. Eine Gewässer-

analyse gibt Aufschluss über die Beschaffenheit ei-

nes Gewässers, wie zum Beispiel den Nährstoff-

gehalt, Struktur und Tiefe. Von dieser Stelle aus 

noch einmal ganz herzlichen Dank für die kompe-

tente Begleitung! 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen - - - 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt: 

Frau Kollegin, wir warten mal einen Moment, bis das 

allgemeine Grundrauschen nachgelassen hat, da-

mit Sie nicht so schreien müssen. - Ich glaube, jetzt 

können wir weitermachen. Bitte schön! Sie haben 

das Wort.  

Karin Logemann (SPD): 

Danke schön, Frau Präsidentin.  

51 Fischarten kommen in Niedersachsens Fließ- 

und Standgewässern natürlich vor. 15 weitere 

Fisch- und Krebsarten wurden eingeschleppt, mut-

willig oder unbeabsichtigt ausgesetzt, haben aber 

stabile Populationen ausgebildet. 59 % der in Nie-

dersachsen bewerteten Arten stehen auf der Roten 

Liste. Das schafft Probleme. In einem Satz, den ich 

immer wieder höre und den ich hier nicht ungesagt 

lassen möchte, heißt es: Was über dem Wasser ist, 

sehen alle - was unter der Wasseroberfläche ge-

schieht, ist nicht sichtbar. - Wohl wahr! Ich bin sehr 

dankbar, dass uns die Anglerverbände in Nieder-

sachsen mit ihrem geballten Wissen beratend zur 

Seite stehen.  

Zur Binnenfischerei: In Deutschland hat die Aqua-

kultur unter Einschluss von Teichwirtschaften eine 

große wirtschaftliche Bedeutung. Auch das wurde 

schon gesagt. In Gesprächen wird hier deutlich, 

dass rechtliche Bestimmungen wie auch die Auf-

gabe des Natur- und Artenschutzes, etwa die Frage 

der Prädatoren - wie zum Beispiel Fischotter, Kor-

moran und Bieber -, dafür verantwortlich sind, dass 

es hier zu herben Einbußen kam. Was vom Ge-

sichtspunkt der Artenvielfalt her gut ist, sorgt bei den 

Betreibern von Teichwirtschaften für Probleme. 

Denn klar ist: Die Jäger fressen sich an den Fisch-

beständen in den Teichen satt, und da die Arten ge-

schützt sind, kann nur bedingt dagegen vorgegan-

gen werden. Hier braucht es eine Evaluation des Er-

haltungszustandes. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Teichwirtschaften 

helfen beim Wasserrückhalt. Hier haben wir ein be-

währtes System, das wir nutzen können, um Was-

ser in der Fläche zu halten und so den Hochwasser-

schutz, der jetzt in aller Munde ist, zu verbessern. 

Und damit nicht genug: Sie bieten dazu auch noch 

ganze Lebensräume für verschiedenste Arten. Der 

Erhalt und die Förderung von Teichwirtschaften 

können für uns also nur von großem Nutzen sein. 

Deshalb brauchen sie unsere Unterstützung.  

Ein nächster Punkt, der angegangen werden 

soll - auch das wurde in allen Reden benannt -, sind 

die Schäden durch Wasserkraftwerke. Frau Jensen, 

ich sehe überhaupt nicht, wo wir da Unterschiede in 

der Größe haben. Ich sehe das auch nicht - ich 

habe mir die Anträge noch einmal aufge-

schaut - aufgrund der Anträge. Sie sind unter ande-

rem - das betone ich hier ausdrücklich - nicht nur für 

Aale eine Gefahr. Aale legen im Laufe ihres Lebens 

weite Wege zurück, um zu den Laich- und Schlüpf-

gewässern in der Sargassosee und von dort aus 

wieder in die europäischen Flüsse, also zu uns, zu 

gelangen. Selbst sogenannte fischfreundliche Tur-

binen, die in den Wanderungszeiten der Tiere ent-

sprechend eingestellt werden können, verletzen 
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diese Tiere häufig schwer. Auch die genaue Ein-

schätzung des Zeitraums, in dem die Fische das 

Kraftwerk passieren, ist schwierig. 

Unsere Binnenfischer sind aber findige Menschen 

und haben das Aaltaxi ins Leben gerufen, um den 

Tieren den gefährlichen Weg durch die Turbinen 

der Wasserkraftwerke zu ersparen. Diese Arbeit 

muss aber auch finanziert werden. Ich bin unserem 

Umweltminister Christian Meyer sehr dankbar da-

für, dass er das Aaltaxi nachhaltig mit jährlich 

150 000 Euro im Haushalt des Umweltministeriums 

abgesichert hat.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Unruhe) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt: 

Frau Logemann, warten Sie bitte noch einmal einen 

Moment! Wir warten, bis es wieder ein bisschen ru-

higer geworden ist. - Herr Hilbers! - Danke schön. - 

Bitte, Frau Logemann! 

Karin Logemann (SPD): 

Danke schön, Frau Präsidentin.  

Trotzdem dürfen die Betreiber der Kraftwerke nicht 

aus der Verantwortung gelassen werden. Auch da-

rin sind wir uns absolut einig. Hier muss dringend 

mehr passieren. Die Finanzierung des Aaltaxis 

wäre ein erster kleiner Anfang und die kleinste Mög-

lichkeit, um zu unterstützen. Danke an die Fische-

rinnen und Fischer für ihren Einsatz für diese er-

staunlichen Fische! Das Aaltaxi ist für eine ganze 

Art überlebenswichtig.  

Was ist noch überlebenswichtig? - Wo es noch nicht 

passiert ist, müssen Quer- und Sielbauwerke zur 

Be- und Entwässerung ebenfalls zwingend mit ein-

bezogen werden, wenn es darum geht, sie fisch-

freundlich zu gestalten. Welche Schritte sind an 

welcher Stelle nötig, um die Tiere vor einem qual-

vollen Ende zu bewahren? - Idealerweise beziehen 

wir die Praktikerinnen und Praktiker hierbei mit ein. 

Sie kennen die Gewässer und die Tiere wie sonst 

niemand.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein nächster wich-

tiger Punkt sind natürlich die Verdienste des Angler-

verbands. Auch hier müssen wir weiter stärken. Wir 

werden, wenn die anglerische Nutzung gestattet ist, 

natürlich auch beim Thema Renaturierung von Bag-

gerseen dafür sorgen, dass es hier eine Unterstüt-

zung gibt.  

Auch - das haben Sie leider wieder aus dem Antrag 

herausgenommen - ist die Aquaponik im Fokus, ein 

ganz wichtiges Thema, das wir ebenfalls nicht aus 

den Augen verlieren dürfen. 

Angesprochen ist auch - dazu möchte ich auch gern 

ein paar Worte sagen - das Angeln mit Kindern. Die 

niedersächsische Regelung ist an der Stelle mit Un-

sicherheit belastet. Der Anglerverband Niedersach-

sen hat uns dazu sein Positionspapier zukommen 

lassen. Bisher bestehe laut Anglerverband immer 

die Gefahr - auch das wurde schon gesagt -, dass 

Anglern mit Fischereischein eine Geldbuße drohe, 

wenn sie Kinder unter 12 Jahren beim Angeln be-

aufsichtigen. Denn erst ab 12 Jahren sei eine Vor-

bereitung auf die Fischereiprüfung, die im Alter von 

14 Jahren ablegbar ist, zulässig.  

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, im Augen-

blick sprechen gleich mehrere Gesetze gegen eine 

grundsätzliche Änderung. Ich nenne nur das Fi-

schereigesetz, das Waffengesetz und das Tier-

schutzgesetz und weise darauf hin, dass die jungen 

Menschen erst mit 14 Jahren strafmündig sind. Das 

sind also eine ganze Menge Dinge, die da gerade 

wie ein Berg vor uns stehen.  

Auch der Landesfischereiverband Weser-Ems, mit 

dem ich ebenso wie mit dem Anglerverband Nieder-

sachsen gesprochen habe, mahnt hier zur Vorsicht, 

wie mir der Präsident Herr Gräßner in einem Ge-

spräch mitteilte. Hier müssen wir uns, damit wir zu 

Lösungen kommen, gemeinsam mit den Verbänden 

anschauen, wie wir eine rechtssichere Jugendarbeit 

und Jugendausbildung gestalten können und wie 

die bestehende Unsicherheit bei der Auslegung 

klargestellt werden kann. Wie wir eben gehört ha-

ben, gibt es dazu erste Gespräche. Dafür bin ich 

sehr dankbar, weil ich glaube, dass wir das den 

Anglerinnen und Anglern und vor allen Dingen auch 

dem Nachwuchs, der daran Interesse hat, schuldig 

sind.  

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Das 

warʼs.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt: 

Herzlichen Dank, Frau Logemann. - Als Nächstes 

kommt die Ministerin für Ernährung, Landwirtschaft 

und Verbraucherschutz zu Wort. Frau Staudte, bitte 

schön! Sie haben das Wort. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Miriam Staudte, Ministerin für Ernährung, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz: 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Liebe Abgeord-

nete! Ich freue mich sehr, dass wir heute hier so in-

tensiv über das Thema Binnenfischerei und Angeln 

in Niedersachsen diskutiert haben. Ich möchte mich 

auch ganz herzlich bei allen Fraktionen bedanken, 

die an der heutigen Beschlussempfehlung mitge-

wirkt haben. Es gab ja den Ursprungsantrag der 

CDU, der schon sehr viele Punkte umfasst hat. Es 

gab eine sehr intensive Beratung und eine Anhö-

rung im Ausschuss. Ich finde, es ist ein sehr gutes 

Zeichen, dass das, was jetzt als Beschlussempfeh-

lung vorliegt, auch viele Punkte aus der Anhörung 

aufgreift. Ich glaube, der Beschluss, der dann hier 

heute gefasst werden wird, wird in der Branche tat-

sächlich sehr gut ankommen.  

Ich finde es hervorragend, dass sich hier so deutlich 

zu dem Zielkonflikt Wasserkraft und Fischschutz 

positioniert wurde. Ich finde, wir sollten jetzt nicht 

sozusagen die Differenzen suchen, sondern vor al-

lem das Gemeinsame. Denn es wird schwer genug, 

das umzusetzen. Die Zuständigkeiten und die 

Durchgriffsmöglichkeiten sind da durchaus einge-

schränkt.  

Wenn 90 % der Wasserkraftwerke unter 1 MW Leis-

tung liegen, aber nur 10 % der Gesamtleistung aus 

Wasserkraftstrom geliefert wird, dann ist natürlich 

klar, dass wir uns zuerst an diesen orientieren müs-

sen. Wir müssen mit den Wasserbehörden spre-

chen, um da voranzukommen.  

Ich finde es sehr gut, dass deutlich gemacht worden 

ist, dass gerade für die Wanderfische die Querbau-

werke, die Turbinen, eine ganz große Gefahr dar-

stellen. Wir kennen es von den Windrädern, dass 

immer Gutachten dazu gemacht werden müssen, 

welche avifaunistischen Auswirkungen sie haben. 

Im Bereich der Wasserkraft ist diesbezüglich noch 

einiges nachzuholen.  

Die Engstellen in den Turbinen sind gerade für 

Wanderfischarten sehr, sehr problematisch. Wir alle 

wissen, dass sie ihre Laichzyklen haben und darauf 

angewiesen sind, bestimmte Laichgebiete zu errei-

chen. Alles das, was uns von den Anglerverbänden 

an Fotodokumentationen über die wirklich hochgra-

digen Verletzungen präsentiert worden ist, ist sehr 

erschütternd. Ich glaube, wenn wir uns alle gemein-

sam für Nachrüstungen, für Bypässe usw. einset-

zen, dann haben wir einiges gewonnen.  

Ich finde es auch gut, dass in der Beschlussfassung 

ganz deutlich der Aspekt der Verursachergerechtig-

keit eingezogen wurde. Diejenigen, die an den Was-

serkraftwerken verdienen, sind natürlich gefordert 

oder sollten gefordert sein, auch Nachrüstungen zu 

finanzieren. Nicht nur ich, sondern auch der Um-

weltminister nimmt diesen Auftrag des Landtags 

sehr, sehr ernst, um da gemeinsam voranzugehen. 

Ich möchte aber auch betonen, dass es zum Bei-

spiel im Bereich der Bundeswasserstraßen, also 

zum Beispiel der Elbe, Zuständigkeiten gibt, bei de-

nen der Bundesverkehrsminister, Herr Wissing, der-

jenige ist, der eigentlich dafür sorgen muss, dass 

die Durchlässigkeit dieser Flüsse gewährleistet ist, 

sprich: Staustufe Geesthacht, wo wir zumindest auf 

der Südseite mit nicht mehr zeitgemäßen Fischtrep-

pen große Probleme haben, etwa wenn der Stint 

wandert. Wir haben uns diesbezüglich auch schon 

an den Bundesverkehrsminister gewandt; leider 

gab es von dort noch nicht erfolgversprechende 

Rückmeldungen.  

Dass die Tierwelt im Bereich der Fische in Nieder-

sachsen wirklich bedroht ist, hat Kollegin Logemann 

gerade dargelegt. Wir haben 51 Arten, die bewertet 

werden, und 49 % davon sind auf der Roten Liste. 

Diese Situation kann uns natürlich in keiner Weise 

zufriedenstellen.  

Ich möchte jetzt nicht auf alle Punkte eingehen, die 

in dem Antrag angesprochen worden sind. Ich 

denke aber, insbesondere das Thema Ökosystem-

leistung bei Teichwirtschaften, das klare Bekenntnis 

zum Thema innovative Aquakulturvorhaben - also 

das Stichwort Aquaponik - oder auch Themen wie 

Nachwuchsgewinnung beschäftigen die Branche 

sehr und wollen wir unterstützen, damit es da wei-

tergeht.  

Vielleicht noch zum Angeln unter 14, weil das 

Thema jetzt mehrfach angesprochen worden ist. Es 

stimmt, es gab in der vergangenen Woche einen 

Austausch im Ministerium mit den in Niedersachsen 

maßgeblichen Angelverbänden. Wir haben uns dar-

über unterhalten, dass im Zuge der anstehenden 

Novelle des Fischereigesetzes dazu eine deutli-

chere, klarere Formulierung aufgenommen werden 

muss. Es ging nicht um einen Ministererlass oder 

einen Ministerinnenerlass, und es ging auch nicht 

darum, dass das Angeln ab 12 ohne Begleitung jetzt 

per se erlaubt wird. Das wird aus Gründen der feh-

lenden Strafmündigkeit tatsächlich so nicht möglich 

sein. Wir waren dazu aber in einem guten Aus-

tausch und waren uns auch alle einig, dass es in 

diese Richtung gehen muss.  



Niedersächsischer Landtag  -  19. Wahlperiode  -  42. Plenarsitzung am 17. Juni 2024 

 

 3397

Insofern freue ich mich über diesen Antrag. Ich 

glaube, insgesamt macht er deutlich, dass der 

Transformationsdruck in der Fischerei, auch in der 

Binnenfischerei, erheblich ist. Wir haben die Auswir-

kungen des Klimawandels, Stichworte: Fischster-

ben, gestiegene Temperaturen, Wasserknapphei-

ten, Starkregenereignisse. Das alles sind Themati-

ken, die uns und die Anglerverbände sehr stark be-

einflussen und zu denen wir einen dauerhaften gu-

ten Austausch zwischen allen Beteiligten auf kom-

munaler Ebene, beim NLWKN oder beim LAVES 

hinbekommen müssen, um bei diesen Ereignissen 

möglichst schnell reagieren zu können.  

Insofern herzlichen Dank für den Beschluss, der ja 

nun gleich gefasst werden wird. Ich denke, wir wer-

den uns zu der Thematik noch häufiger austau-

schen.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt: 

Herzlichen Dank, Frau Ministerin.  

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Nach § 39 

Abs. 2 Satz 3 in Verbindung mit § 31 Abs. 3 Satz 1 

unserer Geschäftsordnung stimmen wir zunächst 

über den Änderungsantrag ab. Falls er abgelehnt 

wird, stimmen wir anschließend über die Beschlus-

sempfehlung ab. 

Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der CDU in 

der Drucksache 19/4623 zustimmen will, den bitte 

ich jetzt um ein Handzeichen. - Das ist die CDU-

Fraktion. Wer ist dagegen? - Das sind die SPD-

Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen und die AfD-Frak-

tion. Dem Änderungsantrag wurde nicht gefolgt.  

Wir kommen daher zur Abstimmung über die Be-

schlussempfehlung. Wer der Beschlussempfehlung 

des Ausschusses zustimmen und damit den Antrag 

der Fraktion der CDU in der sich aus der Beschlus-

sempfehlung ergebenden geänderten Fassung an-

nehmen will, den bitte ich jetzt um ein Handzeichen. 

- Das sind die SPD-Fraktion, die Grüne-Fraktion 

und die AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? - Das ist die 

CDU-Fraktion. Damit wurde die Beschlussempfeh-

lung angenommen.  

Wir kommen jetzt zu: 

Tagesordnungspunkt 12: 

Abschließende Beratung: 

Lebensmittel-Herkunftskennzeichnung verbes-

sern - regionale Wertschöpfung stärken - Antrag 

der Fraktion der SPD und der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen - Drs. 19/2397 - Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-

schaft und Verbraucherschutz - Drs. 19/4520  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag in ge-

änderter Fassung anzunehmen. Eine Berichterstat-

tung ist nicht vorgesehen. 

(Unruhe) 

- Wir treten in die Beratung ein, wenn es hier etwas 

leiser geworden ist. - Herr Lechner!  

Zu Wort gemeldet hat sich: von der SPD-Fraktion 

Herr Güldner. Sie haben das Wort. 

(Beifall bei der SPD) 

Thore Güldner (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich freue mich, dass wir vor dem heu-

tigen Toresschluss hier noch einmal einen Ent-

schließungsantrag auf die Reise schicken werden, 

welcher die Absicht verfolgt, den Verbraucherinnen 

und Verbrauchern in Niedersachsen ein Mehr an 

Transparenz beim Kauf und Konsum von regiona-

len Lebensmitteln zu bieten - mit dem Bestreben 

nach einem niedersächsischen Regionalitäts- und 

Biosiegel, mit der Forderung nach einer konstrukti-

ven, aber kritischen Begleitung bei der Schaffung 

eines Klimalabels zur besseren Nachverfolgung von 

Lieferwegen und der Herkunft und damit auch zu 

mehr Fairness in einem globalisierten Markt, mit ei-

ner niedersächsischen Kennzeichnung von Wei-

nen, mit der klaren Transparenz über die Herkunft 

von Honig und der Forderung nach einer Auswei-

tung der staatlichen Tierwohlkennzeichnung auf 

Bundesebene - zusammengefasst: die Forderung 

nach einer umfassenden und ganzheitlichen Le-

bensmittelherkunftskennzeichnung, welche sowohl 

die Produzentenperspektive als auch die der Ver-

braucherinnen und Verbraucher bestmöglich be-

rücksichtigt.  

Zu dem vorliegenden Antrag hatten wir eine aus-

führliche Unterrichtung durch das ML, welche uns 

sicherlich in dem einen oder anderen Moment auch 

mit einzelnen offenen Fragen zurückgelassen hat, 
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welche dann aber zu meiner Freude - ich habe zu-

mindest wahrgenommen: auch zur Freude der de-

mokratischen Opposition -  

(Omid Najafi [AfD] lacht) 

in der folgenden Anhörung aus der Fachlichkeit wei-

testgehend geklärt werden konnten, auch wenn wir 

hier gleich bei der Bewertung einzelner Punkte aus 

der Anhörung sicherlich gewisse Unterschiede in 

der Interpretation erleben werden.  

Für uns ist es besonders wichtig, dass unser erster 

Entschließungspunkt zur Schaffung eines nieder-

sächsischen Biosiegels in den Stellungnahmen der 

Anzuhörenden im Verbraucherschutzausschuss ein 

positives Echo gefunden hat. Sowohl von der Ver-

braucherzentrale über Bioland bis hin zur Kammer 

war das so.  

Die Begründung dafür liegt auf der Hand: Ein nie-

dersächsisches Regionalitäts- und Biosiegel böte 

den Verbraucherinnen und Verbrauchern gewiss 

die Möglichkeit, auf den ersten Blick zu erkennen, 

welche Produkte tatsächlich aus der Region stam-

men und nach ökologischen Standards produziert 

wurden. Dies stärkt nicht nur das Vertrauen in regi-

onale Erzeugnisse; es fördert auch die lokalen Pro-

duzentinnen und Produzenten und kann auch iden-

titätsstiftend wirken. Dabei gibt es die eindeutige Er-

hebung, dass Verbraucherinnen und Verbraucher 

vor allem den staatlichen Labels vertrauen und die 

diversen privatwirtschaftlichen eher noch verwirren-

der finden.  

Andere Bundesländer, auch unionsgeführte, ma-

chen uns ja sehr erfolgreich vor, wie es gehen kann, 

wie ein Siegel zum Erfolgsmodell werden kann. Das 

soll gar kein Aufruf dazu sein, es identisch zu ma-

chen wie Bayern oder Baden-Württemberg. Dafür 

sind die Rahmenbedingungen von Land zu Land 

dann doch sehr unterschiedlich. Und trotzdem kön-

nen wir von dort lernen und Instrumente beispiels-

weise bei Kontrollen, Zertifizierungen und auch ge-

wissen Ausnahmen berücksichtigen und gegebe-

nenfalls übernehmen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, aus den beiden im 

Detail etwas kritischeren Stellungnahmen in der An-

hörung von Landvolk und Kammer haben wir erfah-

ren, dass sich der Widerstand eben nicht klar an ei-

nem staatlichen niedersächsischen Siegel festma-

chen lässt, sondern vielmehr darauf abzielt, dass 

eine Mehrbelastung und ein Bürokratieaufbau für 

die Produzentinnen und Produzenten befürchtet 

werden - ein Umstand, auf welchen ich auch in mei-

ner Rede in der ersten Beratung hier an dieser 

Stelle schon hingewiesen hatte und der natürlich 

nicht geht, nie beabsichtigt war und nie beabsichtigt 

sein wird.  

Dieser Befürchtung der Anzuhörenden und auch 

der Opposition haben wir dann auch Rechnung ge-

tragen und das jetzt mit einem hinzugefügten vier-

ten Entschließungspunkt in unserem Änderungsan-

trag konkretisiert. Denn unsere niedersächsischen 

Betriebe wollen nicht noch mehr Kontrollen, nicht 

noch mehr Formulare. Sie vertragen das auch nicht, 

sondern sie fordern zu Recht Entlastung. Sie wollen 

auch in der Mehrheit zu Recht nicht von immer mehr 

neu geschaffenen privatwirtschaftlichen Labels des 

Lebensmitteleinzelhandels beherrscht werden, son-

dern fordern wirksame, ehrliche Transparenzregeln, 

mit denen sich am Ende auch Geld verdienen lässt. 

Auch das berücksichtigen wir selbstverständlich. 

Dafür - ich finde, das muss man an dieser Stelle sa-

gen - muss sich übrigens auch der Wunsch der Ver-

braucherinnen und Verbraucher nach mehr Trans-

parenz an der Ladentheke im tatsächlichen Kauf-

verhalten an der Ladentheke widerspiegeln. Das tut 

er bislang auch bei denjenigen, die es sich leisten 

können, nicht unbedingt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein Kritikpunkt der 

Kollegin Kämmerling in der ersten Beratung war 

auch, dass es eine Labelflut geben könnte, welche 

sie plakativ mit der XXL-Milchtüte dargestellt hat. 

Das Bild, das sie zeichnete, fand ich zumindest 

ganz amüsant. Aber das ist natürlich nicht zutref-

fend und auch nicht die Absicht dieses Antrages, 

sondern wir müssen und werden genau gucken, wo 

wir es schaffen, Kriterien und Zertifizierungen zu-

sammenzufassen, Labels vielleicht auch zusam-

menzuführen und idealerweise auch mit staatlichen 

Kennzeichnungen privatwirtschaftliche abzulösen, 

damit es eben keine Labelflut gibt. 

Alle diese Forderungen greifen wir übrigens auch 

nicht aus der Luft. Sie sind in großen Teilen Kon-

sens zwischen Landwirtschaft und Verbänden, er-

geben sich aus dem „Niedersächsischen Weg“, er-

geben sich aus den Forderungen der Zukunftskom-

mission Landwirtschaft. Jetzt gilt es, sie im Sinne 

der Verbraucherinnen und Verbraucher bestmög-

lich auf die Bahn zu bringen. 

Abschließend: Die Begründung im Ausschuss, die-

sen Antrag abzulehnen, liebe Kolleginnen und Kol-

legen der CDU, indem man sagt: „Da sind ja ganz 

viele Punkte zusammengefasst, das ist ein Sam-

melsurium von vielen Forderungen“, kann zumin-

dest ich nicht nachvollziehen. Denn ich glaube, Ver-

braucherschutz muss immer ganzheitlich betrachtet 
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werden. Das gilt auch für die Transparenz durch die 

Lebensmittelherkunftskennzeichnung. 

Nur dann, wenn wir alles betrachten, nur dann, 

wenn wir ganzheitlich denken, kann Verbraucher-

schutz wirksam sein. Deswegen würde ich mich 

freuen, wenn Sie Ihr Votum heute noch einmal über-

denken und uns zustimmen - oder sich vielleicht zu-

mindest enthalten. 

Ich bedanke mich ganz herzlich für die Aufmerk-

samkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt: 

Herzlichen Dank, Herr Güldner. - Die nächste Wort-

meldung kommt aus der AfD-Fraktion. Herr Dan-

nenberg! 

(Beifall bei der AfD) 

Alfred Dannenberg (AfD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wenn 

das hier nicht der Plenarsaal wäre, sondern eine 

Schulklasse, und wir hätten gerade Erdkunde, 

Thema Landwirtschaft - meist in der 8. Klasse -: Da 

geht es dann an irgendeiner Stelle auch um die  

Biolandwirtschaft, und ich würde als Lehrer einfach 

mal in den Raum hineinfragen: „Liebe Leute, woran 

erkennt ihr im Laden ein Lebensmittel vom Biohof?“ 

- Antwort der Schüler: „Joa, da ist so’n Ökosiegel 

drauf.“ - Ich so: „Welches denn?“ - Antwort Schüler: 

„Joa, halt so’n Symbol und das Wort ‚Bio‘.“ - „Und 

es ist teurer als andere Sachen ohne ‚Bio‘“, schmet-

tert Klein-Andi hinterher. Die Hälfte der Klasse nickt, 

und der schlaue Kevin meint noch: „Aber dafür 

schmeckt es auch besser.“ - „Stimmt doch gar 

nicht“, entgegnet die Fast-Food-Fraktion. - Schnitt. 

Meine Damen und Herren, damit ist eigentlich 

schon alles Wesentliche gesagt. Nur wenige der 

Konsumenten überblicken die ganzen Siegel, die es 

jetzt schon gibt. Trotzdem träumen die Regierungs-

fraktionen noch von zwei weiteren Siegeln: einem 

niedersächsischen Biosiegel und einem umfassen-

den staatlichen Klimalabel. Unmissverständlicher 

Kommentar mehrerer Experten in der Anhörung im 

Ausschuss dazu: Bitte nicht noch ein Siegel! 

Eindrücklich ist mir der Hinweis der Landwirt-

schaftskammer in Erinnerung geblieben, man habe 

jetzt schon oft das technische Problem, dass die Eti-

ketten zu klein sind für die ganzen Infos, was zur 

Folge hat, dass es mitunter schon einer Drumher-

umverpackung zum Bedrucken bedarf. - Das kann’s 

doch wohl nicht sein! 

(Beifall bei der AfD) 

Oder der Einwand des Landvolks, mit einem rein 

niedersächsischen Biosiegel verzettelt man sich, 

weil unsere Produkte in einem anderen Bundesland 

dann weniger nachgefragt sein könnten, vor allem 

wenn es da dann auch ein regionales Siegel gibt. 

Übrigens: Die Direktvermarkter brauchen eh kein 

niedersächsisches Siegel, weil ihr Produkt per se 

regional ist. 

Was, wenn der nächstgelegene Schlachthof gleich 

hinter der niedersächsischen Landesgrenze in 

NRW liegt? Darf der dann nicht angesteuert wer-

den, wenn die Wurst nachher das rein niedersäch-

sische Biosiegel erhalten soll? Aber fürs Klimalabel 

wär’s ja besser wegen kürzerer Strecke, Abgas 

usw. Sie verzetteln sich! Mehr Kosten, noch mehr 

Bürokratie - aber genau das wolle man sich doch 

ersparen, meinte auch die Arbeitsgemeinschaft 

bäuerliche Landwirtschaft.  

Hinzu kommt: Bioprodukte sind teurer, aber immer 

mehr Menschen haben gar nicht mehr das Geld da-

für. Der Experte von Neuland e. V. meinte dazu: 

Entscheidend ist, dass die Verbraucher das auch 

kaufen. Man möge das vorher lieber erst einmal 

evaluieren. - Das sehe ich genauso. Und bis dahin: 

Bitte nicht noch ein Siegel, die eh keiner mehr über-

blickt! 

(Jörn Domeier [SPD]: Aber Neuland 

war für ein Siegel!) 

Daher stimmen wir dem Antrag nicht zu. 

Danke schön. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt: 

Herzlichen Dank, Herr Dannenberg. - Die nächste 

Wortmeldung kommt aus der CDU-Fraktion. Frau 

Kämmerling, Sie haben das Wort. 

(Beifall bei der CDU) 

Verena Kämmerling (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Lieber Herr Güldner, ich habe 

in der ersten Beratung des Antrags bereits gesagt, 

dass Sie mit einem Rundumschlag, aber völlig plan-

los durch die Lebensmittelkennzeichnung pflügen: 

regional, Klimalabel, niedersächsisches Biosiegel, 
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Weinkennzeichnung, passende Schriftgröße, Tier-

wohlkennzeichnung, Herkunftskennzeichnung, Ho-

nigkennzeichnung, Weinkennzeichnung zum Zwei-

ten. Noch was vergessen? - Nein, wunderbar, es ist 

für jeden etwas dabei. 

Sie merken: Auch die Beratung im Ausschuss hat 

uns nicht wirklich überzeugt. Sie haben Ihren Ur-

sprungsantrag zwar minimal ergänzt, aber im 

Grunde noch verschlimmert und mit Ihren Ausfüh-

rungen von gerade noch einmal mehr verschlim-

mert. 

Sehr geehrte Damen und Herren, schauen wir noch 

mal genauer hin!  

Sie fordern die Landesregierung auf, zur Förderung 

der Regionalität und ökologischen Landwirtschaft 

ein niedersächsisches Biosiegel zu entwickeln. „Re-

gional“ ist aber eben nicht nur „Bio“.  

Darüber hinaus wurde uns in der Anhörung erläu-

tert, dass die niedersächsische Bioproduktion eine 

völlig andere Struktur aufweist als in anderen Bun-

desländern. In Bayern mag ein bayerisches Biosie-

gel funktionieren, in Niedersachsen muss es das 

deswegen noch lange nicht. Wir haben die Befürch-

tung, dass ein zusätzliches Biosiegel vom Handel 

eingepreist wird und die Erzeuger dadurch über-

haupt gar keinen Mehrwert haben.  

Die nächste Forderung betrifft die Fortsetzung der 

Entwicklung des niedersächsischen Klimalabels. 

Das Projekt läuft doch. Wer sollte denn dagegen 

sein und jetzt kurz vor Ende schlappmachen?  

Es geht weiter mit der regionalen Kennzeichnung 

für in Niedersachsen produzierte Weine. Okay, das 

kann man machen. Emsländer Moorwein oder Bad 

Iburger Südhang - alles sehr erfrischend, bitte 

schön! Aber dann kommt Ihre Verschlimmerung, 

nämlich - das haben Sie eben schön ausge-

führt - bestehende Zertifizierungen und Labels zu-

sammenzuführen und dann möglicherweise am 

besten noch durch staatliche Labels zu ersetzen.  

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von SPD 

und Grünen, geht’s eigentlich noch? Was haben Sie 

sich dabei gedacht? Wollen Sie staatlicherseits in 

den Markt eingreifen und sich in die bestehenden 

Systeme, die größtenteils aus der Privatwirtschaft 

kommen, einmischen? Davor kann ich nur sehr 

deutlich warnen. 

(Beifall bei der CDU) 

Da geht es dann nämlich nicht nur um eine Biozer-

tifizierung, da geht es dann um die ganze Palette: 

QS, QS-GAP, die Initiative Tierwohl, die unter-

schiedlichen Verbandsbiolabel und noch einige 

mehr. Ich glaube nicht, dass Bioland in der Anhö-

rung gemeint hat, dass Niedersachsens staatliches 

Biosiegel Bioland ablösen soll.  

Für uns ist jedenfalls klar: Der Staat sollte hiervon 

seine Finger lassen.  

Sehr geehrte Damen und Herren, der Rest des An-

trags bezieht sich auf die Bundes- und EU-Ebene 

und enthält zum Teil doppelte und zum Teil über-

flüssige Forderungen:  

Erstens: die Ausweitung des staatlichen Tierwohl-

Labels. Ganz ehrlich, wir sollten es erst einmal 

schaffen, die Hürden zur Genehmigung von neuen 

Ställen abzubauen, bevor man hier weiter auswei-

tet. 

Zweitens. Vier Forderungen widmen Sie dem 

Thema Herkunftskennzeichnung. Allerdings vertritt 

die Bundesregierung diese Positionen doch schon 

längst auf EU-Ebene. Und sollte eine zukünftige 

Bundesregierung nicht mehr in Ampelfarben unter-

wegs sein, so kann ich zumindest für die CDU sa-

gen, dass sie das Engagement in dieser Sache je-

denfalls fortsetzen wird.  

(Beifall bei der CDU) 

Dann geht es um die Mindestschriftgröße. Okay, 

das ist vielleicht wünschenswert, aber es muss 

auch rein praktisch machbar sein.  

Und bezüglich der Honigkennzeichnung hat man 

sich im Trilog schon lange vor der Europawahl ge-

einigt, dass in Zukunft die prozentualen Anteile von 

Importhonigen ausgelobt werden sollen. Das 

Thema ist also schon längst erledigt.  

Am Ende bleibt also von Ihren Forderungen nicht 

mehr viel übrig. Es ist klar: Dieser Antrag dient im 

Grunde nur dazu, ein niedersächsisches Biosiegel 

zu schaffen. Ein weiteres Ziel steht nicht dahinter. 

Und was völlig fehlt, ist - ich habe es eben angedeu-

tet - eine Regionalitätsstrategie, die diesen Namen 

auch verdient. Dabei muss es dann um Themen ge-

hen wie den Aufbau regionaler Wertschöpfungsket-

ten, möglicherweise verbunden mit regionalen 

Wertschöpfungszentren, die zur Vermarktung klei-

nerer Margen - zum Beispiel rund ums Steinhuder 

Meer - eine Bündelungsfunktion übernehmen könn-

ten,  

(Beifall von Sebastian Lechner [CDU])  
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oder auch um ein echtes Niedersachsen-Label, das 

die Vorzüge unserer regionalen Land- und Ernäh-

rungswirtschaft noch einmal besonders in den Mit-

telpunkt stellt.  

Über einige dieser Themen werden wir morgen 

noch sprechen. Dieser Debatte will ich an dieser 

Stelle nicht vorgreifen. Wir stehen ja kurz vor dem 

Feierabend.  

Sehr geehrte Damen und Herren, den vorliegenden 

Antrag hätte es in diesem Umfang nicht gebraucht. 

Wir werden ihn heute ablehnen.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt: 

Herzlichen Dank, Frau Kämmerling.  

Ich darf die lieben Kolleginnen und Kollegen um Fair 

Play und um ein bisschen mehr Ruhe bitten. Ich 

weiß, es ist der letzte Tagesordnungspunkt. Aber 

wir hören nur noch zwei Redner. Vielleicht können 

alle Fraktionen die Nachbarschaftsgespräche ein-

stellen.  

Als Nächstes: von Bündnis 90/Die Grünen Herr 

Schroeder. Sie haben das Wort.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Christian Schroeder (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Sie alle kennen das vielleicht: Sie ste-

hen im Supermarkt, erledigen Ihre Einkäufe, halten 

eine Packung Hähnchenbrustfilet oder einen Beutel 

mit Karotten in der Hand und sehen das kleine La-

bel „Bio“. Gegebenenfalls stehen noch „EU-Bio“  

oder andere Bio-Zertifizierungsembleme darunter. 

Die Eingeweihten unter uns werden auch auf der 

Rückseite die kleine Betriebsnummer identifizieren 

können. Und bestenfalls kommt die Ware auch 

noch aus Bayern.  

Na gut, es ist Bio, denken Sie sich und legen das 

Hähnchen in den Wagen. Da frage ich mich natür-

lich: Was ist mit der Regionalität? Bio ist schön und 

gut, aber - ich habe das an anderer Stelle schon ein-

mal gesagt - aus unserer Sicht müssen Bio und Re-

gional auch zusammengehen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

Was also soll die Lösung sein? - Ich sage es Ihnen: 

Information, Transparenz für die Verbraucherinnen 

und Verbraucher, und dies eben nicht nur beim 

Thema Regionalität und Bio.  

Transparenz ist etwas, was die Verbraucherschutz-

zentralen immer wieder einfordern, die wohl auch 

deshalb unseren Antrag im Ausschuss und in den 

Anhörungen konstruktiv und wohlwollend begleitet 

haben. Mittels einer Lupe wurde uns dabei auch 

verdeutlicht, dass so banal wirkende Dinge wie die 

Schriftgröße auf einer Verpackung eben keine Ba-

nalität sind und auch etwas mit Inklusion zu tun ha-

ben.  

Meine Damen und Herren, Information und Trans-

parenz bei Lebensmitteln sind grundlegende Vo-

raussetzungen für eine bewusste Kaufentschei-

dung der Menschen. Auch die mit dem vorliegenden 

Antrag geforderte Kennzeichnung regionaler Le-

bensmittel ist eine Voraussetzung für die bewusste 

Kaufentscheidung der Menschen. Wir wollen, dass 

die Menschen in Niedersachsen bewusst Kaufent-

scheidungen treffen, wir wollen, dass sie die 

Chance haben, sich für Lebensmittel aus ihrer Re-

gion zu entscheiden, und wir wollen, dass sie heimi-

sche Erzeugerinnen und Erzeuger an der Kasse ak-

tiv unterstützen können.  

Meine Damen und Herren, der vorliegende Antrag 

thematisiert ein ganzes Bündel. Ja, das wurde ge-

sagt. Der europäische Green Deal mit der Farm-to-

Fork-Strategie macht genau das auch, gibt uns 

Ziele vor und sagt uns, wie es gehen kann. Tierhal-

tung, Ackerbau in der Landwirtschaft - es wird schon 

jetzt nach und nach klimafreundlicher. Ich finde, das 

sollten wir auch sehr selbstbewusst auf unseren 

Verpackungen deutlich machen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir schaffen mit 

diesem Antrag auch den Aufschlag hin zu einem 

Bio-Siegel, das Standortkriterien mit ausweist. Es 

ist ein erster Schritt auch hin zu der Entwicklung ei-

nes staatlichen Klimasiegels für mehr Regionalität 

und biologisch erzeugte Lebensmittel. Und es wird 

uns ermöglichen, die Ernährung regionaler, klima-

freundlicher und vor allem solidarischer gegenüber 

der Landwirtschaft zu gestalten.  

Gleichzeitig haben wir - das wurde von Herrn Güld-

ner angesprochen - mit diesem Antrag auch die Bü-

rokratie im Blick. Wir werden sie auf ein Mindest-

maß begrenzen. Wir benötigen eben keine zusätz-

lichen Zertifizierungsprozesse. Das wurde in den 

Anhörungen sehr deutlich. Die Prozesse sollen zu-
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sammengeführt werden. Das haben wir aus den An-

hörungen mitgenommen und hat Eingang in unse-

ren Änderungsantrag gefunden.  

Selbstverständlich ist klar, dass die Bundesebene 

bei der Lebensmittel-Herkunftskennzeichnung und 

dem Tierwohl-Label ebenfalls nachschärfen muss. 

Dafür setzen wir uns ein, und das werden wir wei-

terverfolgen.  

Unser vorliegender Antrag ist ein wichtiger Baustein 

in die richtige Richtung hin zu einer nachhaltigen, 

ökologisch-ökonomischen Landwirtschaft in Nieder-

sachsen, für hochwertige Lebensmittel zu fairen 

Preisen für unsere Landwirtinnen und Landwirte.  

Frau Kämmerling, Sie haben recht: Es muss am 

Ende an der Ladenkasse eben auch bezahlt wer-

den. Deshalb unterhalten wir uns morgen über die 

Direktvermarktung und noch einmal genau über die-

ses Thema.  

Danke schön.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt: 

Herzlichen Dank, Herr Schroeder. - Die nächste 

Wortmeldung: die Ministerin für Ernährung, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz. Frau Staudte, 

bitte schön! 

Miriam Staudte, Ministerin für Ernährung, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz: 

Vielen Dank. - Frau Vorsitzende! Liebe Damen und 

Herren Abgeordnete! Ich begrüße den hier vorge-

legten Antrag und freue mich, dass er nun beschlos-

sen werden wird.  

Ich möchte einen weiteren Aspekt einbringen. Die 

Bundesebene wird ja häufig adressiert, wenn irgen-

detwas nicht gut funktioniert. Hier muss man ganz 

klar sagen: Seit dem 1. Februar dieses Jahres ist 

die Herkunftskennzeichnung auf tierischen Produk-

ten deutlich ausgeweitet worden. Bislang war nur 

für verpacktes Fleisch und für unverpacktes Rind-

fleisch vorgeschrieben, dass man das Land, aus 

dem dieses Produkt kommt, kennzeichnen muss. 

Inzwischen gilt dies auch für das unverpackte 

Fleisch, ganz gleich, ob frisch, gekühlt oder tiefge-

froren, für Schweinefleisch, Schaffleisch, Ziegen-

fleisch, Geflügelfleisch. Ich glaube, das ist wirklich 

ein ganz großer Fortschritt.  

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

Wenn man den Ernährungsreport des Bundes be-

trachtet und sich die Zahlen zur Herkunftskenn-

zeichnung anschaut, dann wird wirklich deutlich, 

dass es bei Verbraucherinnen und Verbrauchern 

ein ganz großes Bedürfnis gibt, eine eindeutige 

Kennzeichnung zu bekommen. 82 % sagen, sie 

wünschen sich diese Herkunftskennzeichnung. 

Aber auch Aspekte wie die Transportstrecke sind 

bei 73 % der Befragten ein ausschlaggebendes Kri-

terium. Ich glaube, die Politik muss hier die notwen-

dige Hilfestellung geben, um diese Produkte so zu 

kennzeichnen, dass sie leicht erkannt werden kön-

nen.  

Wir haben in Niedersachsen die große Aufgabe, 

den gesamten Bereich der Wertschöpfungsketten 

zu stärken, die handwerklichen Betriebe, die ja viel-

fach in ihrer Existenz bedroht sind, zu unterstützen; 

denn es geht nicht nur um die Produkte, die quasi 

unverarbeitet im Einkaufswagen der Verbraucherin-

nen und Verbraucher landen, sondern eben auch 

um die verarbeiteten Produkte. Das heißt, wenn 

man regional einkaufen möchte, dann braucht man 

auch regionale Verarbeitungsstrukturen. Dafür ha-

ben wir unsere Förderrichtlinie „Verarbeitung und 

Vermarktung“ mit zusätzlichem Geld ausgestattet. 

Ich glaube, dass wir da auf der Landesebene den 

richtigen Weg gehen. 

Ich möchte aber auch etwas zu dem Punkt sagen, 

der hier am intensivsten und auch strittig diskutiert 

wurde, nämlich zum niedersächsischen Bio-Siegel, 

das sich auch im Koalitionsvertrag der regierungs-

tragenden Parteien wiederfindet. Ich muss feststel-

len, dass es ganz oft, wenn es um Bio und um die 

Frage geht, ob es in der Außer-Haus-Verpflegung 

und in der Gemeinschaftsverpflegung mehr Bio ge-

ben sollte, vonseiten der CDU in diesem Hause 

heißt: „Aber regional ist doch viel wichtiger als Bio!“ 

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

Ich habe den Eindruck, dass unsere Absicht, ein 

niedersächsisches Biosiegel einzuführen, Ihre Ar-

gumentation durchkreuzt und Ihnen das in Wirklich-

keit ein Dorn im Auge ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Selbstverständlich werden wir in allen unseren 

Überlegungen immer möglichst unbürokratische Lö-

sungen auf den Tisch legen. 

Ich kann auch die vorgetragene Problematik, dass 

ein Niedersachsen-Label dazu führt, dass ein Pro-
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dukt außerhalb Niedersachsens nicht mehr so at-

traktiv sein könnte, entkräften. Es ist ja keine Pflicht 

vorgesehen, ein solches niedersächsisches Bio-

Siegel aufzudrucken, sondern man schaut sehr ge-

nau auf die Vermarktungswege. 

Ich habe im Übrigen auch mit Hamburg Kontakt auf-

genommen, einem sehr wichtigen Absatzmarkt für 

uns. Dort hat man gleich gesagt: Für uns lohnt es 

sich nicht, ein Hamburger Biosiegel einzuführen, 

aber wir würden uns sehr gerne beteiligen. - Dann 

führen wir das doch zusammen; denn aus der nie-

dersächsischen Produktion wird auch unser nahes 

Umfeld beliefert. Ich denke, auch Bremen wird nicht 

gleich Nein sagen, sondern mit uns in den Aus-

tausch gehen. 

Ich glaube, wir werden ein wirklich gutes Konzept 

erarbeiten. Ich hoffe, es wird, wenn es dann vorliegt, 

breit getragen werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

Ich habe mich aber auch gefreut, dass Aspekte wie 

der regionale Wein und seine Vermarktung ange-

sprochen worden sind. Er wird ja gerne etwas belä-

chelt, aber ich kann Ihnen berichten, dass die bun-

desweite Tagung der Weinkontrolleure in den letz-

ten Wochen in Niedersachsen stattgefunden 

hat - natürlich mit einer Verkostung der niedersäch-

sischen Weine - und dass eine große Begeisterung 

im Raum festzustellen war, weil die niedersächsi-

schen Weine qualitativ wirklich sehr hochwertig pro-

duziert werden und einfach unglaublich gut schme-

cken. Das hat zu einiger Verwunderung geführt. 

Vielleicht ist das ja auch Rückenwind, beim Bund 

vorstellig zu werden, endlich das Bundesweinge-

setz zu ändern, mit dem zum Beispiel vorgeschrie-

ben wird, dass nur Winzer aus bestimmten Anbau-

regionen wie der Mosel ihre Anbauregion aufs Eti-

kett drucken dürfen, Niedersachsen aber nicht. Wer 

weiß, vielleicht gibt es auch da mal eine Zeiten-

wende, was solche kleinen Themen angeht. Aber 

ich glaube, es passt einfach nicht mehr in die Zeit, 

zu sagen: Konsumentinnen und Konsumenten sol-

len bitte regional konsumieren - aber dann drucken 

wir die Herkunft nicht drauf. Da wollen wir mehr Frei-

heit, auch für den niedersächsischen Wein. Insofern 

nehme ich das mal als Auftrag, beim Bund nochmal 

vorstellig zu werden und dieses Thema zu adressie-

ren. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt: 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

zustimmen und damit den Antrag der Fraktion der 

SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der 

sich aus der Beschlussempfehlung ergebenden ge-

änderten Fassung annehmen will, den bitte ich um 

ein Handzeichen. - Das sind die SPD-Fraktion und 

die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist dage-

gen? - Das sind die CDU-Fraktion und die AfD-Frak-

tion. Die Beschlussempfehlung wurde damit ange-

nommen. 

Wir sind am Ende der Tagesordnung. Ich wünsche 

Ihnen einen angenehmen Abend. 

Schluss der Sitzung: 19.14 Uhr. 
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